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drucksachen -inhalte 

Geistig-moralische -
Systemüberwindung 

Als geistig moralische Erneuerung 
bezeichnen die Konservativen ihre 
Strategie, mit der sie ideologisch ih­
re Macht langfristig absichern wol­
len . Sie benutzen dabei recht syste­
matisch das Instrumentarium, das 
sie bisher als Handwerkszeug der 
Systemüberwinder geißelten. 

Seite 9 

Bewegung und 
Widerstand 
Die Basis des Widerstandes gegen die geplan­
ten neuen Raketen wird breiter. Die Akt ionen 
im Herbst werden mit vielen prominen ten Mit­
streitern rechnen können . 
Am Beispiel Kölns wird d~r Widerstand gegen 
die Friedensbewegung geschildert . 
Die Ablehnung von Rüstungsexporten ka nn 
nicht nur moralisch politisch begründet wer­
den. Auch ökonomische Fakten sprechen 
gegen den Handel mi t Waffen . Seite 11-18 

Mutmacher William Borm 
Der älteste Jungdemokrat, William Borm, feierte an­
fang Juli seinen 88. Geburtstag. Rudolph Schwinn 
erinnert für die liberalen drucksachen an einige Sta­
tionen im Leben eines der 'zornigen alten Männer', die . 
im Herbst ihren jüngeren Mitstreitern Mut machen wer­
den. Er schildert das Wirken eines Pensionärs, der nicht 
an Ruhestand denkt. Seite 37 

Wahlen im Herbst 
Am 25. September stellen sich die Liberalen Demokraten in Hessen und Bremen 
zum ersten Mal einer Wahl. Prof. Theo Schiiler hat sich auf dem hessischen Landes­
parteitag der Liberalen Demokraten mit der Bedeutung dieser Wahlentscheidung_ 
auseinandergesetzt. Ein respektables Ergebnis für die LD, hofft Schi ller, würde die 
Liberalen Demokraten im Aufbau ihrer Partei bekräftigen und für 1987 eine Fort­
schrittsmehrheitwieder denkbar machen. 
Thilo Schelling beschreibt, wie die Grünen in Bremen scheinheilig zur Einheit aller 
kritischen Kräfte auffordern und gleichzeitig z.B. ein Bündn isangebot der J ungde­
mokraten ausgeschlagen haben . Seite 20 

Ein schlechter D ienst 
Der Prozeß gegen de n dänischen Journalisten 
Sörensen, der wegen Sp ionageverdachts unter 
Anklage stand , hat er ch rec ende Praktiken 
des Verfassungsschutzes an den Tag gebracht. 
Eine etwas gesch ic ere Belastu ngszeugin, so 
Prozeß-Beobachter Richard Finger, und der 
Journal ist häne sich in en Fallstricken der 
Geheimdiensteverfan en. Seite 29 



drucksachen-herausgeber: 

Friedrich Hölscher: 

,,Keine Chance 
für den 
organisierten 
Liberalismus'' 

Sehen wir es realistisch: Der Liberalis­
mus hat derzeit keine Chance, als eigen­
ständige politische Kraft vor dem Wähler 
zu bestehen. Für diese Feststellung ist der 
FDP-Erfolg bei der Bundestagswahl kein 
Widerspruch, sondern eine Bestätigung. 
Nicht eine liberale Programmpartei wurde 
gewählt, sondern eine "Freihandelsorga­
nisation" in der Funktion des Mehrheits­
beschaffers für die große, konservative 
Wende. Diese Bemerkung ist nicht ehren­
rührig gemeint - die Geschichte der "li­
beralen Parteien" war auch immer die Ge­
schichte von sich im Grunde stark vonein­
ander abgrenzenden politischen Strömun­
gen: Sogenannte liberale Parteien für Leu­
te, die "den Marschallstab im Tornister 

·haben", also die Parteien des aufsteigen­
den Bürgertums, und liberale Parteien, die 
ebenfalls aus der bürgerlichen Gesellschaft 
heraus auf gesellschaftspolitische Refor­
men setzten, auf gleiche soziale und Bil­
dungschancen, die freisinnig und radikal­
demokratisch zugleich waren. 

Die Zusammenführung dieser Kräfte 
nach dem Zweiten Weltkrieg in einer Par­
tei muß spätestens mit der selbstverant­
worteten Obergabe der Verantwortung 
für die Innenpolitik an die CSU als ge­
scheitert angesehen werden. Die Rest-

. FDP wird ebenfalls von der politischen 

Bühne verschwinden, sobald Franz-Josef 
Strauß die zur Zeit für die FDP lebensret­
tende Rolle des Buhmanns ausgespielt 
hat. Die Landtagswahlen zeigen diese 
Entwicklung bereits im voraus. 

Bleibt die Frage nach der Wiedergeburt 
der liberalen Partei, z.B. in Form der Li­
beralen Demokraten (LD). Aber hat Mari­
anne Hochgeschurz nicHt recht mit ihrer 
zugegebenermaßen schockierenden Fest­
stellung in der Januar-Ausgabe der libera­
len drucksachen: "ln den nächsten Mona­
ten (und) Jahren steht für uns mehr und 
Wichtigeres auf dem Spiel als der organi­
sierte Liberalismus." Die Liberalen Demo­
kraten werden es nicht schaffen, sie wer­
den -leider- ungewollt der Gegenrefor­
mation von CDU/CSU-FDP nutzen. Zu 
schmal ist ihr personelles und program­
matisches Angebot. 

Andererseits hat die große Volkspartei 
SPD z.B. auf den Feldern der Entspan­
nungspolitik, der Deutschlandpolitik, der 
Entwicklungspolitik, der Bildungspolitik 
das liberale Erbe bereits übernommen. 

Daneben sind die Grünen als neue in­
novative Kraft entstanden, ebenfalls .mit 
liberalen Ansätzen, vor allem in der Frie­
denspolitik und im ökologischen Refor­
mismus . 

Wäre es in dieser konkreten Situation 

politisch nicht vernünftiger, auf die einzig 
ernstzunehmende politische Gegenmacht 
zur Banner Restauration zu setzen, auf 
die SPD? Diese Partei zu beeinflussen im 
Sinne einer deutlicheren Öffnung zum 
fortschrittlichen bürgerlichen Lager, be­
sonders in der Innen- und Rechtsstaatspo­
litik sollte wichtigste Aufgabe der ver­
sprengten Liberalen sein. 

Das heißt ja nicht, den Traum einer li­
beralen Wiedergeburt für alle Zeiten zu 
begraben. Die Parteienlandschaft ist in 
Bewegung - nicht nur in Deutschland 
(siehe Großbritannien). Wer sagt denn, 

· daß nicht eines Tages, aus der Asche der 
FDP, aus den Liberalen Demokraten, aus 
Teilen der Grünen und aus Teilen der un­
dogniatischen Linken der SPD ein neuer 
liberaler; radikaldemokratischer Phönix 
sich erhebt? Richten ·wir uns auf einen 
langen Marsch ein, statten wir uns mit ei­
nem langen Atem aus. Warten wir ab, ar­
beiten wir, wo iminer wir derzeit stehen, 
für unsere liberalen Prinzipien, üben wir 
Toleranz zueinander, gleich wo unser 
Schiff der liberalen Hoffnung jeweils 
schwimmt, bei d(m Liberalen Demokra­
ten, bei der FDP, bei der SPD, bei den 
Grünen oder in neutralen Gewässern. Nut­
zen wir die Liberalen Vereinigungen als 
Sammelbecken aller Versprengten. 
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drucksache 

Liebe Abonnentin, 
I ieber Abonnent, 
diese Ausgabe hat lange auf sich warten lassen. Wir hatten im 
letzten Heft angekündigt, wie düster die finanzielle Zukunft un­
seres Blattes aussieht, wenn wir keine weiteren Abonnent~n, 
nicht mehr Anzeigen oder nicht zumindest weiteres Kapital er­
halten. 
Wie Sie beim Durchblättern dieser Ausgabe sehen werden, ist es 
uns gelungen, eine ganze Reihe von Anzeigenaufträgen zu bekom­
men. Doch die meisten Anzeigenkunden haben wir nur für diese 
eine Ausgabe gewin.nen können. Langfristig sind wir hierbei also 
keineswegs über dem Berg. 
Solider für die Zukunft des Blattes ist da schon das reale Anwach­
sen der AbonnentenzahL Doch auch hier sind wir erst einen klei­
nen Schritt vorangekommen. Einige treue Leser haben uns mit 
Geschenkabos unterstützt; eine Idee, die wir nicht erst Weihnach-
ten weiterempfehlen möchten. . 
Wir woll~n schließlich auch Ihnen, lieber Abonnent in die Tasche 
greifen und diese etwas umfangreicher geratene Ausgabe als Dop­
pelnummer Juni/Juli verrechnen. Sollten Sie damit nicht einver­
standen sein, was zweifellos Ihr gutes Recht und Geld ist, sollten 
Sie uns dies auf einer Postkarte mitteilen. 
Am tiefsten haben zwei Herausgeber und ein Parteivorsitzender 
in die Tasche gegriffen, um diese Ausgabe mit Krediten vorzu­
finanzieren. 
Unser langfrist,iges Oberleben hängt nun entscheidend davon ab, 
ob es gelingt, weitere Abonnenten zu gewinnen. Wir werden dann 
den Verlag in eine GmbH & Co KG umwandeln, um für diejeni­
gen, · die uns eine finanzielle Beteiligung am Verlag in Aussicht 
gestellt haben, besonders günstige Voraussetzungen zu schaffen. 
Bitte überlegen. Sie, wie Sie unser Zeitungsprojekt unterstützen 
können und senden Sie uns den Coupon, den Sie auf Seite 4i 
finden, zurück. 

Ihrdrucksachen-team 



bundestags-drucksachen 

. Amt & Verstand 
Größere Verwirrung herrscht derzeit 

in Bonner Korrespondentenkreisen , wie 
der Salto der freidemokratisch-christli­
chen Regierung in Sachen DDR-Kredit zu 
begründen ist. Während die einen eher 
göttliche Ratschlüsse vermuten (Motto: 
Wem Gott ein Amt gibt, dem gibt er auch 
Verstand), weisen die anderen auf die 
pragmatischen Traditionen seit Adenauer 
hin ("Was geht mich von mein Geschwätz 
von gestern an?"). Begnügen wir uns, den 
Fakt-als solchen zu dokumentieren. 

"Solange die DDR-Führung nicht be­
reit ist, die Erhöhung des Zwangsum­
tauschs für Besucher aus dem . Westen 
rückgängig zu machen, sind wirtschaftli­
che Leistungen der Bundesrepublik wie 
die Beibehaltung der jetzigen günstigen 
Kreditbedingungen im Rahmen des ·soge­
nannten Swing nicht zu rechtfertigen ." 

Helmut Kohl am 24. Mai 1982 

"Die vorausschauende Entscheidüng 
der Bundesregierung, für einen Banken­
kredit an die DDR in Höhe von einer 
Milliarde Mark die Bürgschaft zu über­
nehmen, zeigt einmal mehr den konstruk­
tiven Ansatz ihrer Deutschhmdpolitik. 
Die CD U/CSU-Fraktion bittet die Bun­
desregierung - allen böswilligen Unter­
stellungen zum Trotz -die so eingeleitete 
Politik gegenüber Ost-Berlin fortzuset-
zen ." 

Eduard Lintner (CSU) 

Schuldzuweisung 
Seit Heiner Geißler weiß die Welt, wer 

schuld ist an Auschwitz: diejenigen, die 
umkamen. Manfred Wörner, Kohl'scher 
Militärminister, blickt schon weiter. Er 
weiß bereits, wer die Schuld am nächsten 
Krieg trägt: "In Europa und der Bundes­
republik Deutschland geraten einige der 
geistig-moralischen Voraussetzungen flir 
eine wirksame Verteidigung ins Wanken. 
Das Gefühl der Bedrohung schwindet, ein 
unkritischer, wirklichkeitsblinder Pazifis­
mus greift in Teilen der Bevölkerung um 
sich, der Widerstand gegen eine Moderni­
sierung der Waffen versteift sich, und die 
Fähigkeit der Bevölkerung, auch 'Zeiten 
der Spannung zu ertragen, läßt spürbar 
nach." So warnte der (in Friedenszeiten) 
oberste Kriegsherr noch im Februar 1981: 
Jetzt hat er ja Gelegenheit, das wehru n­
willige Volk auf Vordermann zu bringen. 
Der Herbst naht. 

Herzenssache 
Peter Kurt Würzbach macht mobil. Der 

Parlamentarische Staatssekretär beim 
Bundesverteidigungsminister und Oberst-

Ieutnant a.D. teilte im Juni den Abgeord­
neten in Bonn mit, was ihm "sehr am 
Herzen" liegt. Nach seiner Ansicht ver­
dient die Aktion des Reservistenverban­
des der Bundeswehr ("Reservisten ins 
Rathaus") die "Unterstützung von uns al­
len". 

Den Wehrpflichtigen soll _nach der Ent­
lassung aus dem Grundwehrdienst der 
"Dank ihrer Heimatgemeinde" ausgespro­
chen werden. Dazu sollte man diese zu 
"einer kleinen Feier ins Rathaus" einla­
den. 

Die PR-Aktion erscheint notwendig, 
denn "die Reaktion in den Gemeinden 
(auf diesen Vorschlag) war unterschied­
lich und lag zwischen spontaner Zustim­
mung und strikter Ablehnung", wie Re­
servist Würzbach verärgert feststellt. Ein 
bißchen Dank der Heimatgemeinde ist 
doch wirklich nicht zuviel verlangt, meint 
Würbach: "Wer die Diskussion um die 
Fried~nssicherung in unserem Land ver­
folgt, stellt fest, daß die Erfüllung einer 
staatsbürgerlichen Pflicht, wie sie die 
Wehrotlicht darstellt, so sehr in das Zwie-

Soldat: Zum Dank ins Rathaus? 

licht politischer Mißverständnisse geraten 
ist, daß denen, die ihr nachkommen, An­
erkennung gebührt. Die Bedeutung des 
Friedensdienstes der Soldaten wird häufig 
verkannt." 

Ob die Zivildienstleistenden, die nach 
Würzbachs Mitteilung in bisherige Veran­
staltungen auch einbezogen wurden, diese 
Sätze so. unterstreichen können, steht 
dahin. 

Verständnisvolle Gläubiger 
Unter dem Datum vom 28.6.83 . 

schrieb Rudolf Hartung, Bundesvorsitzen­
der der Jungsozialisten, einen offenen 
Brief an Bundestagspräsident Barzel zu 
einem Vorgang, der über 10 Jahre zurück 
liegt: · 

"Sehr geehrter Herr Präsident! 
Nach Pressemitteilungen verhandelt die 
Bundestagsverwaltung wieder einmal mit 
der rechtsextremistischen NPD über die 
Rückzahlung zuviel erhaltener Wahl­
kampfkostenerstattung . aus dem Jahre 
1969. Immer noch stehen der NPD zins­
los ca. DM 700.000 aus öffentlichen Mit­
teln 'zur Verfügung, die bisher in lächerli­
chen Jahresraten von DM 25 .000 abge­
stottert wurden." 

Hartung schließt kühl: "Wenn der 
NPD-Bundesvorstand nicht freiwillig 
zahlt, sollte die Angelegenheit von einem 
Gerichtsvollzieher erledigt werden kön­
nen." 

Es begann 1972. Im Verfassungs­
schutzbericht 1972 schrieb das Bundesin­
nenministerium: "Die Partei muß wegen 
ihres schlechten Abschneidens bei der 
Bundestagswahl 1.918.652 DM an Wahl­
kampfkostenvorschüssen zurückzahlen. 
Da sie fürdiesen Zweck nur eine Rücklage 
von 1 Million DM gebildet hatte, kann 
diese Verpflichtung zur Zahlungsunfähig­
keit führen." 

Die Zahlungsunfähigkeit und damit 
das Ende einer Partei, die wegen Recht-

fertigung des Nationalsozialismus nicht 
nur eine innenpolitische Gefahrdung der 
Demokratie darstellt, sondern aufgrund 
ihrer politischen Arbeit dem Ansehen der 
Bundesrepublik immer wieder geschadet 
hat, wurde vermieden. 

Es fanden sich seit 1972 immer wieder 
verständnisvolle Gläubiger. Zuständig war 
und ist die Bundestagsverwaltung - poli­
tisch · das Präsidium des Deutschen Bun­
destages. 

1977 wußte der Bundesinnenminister 
im Verfassungsschutzbericht mitzute~en : 
"Der Bundesrepublik Deutschland stand 
1977 ein Rückzahlungsanspruch von DM 
918.000 gegen die NPD zu. Nach einer im 
Dezember 1977 mit der Verwaltung des 
Deutschen Bundestages getroffenen Ver­
einbarung hat die NPD bis 31. Januar 
1978 DM 150.000 zurückzuzahlen. Der 
Rest wird bis. nach der Bundestagswahl 
1980 gestundet." 

Während jeder Bürger Zinsen zahlen 
muß, wenn er eine Anschaffung aus Kre~ 
diten finanzieren will, ging es der NPD 
besser: Die Bundestagsverwaltung stunde­
te den Restbetrag von immerhin 770.000 
DM zinslos. Nach den Bundestagswahlen 
1980 stotterte die NPD in Raten von DM 
25.000 ab. 

Die erste Reaktion des Bundestagsprä­
sidenten auf den Hartung-Brief: Gegen­
wärtig werde erneut geprüft ... 
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. nachrichtlich 

Friedensbüro 
Der Koordinierungsausschuß 

für die Vorbereitung · der 
HerbstAktionen hat jetzt ein 
Büro eingerichtet. Den Frie­
densaktivisten mangelt es zwar 
nicht an Kraft und Ausdauer, 
wohl aber an Büromaterial, 
Einrichtungsgegenständen und 
natürlich Geld. Wer dazu bei­
tragen möchte, den Arbeits­
Start des Büros durch Zuwen-

. dungen irgendwelcher Art zu 
erleichtern, kann sich wenden 
an: Koordinierungsbüro 
Herbst-Aktionen, Estermann­
straße 179, 5300 Bonn 1, Tel. 
0228/678231 oder 678232. 
Die ersten Materialen (Plakate, 
Rundbriefe) sind bereits fertig 
und können dort angefordert 
werden. Für die Liberalen hat 
mittlerweile Ernst-Christoph 
Stolper, Jungdemokrat aus 

Duisburg, die Arbeit im Büro 
aufgenommen. 

Nächste Termine der Frie­
densbewegung bis zur Aktions­
woche im Oktober sind u.a. 
eine Regionalkonferenz West 
zur Besprechung der Bonner 
Volksversammlung am 4.9. und 
das 3. Forum der Krefelder Ini­
tiative am 17.9. in der Stadt­
halle Bad Godesberg. 

LD-Landesverband 
in Bayern 

Anfang Juni hat sich in Augs­
burg der Laodesverband Bay­
ern der Liberalen Demokraten 
gegründet. Damit ist au<th der 
letzte "weiße Fleck" in der 
Reihe der Landesverbände ver­
schwunden. 

Sieben Monate nach Grün­
dung der Liberalen Demokra­
ten existieren nun in allen Bun-_ 

des! ändern Landes verbände. 

Mit etwa 100 Mitgliedern zählt 
der Südstaat von der Mitglie­
derzahl her zu den kleineren 
Landesverbänden. Es bestehen 
dort derzeit vier Kreisverbände 
und ein Bezirksverband. 

Landesvorsitzender wurde 
der 38-jährige Ariton A. Fi­
scher, Malermeister aus Augs­
burg. Seit der Parteigründung 
im November 1982 hat Fischer 
die Aufbauarbeiten der Libera­
len Demokraten in Bayern ko­
ordiniert. 

Selbstgesetzter Ar-
beitsschwerpunkt der bayeric 
sehen Liberalen Demokraten 
wird die Vorbereitung auf die 
Kommunalwahlen im März 
1984 sein. ln Dachau und Bad 
Wiessee sind die Liberalen De­
mokraten mit Mandatsträgern 
in den Kommunalparlamenten 
vertreten. 

LBW-Reisen 
Vom 1. bis 12. November ver­
anstaltet das LBW NRW eine 
Reise in die USA. Themen,die 
dort diskutiert werden sollen: 
Entspannungspolitik, Ost-West­
verhältnis und Abrüstung. Rei­
seziele: New York, Washington 
und Atlanta. Kosten: 1200 DM 
ab Frankfurt. 
Vom 9. bis 10. Oktober führt 
das LBW NRW eine Studienrei­
se nach Bulgarien durch. Im 
Mittelpunkt des Programmes 
stehen kommunalpolitsche 
Themen. Kosten: 550 DM ab 
Franfurt. Nähere Einzelheiten 
über: LBW NRW, Kielerstr. 
25-27, 5600 Wuppertal. 
Zur selben Zeit, also während 
der Herbstferien in NRW findet 
auch eine Fahrt in die DDR 
statt. Koste: 200 DM ab Mün­
ster. 

Jungdemokraten erwirken einstweilige Verfügung gegen JU und Julis 
Die Jungdemokraten haben 

in ihrem Bemühen, auch wei­
terhin mit öffentlichen Mitteln 
gefördert . zu werden, einige Er­
folge zu verzeichnen. ln Harn­
burg haben sich, nachdem die 
dortigen Jungdemokraten Kla­
ge eingereicht hatten, alle Be­
teiligten darauf verständigt, 
daß nun sowohl Jungdemokra­
ten als auch Julis im Ring Poli­
tischer Jugend vertreten sind 
und damit genau wie auf Bun­
desebene finanziell gefördert 
werden. -

ln Niedersachsen war die 
Junge Union aus dem RPJ aus­
getreten, um mit den Julis eine 
"Vereinigung Politischer J u­
gend" (VPJ) zu gründen. Die 
Landesregierung hatte dann 
den Jusos erklärt, daß sie Mit~ 
glied des VPJ werden müßten, 
um weiterhin finanziell geför­
dert zu werden. Eine Aufnah­
me der DJD in den VPJ hatten 
J U und Julis gegen die Stimme 
der Jusos abgelehnt. 

Die 20. Zivilkammer des 
Landgerichts Hannover hat nun 
am 22. Juni auf Antrag der 
Jungdemokraten eine einstwei­
lige Verfügung gegen die Junge 
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Union und die Julis in Nieder­
sachsen erlassen, in der ange­
ordnet wird, daß sie der Auf­
nahme der Jungdemokraten in 
den VPJ zuzustimmen haben. 

Jungdemokraten und Junge 
Union lassen sich in dem Han­
noveraner Rechtsstreit durch 
recht renommierte Anwalts­
kanzleien vertreten. Für die J U 
arbeit die Kanzlei des FDP­
MdB Kleinert, die Jungdemo­
kraten haben die Kanzlei Holt­
fort zu ihrem Rechtsbeistand 
bestellt. 

Die Julis werden durch den 
Goslaer Anwalt ßecker vertre­
ten, der eine bemerkenswerte 
Klageerwiderung für seine J un­
gen Liberalen verfaßt hat. Sie · 
beginnt mit den Worten: "Zum 
Sachverhalt: Die Freie Demo­
kratische Partei hat sich nicht 
auf Bundes- und Landesebene 
umorientiert." Im weiteren 
Text wird dann ausgeflihrt, daß 
die Jungdemokraten eine ver­
fassungsfeindliche Organisation 
seien und deshalb. nicht geför­
dert werden dürften: "Es muß 
weiter berücksichtigt werden, 
daß die Deutschen Jungdemo­
kraten bereits seit 1974 Ver~ 

bindungen zu kommunisti­
schen Jugendorganisationen 
der Ostblockstaaten, insbeson­
dere zur "Freien Deutschen J u~ 
gend (FDJ)" in der DDR inten­
siv betreiben." 

"Den Antragstellern sind 
auch Kontakte zu anderen 
kommunistischen J ugendorga­
nisationen Osteuropas nachzu­
weisen, nämlich zum Komitee 
der Jugendorganisationen der 
UdSSR und zu den Dimitroff 
Komsomolzen. 

Der im Jahre 1981 durch 
die Antragsteller verfaßt 
"Krefelder Appell" ist nach 
Überprüfung durch den Verfas­
sungsschutz als Aktion der 
DKP dargestellt worden. Es 
wird ausgeführt, daß Träger 
und . Organisator teils offen, 
teils hintegründig die DKP-be­
einflußte Deutsche Friedens­
union (DFU) sei. Das soge-· 
nannte Krefelderforum, das der 
Unterschriftenakt ion vorausge­
gangen sei, sei durch Delega­
tion in die Sowjetunion und in 
die DDR sowie durch die groß­
angeigte Werbung in den Publi­
kationsorganen beider Parteien 
vorbereitet." 

Nicht nur der vom damali­
gen DJ D-Vorsitzenden Chri­
stoph Strässer mitinitiierte Kre­
felder Appell wird gewürdigt. 
Auch Strässers Nachfolger Wer­
ner Lutz wird im Juli-Schrift­
satz bedacht. Er hätte eindeu­
tig ausgeführt, "daß die Deut­
schen Jungdemokraten die 
Bundesrepublik als eineR krimi­
nellen Staat, zumindest in der 
Entwicklung befindlich, anse­
hen." 

Die Jungdemokraten haben 
nun den BuriGiesverband der 
1 ungen Liberalen aufgefordert, 
sich von diesem Schriftsatz· zu 
distanzieren. Sollten die Julis 
dieser Aufforderung nicht 
nachkommen, dürfte es für sie 
schwierig werden, als ordentli­
ches Mitglied in der internatio­
nalen Dachorganisation der li­
beralen Jugendorganisationen, 
IFLRY, akzeptiert zu werden.' 
Dort wollen die J ungdemokra­
ten, die mit Walter Eschweiler 
den IFL RY-Vizepräsidenten 
stellen, den Juli-Schriftsatz 
dann zum Thema machen: 



eihungsfeier im 
1-Hermann-Fiach-Haus 

h recht lange ge- CDU-Kollege entschuldigt, SPD 
~?" erk undigten sich und FDP wollten wohl erst die 

_ Jour nali sten, die die Herbstwahlen abwarten, ehe sie 
mehr von der SPD Kontakt zu den LD aufnehmen. 

D ek riegt hatten oder Die Grünen vertrat übrigens der 
~-lieh un terwegs wa- frühere bayerische Freidemokrat 

· in die Nacht hinein und jetzige MdB-Nachrücker Bub 
,- "rausc hende Eröff- · (Foto: im Gespräch mit LD 

so ein Besucher) des Schatzmeisterin lngeborg Con­
an n-Fiach-Hauses, das rads) . 

... e· Reuterstr. 44 in Bonn die 
B n esgeschäftsstelle von Libe-
ralen Demo kraten und J ungde­
mokraten sowie das Bonner Büro 
der liberalen drucksachen beher­
bergt. 

Alte Gäste der ehemaligen 
"DJ D-BGS" trauten ihren Augen 
kaum: So sauber und aufge­
räumt hatten sie die Räume 
nicht in Erinnerung. An Stelle 
der "wohnlichen Presse-Höhle" 
(so der frühere D J D-Pressespre­
cher Lindner) mit vielen alten 
Zeitungen kreuz und quer ist ein 
beinahe unterkühltes Büro getre­
ten. Den Gast erwartet Galerie­
Atomosphäre: Aquarelle und 
Graphiken von Heidrun Schmitt 
- als ständige Leihgabe - hän-

, gen in Flur und LD-Geschäfts­
führerzimmer. 

Trotzdem geht' alles viel lok­
kenir zu als im Thomas-Dehler­
Haus der FDP: J ede(r) hat freien 
Zugang, ohne Personalien und 
Wünsche ins Besucherbuch ein­
tragen zu lassen . Am Eröffnungs­
abend herrschte gar Äppelwoi­
stimmung. Von den eingelade­
nen Bonner Parteigeschäftsfüh­
rern hatte sich lediglich der 

Kommunal­
-politische 
Brosc-hüre 

nachrichtlich 

• 
Soeben erschienen ist die Do­

kumentation über den Grün­
dungskongreß der Liberalen 
Kommunalpolitiker am 19. Feb­
ruar. Auf 60 Seiten sind sämtli · 
ehe Reden, das Arbeitspro­
gramm sowie die Stellungnah­
men zur Verkehrs- und Städte­
planung abgedruckt. 
Bezugsadresse: Liberale Kommu­
nalpolitiker, Postfach 250440, 
4630 Bochum. Preis: 1 ,50 DM. 

Ein beliebtes Volksgetränk und seit Jahren das meistgekaufte 
Waschmittel. Wasser. Wir von den Stadtwerken stellen sicher, 
daß dieses Qualitätsprodukt so bleibt, wie Sie es gewohnt sind : 
klar? Klar! 0 Stadtwerke Bochum 

klare Sache GmbH 
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nach-drucksachen 

Eine utopische Tarifrunde 
Peter Grottian, Professor an der Freien Universität Berlin, hat dieser bereits beim bildungspolitischen Fachkongreß der Libera­

angesichts leerer öffentlicher Kassen und hoher Arbeitslosigkeit len Demokraten in Bremen vorgetragen hat, in einer gekürzten 
gerade auch bei Angehörigen sozialer Berufe, das Bild einer uto- Fassung. 
pischen Tarifrunde entworfen, in der durch Arbeitszeitverkürzung Wie realistisch und wie utopisch ist wohl eine solche Tarifrun­
bei nur teilweisem Lohnausgleich 200.000 bis 300.000 neue Ar- de angesichts von 2 ,5 Millionen Arbeitslosen, dem alljährlich wie­
beitsplätze im öffentlichen Sektor geschaffen würden. der einsetzenden " Lohnprozente-Ritual" und der angeblich so 

Wir d.okumentieren im folgenden Grottians S?enarium, das tiefzerfurchten Besorgnis um die Arbeitslosigkeit? 

· 3. März 1984. Die Türen des Sitzungs- haltsausgleich, die mittleren Gruppen nur Für die Gewerkschaften sei die Verant-
. saals öffnen sich. Bundesinnenminister einen gestaffelten Lohn-/ lnflationsau- wortung und das Risiko besonders hoch: 
Zimmermann und die ÖTV-Vorsitzende gleich und über 3.000 DM netto trete eine Es sei schwierig, die Kol leginnen und Koi-
Mon ika Wulf-Mathies treten vor die Mi- differenzierte Gehaltsminderung zwischen legen für solidarische Opfer zu gewinnen, 
kröphone und Fernsehkameras, um das 2 und 15% ein. wenn gleichzeitig die Ausgaben für eine 
seit 19 Stunden erwartete Ergebnis der Mit den eingesparten Geldern würden menschheitsgefährdende Rüstung nicht 

ÖTV-Vorsitzende Wulf-Mathies: "Deutli­
ches Signal gegen Sozialstaatsah bau" 

Tarifverhandlungen für den öffentlichen 
Dienst zu erläutern. 

Bundesinnenminister Zimmermann: 
Nach langen Verhandlungen habe man 
sich auf ~i nen gesellschafts-, beschäfti­
gungs- und finanzpolitisch vertretbaren 
Komprom iß geeeinigt, der in seinen Di­
mensionen einer historischen Weichen­
stellung gle ichkomme. 

Angesichts von nunmehr 2,4 Millionen 
Arbeitslosen hätten sich die Tarifpartner 
von der Vorstellung leiten lassen, einen 
vertretbaren Weg zwischen der Sicherung 
der Realeinkommen der Beschäftigten 
und der Schaffung neuer Arbeitsplätze im 
öffentlichen, halb-öffentlichen kirchl i­
chen und selbsthilfeorganisierten Bereich 
zu beschreiten. Man habe sich deshalb auf 
eine solidarische Einkommens- und Ar­
beitsplatzpolitik geeinigt, die mit einer 
Arbeitszeitverkürzung gekoppelt sei. 

Ab 1.5.84 werde im gesamten Bereich 
des öffentlichen Dienstes die 37-Stun­
den-Woche eingeführt. Die unteren Lohn­
und Gehaltsgruppen (bis ca. 2.500 DM 
netto) erhielten vollen Lohn- und Ge-
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200.000 bis 300.000 neue Arbeitsplätze reduziert würden und sie als ÖTV-Vorsit-
im öffentlichen, halb-öffentlichen, kirch- zende nicht in allen Einzelheiten dafür ge-
liehen und selbsthilfe-/alternativen Sek- radestehen könne, daß alle Gebietskörper-
tor in verschiedenen Problembereichen schaften das Tarifergebnis in insgesamt 
(Soziale Dienste, Weiterbildung, For- 200.000 bis 300.000 neue Stellen um-
schung, Gesundheitswesen, Bildung und setzten. 
Hochschulen, Ausländer, Frauen, Frei- ln einer ersten Stellungnahme bewer-
zeit/Kultur, Selbsthilfe und Alternativbe- tete der SPD-Bundesgeschäftsführer Glotz 
reiche u.a.) finanziert. das Tarifergebnis als einen unorthodoxen 

Zimmermann betonte, daß mit diesem Weg, die Millionenarbeitslosigkeit zu lin-
Ergebnis keine Leistungs- und Einkorn- dern. Damit seien für ihn die Sturmzei-
mensnivellierung verbunden sei. Heftig chen einer ellenbogenorientierten Ge-
umstritten sei die Frage gewesen, in wel- sellschaft gebannt, weil das solidarische 
chen Bereichen die neuen Arbeitsplätze Band der Beschäftigten und der Arbeits-
geschaffen we rden sollten. Auch hier sei losen uber die Arbeitslosenversicherung 
ein Kompromiß erzielt worden, der einer- hinaus sichtbar werde . 
seits sichere, daß neue Arbeitsplätze ge- Glotz erinnerte in diesem Zusammen-
schaffen werden und andererseits die hang_ an den SPD-Parteitagsbeschluß 
Kompetenzen der gesetzgebenden Kör- (München 1981), in dem die Solidarität 
perschaften unangetastet bleiben. Er sehe zwischen den Beschäftigten und Arbeits-
persönlich ein politisches Signal in der losen durch tarifvertragliche und besoi-
Tatsache, daß nunmehr auch der Selbst- dungsrechtliche Regelungen gefordert 
hilfebereich i.S. der neuen Subsidiaritäts- worden sei. 
politik der CDU/CSU positiv in die be- Bundeskanzler Kohl (CDU) äußerte 
schäftigungspolitischen Maßnahmen ein- sich zurückhaltend. Er habe das Ergebnis 
bezogen sei. Er sehe darin auch ein Stück nicht in den Einzelheiten zu bewerten, 
Dezentralisierung und Entbürokratisie- drücke aber seinen Respekt vor der muti-
rung . gen und unpopulären Entscheidung der 

Die öTV-Vorsitzende Wulf-Mathies Tarifpartner aus. Er sehe zwar gewisse 
betonte, daß der öTV die Zustimmung zu Tendenzen einer Einkommensnivellierung 
diesem Kompromiß sehr schwer gefallen mit großer Sorge, stelle aber seine Be-
sei. Das drücke sich auch in dem knappen denken zunächst zu rück, da die Ge-
Stimmenergebnis der Großen Tarifkom- samtlösung finanzpolitisch neutral sei und 
mission aus. die notwendigen Investitionen nicht be-

Zwar sei es der ÖTV nur gelungen, den hindert würden. 
vollen Lohn- und Inflationsausgleich bei Die generelle Arbeitszeitverkürzung sei 
den unteren Lohn- und Gehaltsgruppen zwar nach seiner Ansicht kein geeignetes 
durchzusetzen; jedoch müßten die realen Mittel, neue Arbeitsplätze zu schaffen; 
Einkommenseinbußen im mittleren und was fur den Produktionsbereich gelte, 
vor allem im oberen Bereich ins Verhält- müsse jedoch nicht unbedingt fu'r den öf-
nis zur kürzeren Arbeitszeit und zu den fentliehen Bereich stimmen. Er sehe das 
200.000 bis 300.000 neuen Arbeitsplät- Schicksal der Arbeitslosen mit ganz be-
zen gesetzt werden. Damit setze die ÖTV sanderer Sorge - hier müßten alle neue 
ein deutliches Signal gegenüber allen Vor- und vorurteilsfrei darüber nachdenken, 
stellungen, die den Abbau des Sozialstaats wie neue Arbeitsplätze zusätz lich geschaf-
bewirkten. fen werden könn ten. 



Der Tagesordnungspunkt " Strate­
giediskussion" durfte in den ver­

gangenen Jahren a·uf kei ner Tagung 
einer linken Organisation fehlen. 

Wie , so lautete mit schöner Regel­
mäßigke it d ie Frage, ist das Ziel der 
Systemüberwindung, oder auch nur 
bescheiden, das Ziel der Systemver-

. änderung zu erreichen ? Die Rech­
ten demonstrieren jetzt, daß es 

eben nur eine Frage der Macht ist , 
die Strategien der Systemverände­
rung anzuwenden, die die Linken 

. beschrieben haben. 

Die Syste111veränderer 111arschieren auf 

Heimo George, Unions-Experte für So­
ziales, landet Mitte Juli einen Rundum­
schlag gegen alles, was in den vergangenen 
Jahren an sozialen Errungenschaften er­
kämpft wurde. Einmütiger Protest ist die 
Folge. Friedrich Zimmermann, Unions­
Experte fürs Gröbste, meldet Ansprüche 
auf die Gebiete östlich der Oder-Neiße-Li­
nie an, wo bekanntlich nach seinem Wil­
len Gewerkschaften - anders als im eige­
nen Land -aus politischen Gründen strei­
ken sollten. Selbst Genscher weist seine 
Botschaften an, diese Gebietsansprüche 
nicht ernst zu nehmen. 

Beide haben diese einhellige Kritik ein­
kalkuliert, beide haben dieselbe strategi­
sche Operation verfolgt. Bei den J ungde­
mokraten kann man dies in einem Strate­
giepapier aus dem Jahr 1980 nachlesen, 
wie nämlich gesellschaftliche Verände­
rung funktionieren kann. Dit:; Stichworte 
lauten "Enttabuisierung", "Entkriminali­
sierung" und "Politisierung". Die rechten 
Ideologen und Praktiker setzen genau die­
se Instrumente in entgegengesetzter Rich­
tung ein, um die gesellschaftliche Restau­
ration zu bewerkstelligen. Die beiden zu­
vor genannten Beispiele sind deshalb be­
sonders augenfällig, weil die Akteure of­
fen zugeben, daß es ihnen mit ihren Vor­
stößen darum gegangen sei, bestimmte 
Bereiche zu enttabuisieren. 

Die Strategie ist recht einleuchtend. 
Diejenigen, die Zugang zu den Medien ha­
ben, bringen Themen in die Diskussion 

ein, die - wie z.B. bestimmte Soziallei­
stungen - bisher als labu galten. Damit 
verschiebt man das Spektrum dessen, was 
öffentlich diskutiert werden "darf". Ziel 
ist es damit auch nicht, das umzusetzen, 
was bei solchen Enttabuisierungen ange­
gangen wird, sondern den Weg in diese 

Zimmermann praktiziert die Wende 
Richtung zu bereiten. Der Vorstoß von 
Heimo George hat ausschließlich die 
Funktion, den zur Zeit betriebenen So­
zialabbau der Koalition zu relativieren. 

Im Vergleich zu dem, was er fordert, prä­
sentiert sich der real betriebene Sozialab­
bau plötzlich doch einigermaßen als er­
träglich. 
Selbst fortschrittliche Journalisten gehen 
dieser Strategie mit schöner Regelmäßig­
keit auf den Leim. Mit heftigsten At­
tacken kritisieren sie z.B. in ihren Kom­
mentaren den "Kompromiß" zwischen 
Engelhard und Zimmermann zu r ·Ver­
schärfung des Demonstrationsstrafrechts. 
Keiner von ihnen hat bemerkt, wie er die 
Ideologie seiner politischen Gegner über­
nimmt und transportiert , wenn er dabei 
den Begriff "Kompromiß" akzeptiert. 

Oder welcher Journalist problemati­
siert, daß seine Beschreibung der Gefah­
ren dieser geplanten Verschärfung des 
Strafrechts in Sachen Landriedensbruch 
genau das bewirkt, was sich die "Nach"­
rüster ausgedacht haben: nämlich Leute 
davon abzuhalten, auf die Straße zu 
gehen. 

Die Kriminalisierung - das zweite 
strategische Stichwort - der politischen 
Gegner durch die Regierenden erfolgt 
nicht weniger geschickt und erfolgreich . 
ln zah lreichen Kommentaren haben 
zwar in den vergangenen Wochen Journa­
listen mit viel Akribie nachgewiesen, daß 
im Verfassungsschutzgutachten über die 
Friedensbewegung keine haltbaren Vor­
würfe gegen die große Zahl der Friedens­
bewegten zu finden sei: Doch hierum 
ging es de.n Kriminalisierern auch gar 
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nicht. Sie zielten ausschließlich darauf, 
die Friedensbewegung zum Gegenstand 
von Untersuchungen des Verfassungs­
schutzes erklären zu können. Diese unter­
schwellige Strategie läßt sich verdeutli­
chen: Wenn die Sozialdemokraten ideolo­
gisch genauso strategisch vorgehen wür­
den wie die Union, dann würden sie zum 
Beispiel in Hamburg, Bremen, Düsseldorf 
und Wiesbaden Verfassungsschutzgutach­
ten über die Schülerunion oder die Kon­
servative Aktion anfertigen lassen. Der ln-

halt könnte dann für die Untersychten 
ganz glimpflich aussehen, der Effekt wäre 
jedoch genau die Kriminalisierung, die 
mit linken Organisationen ständig pas­
siert, idem sie zum Objekt der Staats­
schützer gemacht werden. 

Das dritte Stichwort "Entpolitisie­
rung" beschreibt den wichtigsten strategi­
schen Ansatz, den Denker der Restaura­
tion wie Peter Bönisch verfolgen. Um 
langfristig die rechte Mehrheit in der Bun­
desrepublik zu sichern, ist es erforderlich, 

Schlagen als Beamtenpflicht 
Unsere neue Bundesregierung ist ja an­

getreten , eine GMW (= geistig-moralische 
Wende) in· diesem unseren Lande herbei­
zuführen. Insbesondere unser Volkskanz­
ler, der so schön von der "Familije" 
spricht, hat hierauf sein Augenmerk ge­
richtet. Da viele sich unter der Moral in 
einem CDU-Staat nicht mehr sehr viel 
vorstellen können, tut ein Blick in die 
Vergangenheit gut. 

Vor 25 Jahren, genau am 7. Februar 
1958, hat der Bundesdisziplinarhof (da­
mals die höchste Disziplinar-instanz für 
Beamte) ein bemerkenswertes Urteil er­
lassen, das hier dokumentiert werden soll. 
Wer es ganz nachlesen möchte, findet es . 
in der amtlichen Entscheidungssammlung 
(da kommen nur Urteile von grundsätzli­
cher Bedeutung rein), Band 4, Seite 48 ff. 

Die Entscheidung steht unter dem 
Leitsatz: "Die Pflicht eines Beamten, ei­
nen unehrenhaften Lebenswandel der in 
seinem Hausstand lebenden Ehefrau nicht 
zu dulden, wird durch den Grundsatz der 
Gleichberechtigung und durch die den bec 
sonderen Schutz der Ehe verbürgenden 
Vorschriften des Grundgesetzes nicht be­
rührt. Die schuldhafte Verletzung der 
Pflicht ist ein Dienstvergehen." 

ln der Begründung heißt es: "Mit 
Recht geht ... die herrschende Ansicht in 
Rechtslehre und Rechtsprechung ... da­
von aus, daß die Pflicht eines Beamten, 
eine unehrenhafte Tätigkeit eines seinem 
Hausstande angehörenden Familienmit­
gliedes nicht zu dulden, auch he.ute be-
steht. ... · 

Der Grundgedanke ... , daß es zu den 
Pflichten eines . Beamten gehöre, ein un­
ehrenhaftes Verhalten seiner Ehefrau 
nicht zu dulden, ist der, daß in der durch 
die Ehe begründeten Lebensgemeinschaft 
der Ruf der Frau sich nicht von dem des 
Mannes trennen läßt und es einem Beam­
ten nicht gestattet ist, unter Verhältn issen 
zu leben, die der Achtung nicht gerecht 
werden, die sein Beruf erfordert. ... 

Es gehört nun einmal zu den Dienst­
pfliChten eines Beamten, auch außerhalb 
des Dienstes der Achtung und dem Ver­
trauen gerecht zu werden, die sein Beruf 
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erfordert. Das schließt die Verpflichtung 
in sich, die seinen Ruf schädigende Ehe­
frau zur Unterlassung ihres Verhaltens zu 
bringen und notfalls, wenn energische 
Vorhaltungen nicht zum Erfolg fUhren, 
sich von der Ehefrau zu trennen oder, 
wenn dieser Weg nicht gangbar erscheint, 
aus dem Beamtenverhältnis auszuschei ­
den . .. . " 

Bemerkenswert sind auch die Ausfüh­
rungen, was dem Beamten konkret vorge­
worfen wurde: 

" ... Der Beschuldigte wußte seit Jah­
ren, daß es seine Frau mit der ehelichen 
Treue nicht genau nahm . .Sie war bereits 
im Kriege geschlechtskrank gewesen. Sie 
hatte ihm gestanden, daß der im Jahre 
1946 geborene Sohn nicht von ihm stam­
me, und Ende 1947 offen zugegeben, daß 
sie ein Verhältnis mit einem Marokkaner 
habe. Spätestens im Jahre 1952 erfuhr er 
durch Kollegen, daß sich seine Frau er­
neut mit anderen Männern eingelassen 
hatte. Im Frühjahr 1953 stellt er selbst 
fest, daß sie ein Verhältnis mit einem an­
deren Manne angeknüpft hatte. Das alles 
zeigte ihm, daß seine Frau unverbesserlich 
war und seine Vorhaltungen oder gar 
Schläge sie nicht zu ändern vermochten. 
Es wäre nunmehr seine Pflicht geweesen, 
eine Trennung von seiner Frau durchzu­
führen .... 

Der Beschu ldigte (sah) untätig mit an, 
daß seine Frau regelmäßig jeden Samstag 
allein zum Tanz in ein Gasthaus ging, wo­
bei ihm angesichts der bekannten Veran­
lagung seiner Frau klar sein mußte, daß 
sie dort Beziehungen zu anderen Männern 
unterh ielt. Er duldete es sogar gelegent­
lich, daß die Tanzbekanntschaften seiner 
Frau in seiner Wohnung weiter feierten." 

Also es gehörte damals zur Beamten­
pflicht, seine untreue Frau zu schlagen 
oder sich von ihr scheiden zu lassen. Da 
der Beamte dieser Pflicht nicht genügend 
nachgekommen war, wurde er disziplina­
risch bestraft. 

Soviel zu einem konkreten christlich­
demokratischen Sittengemälde. 

Claus-Jürgen Cohausz 

Politik, d.h. vor allem gesellschaftliche 
Zusammenhänge, zu venebeln. Den neuen 
Medien im Radio Luxemburg-Stil kommt 
hierbei eine wichtige Aufgabe zu. Sie sol­
len Politik in den Hintergrund drängen 
und persönliche und private Belange her-

In der Defensive Minister Engelhard 

ausstellen. Die Formel von der "Eigen­
verantwortlichkeit" dürfte zum zentralen 
Kampfbegriff der rechten Systemverände­
rer werden. Die Betonung der Eigenver­
antwortlichkeit, was zunächst faszinie­
rend klingt, verfolgt das Ziel, daß der ein­
zelne nicht mehr die gesellschaftlichen 
Ursachen etwa von Arbeitslosigkeit und 
Reallohnverlust erkennt, sondern nach 
dem Motto " Jeder ist seines Glückes 
Schmied" die persönlich spürbaren Ver­
schlechterungen mit mangelnder eigener 
Leistung erklärt. 

Die gesellschaftliche Diffamierung von 
Randgruppen wie zum Beispiel Auslän­
dern, soll diesen Prozeß unterstützen. Der 
einzelne soll sich selbst trotz alledem 
noch positiv in der Gesellschaft wieder­
finden. 

Ideologische· Gegenoffensiven ange­
sichts der praktizierten Restauration sind 
kaum in Sicht . . Erfolgversprechende An­
sätze zeichnen sich fast nur im Rahmen 
der Friedensdiskussion ab. Hier wird es 
für die Regierenden nicht einfach sein, 
der geforderten Volksbefragung argumen­
tativ zu begegnen. Daß der Justizminister 
sich gezwungen sieht zu begründen, wa­
rum die Stationierung der Mittelstrecken­
raketen nicht mit dem Grundgesetz kol­
lidiert, zeigt, daß es auch möglich sein 
kann, die Rechtsregierung in die Defensi­
ve zu bringen. 

Doch gerade der Rüstungsbereich zeigt 
auch, wie entschlossen die Rüstungsbe­
treiber sind, selbst Legitimationsverluste 
hinzunehmen, wenn sie sich nicht durch- · 
setzen können. Die für die Bundesrepub­
lik bestimmte Neutronenbombe und neue 
chemische Kampfstoffe wurden vor eini­
gen Tagen in Washington in Auftrag gege­
ben. 



Der Stationierungs-Termin rückt näher: 

(Ent-J Rüsten für den ,,Heißen Herbst'' 
Der "heiße Herbst" hat schon begonnen. Wie im vergangenen Jahr die eskalierende 

Koalitionskrise die sonst nachrichtenarmen Sommermonate bestimmte, wird diesmal 
die näherrückende Raketen-Staitionierung zum wichtigsten Streit-Thema der innenpoli­
tischen Diskussion. Die Gewalttätigkeiten einiger Militanter unter tausenden von friedli· 
chen Demonstraten beim Deutschland-Besuch von US-Vizepräsident George Bush liefer-
ten den Rechts-Konservativen die Stichworte, auf die si~ nur gewartet hatten. · 

Für die Propagandisten des von Zirn- FDP ist auch in dieser Frage keine Brems-
mermann und Kohl herbeigeredeten "Hei- wirkung zu erwarten. Prominente Wende-
ßen Herbstes" der Gewalttätigkeit scheint · Kritiker von einst wie Gerhart Baum und 
jeder geworfene Stein weitaus mehr wert Burkhard Hirsch sprachen Familienmini-
zu sein als halbseitige Werbeanzeigen des ster Heiner Geißler, dem in dieser Hin-
BI LD-geftihrten Bundespresseamtes, mit sieht immer wieder steigerungsfähigen 
denen die Bevölkerung in den nächsten Chef-Demagogen der Regierungs-Riege, 
Monaten ebenfalls konfrontiert wird . Sie wegen seiner umstrittenen Stellungnahme 
intensivierten flugs ihre Kampagne, um zu Auschwitz und Pazifismus in namentli-
die im Koalitionsabkommen vereinbarte eher Abstimmung des Bundestages aus-
juristische Re-Militarisierung des Demon- drücklieh ihr Vertrauen aus. Und Hirsch, 
stratiansrechts so hart und zügig wie ir- ehemaliger Innenminister in Nordrhein-
gend möglich durchzusetzen. Demgegen­
über lehnt die Polizei-Gewerkschaft derar­
tige Strafrechtsverschärfungen nach wie 
vor ab. "Wer die Steine von wenigen zum 
Argument gegen die vielen Demonstran­
ten macht, will den Bürgern die Angst vor 
den Raketen mit der Angst vor den De­
monstranten austreiben. Wer vom 'heißen 
Herbst' spricht, will ihn heiß", stellt SPD­
MdB Freimut Duve zum Verhalten der 
Rechts-Koalition fest. 

tung von Begriffen, wie sie von Geißler 
wahrscheinlich planmäßig geübt worden 
ist, wieder in die Offensive gehen. "Geiß­
ler ist vorgeprescht, aber in diesem Sinne 
wird die Politik betrieben werden", ur­
teilt darum William Borm. 

Noch immer lehnt die überwältigende 
Mehrheit der Bundesbürger die neuen Ra­
keten ab. Nach einer kürzlich im Auftrag 
des ZDF durchgeführten Umfrage wollen 
für den Fall des Scheiterns der Genfer 
Verhandlungen Ende dieses Jahres 72 % 
der Befragten die Fortsetzung der Ver­
handlungen ohne Raketen-Stationierung. · 
Nur 25% unterstützen den regierungsoffi­
ziellen Standpunkt: "Nachrüsten" und, 
nach Möglichkeit, weiterverhandeln . Mit 
37 % ist hier die Zustimmung bei den An- . 

Für Bundesinnenminister Zimmer­
mann stellt schon die Sperrung eines ame­
rikanischen Arsenals durch Demonstran­
ten einen "Akt der Gewalt" dar. Unzwei­
felhaft, wie nach dieser Lesart friedliche 
Sitzblockaden zu bewerten sind. Zimmer­
manns Ministerium wird nicht. müde, oh­
ne Tatsachenbeleg immer wieder auf die 
angebliche Finanzierung der stereotyp 
nur apostrophiert genannten Friedensbe­
wegung ' durch Moskau hinzuweisen. 
Neuerdings warnt der Innenminister a1,1ch 
vor gewaltbefürwortenden sowjetischen · 
"agents provocateurs ". ln der Friedens­
bewegung hingegen geht man davon aus, 
die wenigen auftretenden Störer durch 
die Friedfertigkeit der erdrückenden 
Mehrheit an der Verwirklichung ihrer 
Absichten hindern zu können. Unter Frie­
densfreunden wird befürchtet, daß pro­
vokante Störaktionen eher von Angehö­
rigen bundesdeutscher "Sicherheitsorga­
ne" ausgehen könnten, wie bei Aktionen 
gegen die Atomkraftnutzung schon nach­
weisbar geschehen. 

Friedensblockierer: Aburteilung innerhalb von sieben Tagen 

Pie Verfügungsgewalt über Polizei und 
Verfassungsschutz liegt jedenfalls, auch 
dies infolge der "Wende", fest in konser­
vativer Hand. ln Bonn, in Bayern, Baden­
Württemberg und · Rheinland-Pfalz, dort 
also, wo die neuen Atomsprengköpfe dis­
loziert werden sollten, stellen CSU und. 
CDU die lnnenminister. Von der Rest-

Westfalen, schlug zur- wohlgemeinten -
.Abwehr der Strafrechtsvorstellungen der 
Union gar vor, Richter und Staatsanwälte 
sollten bei prognostiziert gewalttätigen 
Demonstrationen gleich mitanreisen, um 
vor Ort Anklage erheben und eine Verur­
teilung innerhalb von sieben Tagen sicher­
stellen zu können. Zimmermann wird bei­
des wollen, Eilverfahren und verschärfte 
Gesetze. 

Die Kohl-Regierung weiß, warum sie 
rhetorisch und praktisch schweres Ge­
schütz auffährt. Sie will das Meinungs­
klima in den Sommermonaten bestimmen 
und mit einer Umkehrung bzw. Umdeu-

hängern der gewendeten FDP am größten. 
Das ZDF-Ergebnis entspricht den konti­
nuierlichen Resultaten der Meinungsfor­
schung seit mehr als einem Jahr. Daran 
hat auch der Regierungswechsel nichts 
geändert. Und auch die Bundestagswahl 
vom 6. März wurde mit der Parole vom 
"Aufschwung" gewonnen, nicht mit dem 
"Ja" zu neuen Atomsprengköpfen. 

Doch die gleichen Umfragen belegen 
auch immer wieder, daß nur eine - wenn 
auch ständig wachsende - Minderheit be­
reit ist, sich in der Friedensbewegung zu 
engagieren oder an deren Aktionen teilzu­
nehmen. Diese Einstellungsdifferenz zwi-

11 



sehen Sympathie und Handeln wollen die 
Kohl-Leute für sich nutzen. Sie hoffen, 
mit der Gleichsetzung von Demonstran­
ten und "Chapten", mit Diffamierung 
und Kriminalisierung, die vorsichtig Zu- · 
stimmenden von den Friedensbewegten 
abzuschrecken. Der Fraktionsvorsitzende 
der CDU/CSU, Präsidentschaftsbewerber 
Alfred Dregger, fügte kürzlich eine neue 
Argumentationslinie hinzu: Die Rüstungs­
gegner in SPD und Friede.nsbewegung 
seien dabei, einen "Dolchstoß" in den 
Rücken des verhandelnden Westens aus­
zuführen. ·Außerdem sind weitere propa­
gandistische 'Abrüstungsgesten der ameri­
kanischen Administration zu erwarten, 
während in Genf die Verhandlungs-Biok­
kade seitens der USA weitergeht. "Genf 
verheißt wenig Hoffnung. Die Stationie­
rung wird unmöglich allenfalls · dann, 
wenn es der transatlantischen Friedensbe-

wegung gelingt, die Mehrheit der Bevölke­
rung in Sonderheit unseres Landes deut­
lich sichtbar für ein 'Nein' zu de·n uns zu­
gemuteten Mordgeräten zu gewinnen", 
meint William Borm, den .der sowjetische 
Chefunterhändler julij Kwizinski Anfang 
Juli zu einem Informationsgespräch in die 
Schweiz eingeladen hatte. 

Große Teile der Friedensbewegung 
sind sich bewußt, daß nur ihre Aktivitä­
ten überhaupt noch etwas bewegen kön­
nen. Sie wollen die vorhandene Einstel­
lungsmehrheit gegen neue Raketen als 
Protestmehrheit mobilisieren. Dement­
sprechend sollen die Formen des Prote­
stes so angelegt sein, daß möglichst viele 
Bürger zur Teilnahme gewonnen werden 
können. Diese Haltung wird vor allem 
von linken Sozialdemokraten und Libera­
len, Gewerkschaftern, _ dem "Komitee für 
Frieden, Abrüstung und Zusammenar-

beit", der DKP und der "Deutschen 
Friedens-Union befürwortet. 

Eine einflußreiche Minderheit tritt da­
gegen - ebenfalls im Rahmen strikter 

· Gewaltfreiheit - für eine Steigerung der 
Widerstandsformen ein. "Latsch-Demos", 
so argumentieren Grüne und Alternative, 
Autonome und Basis-Gruppen, reichten 
nicht aus, erforderlich seien stattdessen 
oder ergänzend "phantasievolle Aktio­
nen" (Petra Kelly) des zivilen Ungehor­
sams. 

Beide Richtungen, so hat sich bereits 
gezeigt, sind keineswegs unvereinbar, 
wenn das Prinzip der Gewaltfreiheit allge­
mein anerkannt bleibt. So sollen bundes­
weit, in der Woche vom 15.-22.1 0., de­
zentrale und überregionale Aktionsfor­
men miteinander verbunden werden. Wi­
derstandstage der Kirchen, der Frauen, 
der Arbeitnehmer und Bildungseinrich-

Der Fahrausweis zum Sonderpreis 
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tungen sowie der Parteien und Parlamen­
te sollen mit tausenden von Aktivitäten 
im ganzen Land die Breite der Bewegung 
für eine andere Friedenspolitik zeigen. 

Auch in den anderen westeuropäischen 
Ländern und in den USA werden in dieser 
Zeit hunderttausende für den Frieden auf 
die Straße gehen. Zum Abschluß der 
deutschen Veranstaltungen, am 22. Okto­
ber, sind drei "Volksversammlungen für 
den Frieden" vorgesehen, die im Norden 
und Süden der Republik sowie in der 
Bundeshauptstadt weit über eine Million 
Menschen auf die Beine bringen werden. 

Beim süddeutschen Vorbereitungstref- · 
fen Anfang Juni in Ulfn einigten sich die 
Friedensgruppen bereits auf ein Pro­
gramm, das beide "Denkschulen" der 
Friedensbewegung kombiniert. Eine Men- · 
sehenkette auf der B 1 0 soll Stuttgart und 
Ulm miteinander verbunden, der Pe.rshing 
II-Standort Ulm/Neu-Uim blockiert wer­
den, Abschlußkundgebungen sind vorge­
sehen sowohl in Ulm als auch in der ba­
den-württembergischen Landeshaupt­
stadt. 

Problematischer gestaltet sich die Su­
che nach Konsens bislang im Norden . 
Beim ersten Vorbereitungskongreß in 
Hannover konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, ob in Harnburg vor Kaser­
nen und am Hafen demonstriert werden 
soll (so SPD und DFU), oder ob Bremer­
haven und Nordenham, Anlieferungshä­
fen für NATO-Kriegsgerät, blockiert wer­
den sollen, wie es Grüne und Basisgrup­
pen verlangen. Derzeit sieht es so aus, als 
ob beide Aktionen nebeneinander laufen 
werden. Spontis und Alternative fürchten 
sich davor, von der SPD für egoistische 
Zwecke vereinnahmt zu werden. Denn 
Bürgermeiter von Dohnanyi, so überlegen 
SPD-Strategen in der Hansestadt, könnte 
einer der Hauptredner der Hamburger Ab­
schlußkundgebung werden. 

An anderen Orten haben Sozialdemo­
kraten weniger Probleme mit ihrer Glaub­
würdigkeit. So stehen lrene Eppler und 
Jutta Conradi, die Ehefrauen der SPD­
Politiker, derzeit wegen Nötigung vor 
Gericht. Sie hatten sich im Spätsommer 
vergangenen Jahres an der ersten, völlig 
gewaltfrei verlaufenen Blockade des würt­
tembergischen US-Militärdepots Großeng­
stingen beteiligt. Ihre Verteidigung hat 
nun Hertha Däubler-Gmelin übernom­
men, Vogels Fraktions-Stellvertreterin im 
Bundestag. Ebenfalls mit einer Blockade­
Aktion, diesmal in Mutlangen bei Schwä­
bisch-Gmünd, einem der Standorte für die 
neuen Atomraketen, werden vom ·1. - 3. 
September die entscheidenden Monate für 
die Stationierungsgegner eingeläutet. 
Dorthin würden am 15. Dezember nach 
NATO-Fahrplan die ersten 18 Pershing II, 
zerlegt in je fünf Bestandteile und in 90 
Kisten verpackt, mit zwei Transportflug-

Vermummte Demonstranten gelten in Zukunft als Kriminelle 

zeugen der US-Luftwaffe verbracht. Rund 
100 Prominente, darunter Heinrich Böll 
und Heinrich Albertz, Oskar Lafontaine 
und lngeborg Drewitz, wollen deshalb in 
Mutlangen gemeinsam mit etwa 1.000 
Angehörigen gewaltfreier Aktionsgruppen 
gleichermaßen gegen neue Massenvernich­
tungsmittel und für die Erhaltung des 
Grundrechts auf Demonstrationsfreiheit 
auftreten. Dabei sein werden auch die Li­
beralen Demokraten Ulrich Klug, William 
Borm und Christoph Strässer. 

Aber auch die Raketen-Freunde for­
mieren sich. ln Mutlangen wollen die 
Atombeflissenen der "Konservativen Ak­
tion" um Ludek Pachmann, aus der 
Tschechoslowakei emigrierter früherer 
Schachgroßmeister, und Gerhard Löwen­
thai mit einer "Bürgerwehr" erscheinen, 
um der Polizei - aus ihrer Sicht - die 
Arbeit abzunehmen. · "Die anständigen 
Deutschen müssen zur Selbsthilfe greifen, 
wenn der Pöbel die Herrschaft der Straße 
übernimmt", heißt es bei den militanten 
Rechten. Nachdenkliche sehen in den 

· Vorhaben der "Konservativen Aktion" 
die ersten Schritte zum Bürgerkrieg. "Das 
erinnert mich, bei aller Vorsicht gegen­
über voreiligen Analogien, an das Vorge­
hen von SA und SS im Berlin der frühen 
dreißiger Jahre", sagt William Borm. Er 
wirbt deshalb für völlige Gewaltlosigkeit 
bei den Friedensaktionen im Herbst. Ein 
Beispiel für praktiziertes Friedensengage­
ment lieferten die Diskussionen des Evan­
gelischen Kirchentages in Hannover, die 
in den Forderungen sehr konsequent und 
weltlich-politisch, im Umgang aber von 
Verständnisbereitschaft flir den Anders­
meinenden, Solidarität und Brüderlichkeit 

Heinrich Böll fordert gewaltlosen Wider­
stand . 

geprägt waren. Berufung auf Amtsautori­
tät und politische Worthülsen konnten 
vor diesem Hintergrund nur lächerlich 
wirken. Die in Hannover von christlichen 
Friedensgruppen begonnene Kampagne 

-der lila Tücher für ein "Nein ohne jedes 
Ja" zur Atomrüstung wird im Herbst fort­
geführt werden. 

Ob Gewaltfreiheit bewahrt werden 
kann, ob die Herbst-Aktionen zugleich 
Mut machen und Friedfertigkeit ausstrah­
len, wird nach Überzeugung von Alfred 
Mechtersheimer, einem der "Vordenker" 
in der Friedensbewegung, über deren 
Wirksamkeit gerade für den Fall entschei­
den, wenn trotz aller Proteste neue Rake­
ten in Stellung gebracht werden. Vieles 
spricht dafür, daß ·selbst ein solcher 
"Sieg" der Stationierungsbefürworter zu 
einem Pyrrhus-Sieg geraten könnte, zum 
letzten "Erfolg" einer an sich historisch 
schon unzeitgemäßen Politik, die in der 
Bevölkerung immer stärker Unterstützung 
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einbüßt. Das Bewußtsein um den Wider­
spruch zwischen "ethischen Forderungen 
und geltendem Recht", auf den Bundes­
verfassungsrichter Helmut Sirnon wäh­
rend des Kirchentages aufmerksam mach­
te, dürfte auch im Falle der "Nachrü­
stung" eher zunehmen . 

DGB-Chef Breit kommt in Bewegung 

Neben den Sozialdemokraten, die auf 
ihrem Bundesparteitag am 1. und 2. No­
vember in Bad Godesberg über das "Wie" 
·ihres "Nein" entscheiden müssen , ist nun­
mehr auch in die Reihen des DGB Bewe­
gung gekommen. Nicht allein die traditio­
nellen Gewerkschaftskundgebungen zum 
Anti-Kriegstag am 1. September werden 
in diesem Jahr besonders bedeutsam sein. 
"Der DGB wird seinen Mitgliedern die 
Teilnahme an sich abzeichnenden Groß­
veranstaltungen im Oktober empfehlen, 
vorausgesetzt, daß es möglich ist, die ge­
werkschaftlichen Positionen zu Frieden 
und Abrüstung zu vertreten und daß ge­
waltloser Verlauf garantiert ist", erklärte 
jetzt DGB-Chef Ernst Breit. Als "Vorpo­
sten"ist die IG-Metall-j ugend inzwischen 
im Banner Koordinierungskreis für die 
Herbst-Aktionen vertreten. Nur wenn es 
gelingt, zusätzliche Bevölkerungsgruppen 
zu mobilisieren, kann die Friedensbewe­
gung sichtbar mehrheitsfähig werden, 
denn ihr Basis-Potential (Linke, Grüne, 
Kirche, Jugend) hat sie vorerst ausge­
schöpft. Frauen urid gewerkschaf~lich or­
ganisierte Arbeitnehmer, so Alfred Mech­
tersheimer, müßten die nächsten Ziel­
gruppen sein. Ohnehin werden die Ge­
werkschaften, die in den letzten Jahr­
zehnten maßgeblich zur Entpolitisierung 
und fast ausschließlichen Tarif-Orientie­
rung ihrer Mitglieder beigetragen haben , 
durch den Weg, den sie jetzt einschlagen, 
wesentlich die Entwicklung der ganzen 
Republik mitbestimmen. Ohne Gewerk­
schaften, die sich auf ihre friedens- und 
gesellschaftspolitischen Traditionen be­
sinnen, wird es kaum einen politischen 
Mehrheitswechsel geben, und damit 
auch keinen Fortschritt · auf dem Weg zu 
einer besseren Friedenspolitik. 
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Für ein atomwaffenfreies Köln 

Bildungslücken 
in Sachen Frieden schließen 

Ein Gespenst geht um in bundesdeutschen Kommunen: das Gespenst der atomwaf­
fenfreien Zone. ln Großstädten wie in kleinen Dörfern befassen sich Gemeindevertre­
tungen, meist auf Anregung von örtl ichen Friedensgruppen, mit dem Ant rag, keine Maß­
nahme zu unterstützen, "die der Produktion, der Lagerung oder dem Transport" von 
Atomwaffen auf kommunalem Territ orium dient . Elisabeth Nonnenbruch aus Köln 
schildert im folgenden Beitrag, wie ein entsprechender Antrag im Kölner Stadtrat 
eingebracht wurde - und keine Mehrheit fa nd. 

Rund 200 Vertreter u.a. der Kölner stellt haben, wie sie rechtzeitig Zugang 
Friedensinitiativen, der Sozialdemokraten zu dem einst verprellten Wählerpotential 
und der Liberalen Demokraten fanden aus der Friedensbewegung finden, wenn 
sich am Nachmittag des 30.6. ·auf dem sie schon nicht - wie die grüne Konkur-
Kölner Rathausvorplatz ein, um für kon- renz - von sich behaupten können, Teil 
krete Abrüstungsschritte in Köln zu de- der Friedensbewegung zu sein? So erklär-
monstrieren. Anlaß war die Sitzu~g des te Heugel den erstaunten Ratsherren denn 
Rates, der an diesem Tag den Antrag der auch, er habe seine Haltung in dieser An-
SPD-Fraktion, Köln zur atomwaffen- gelegenheit nach eingehender Auseinan-
freien Zone zu erklären, behandeln sollte. dersetzung mit dem Thema geändert. 

Kritische Beobachter der sozialdemo- Nicht so die Vertreter von CDU und 
kratischen Szene mutmaßten bereits bei FDP. Da sah man die Abschreckungstheo-
Bekanntwerden des Antrags, daß die rie in Gefahr und zeichnete das verblas-
plötzliche Wende der. Kölner SPD in Sa- sende Bild des Europa versch lingenden 
chen Frieden wohl nicht zuletzt auf die Aggressors UdSSR ein wenig nach . Die 
Tatsache zurückzuführen sei, daß von CDU-Fraktion ging sogar soweit, den 
vornherein klar war, daß CDU und FDP Vertretern des Rates die demokratische 
einer . derartigen "Demutstellung gegen- Legitimation abzsprechen, Beschlüsse zu 
über dem östlichen Imperium", so FDP- fassen, die sich mit der Verteidigungspali-
Fraktionsführer Dr. Winkler, nie zustim- tik beschäftigen. Dies ist wohl die billigste 
men würden . War man doch vom SPD- Lösung, sich einer ernsthaften Auseinan-
Fraktionsvorsitzenden Dr. Klaus Heugel, dersetzung mit den Gegnern der Rü-
der den Antrag begründete, noch zu .Re- stungspolitik zu entziehen: Die Frage der 
gierungszeiten seiner Partei - die uns im- politischen Zuständigkeit vor das berech-
merhin· die Nachrüstung per NATO-Dop- tigte Interesse der Menschen an einer Zu-
pelbeschluß als unerläßlich verkauft hat- kunft in Frieden und ohne Atomwaffen 
ganz andere Töne gewohnt. Zuletzt noch zu stellen. 
auf dem Unterbezirksparteitag der Köl- Wie erwartet, wurde · der SPD-Antrag 
ner SPD hatte sich Heugel gegen einen mit der CDU/ FDP-Mehrheit abgelehnt. 
solchen Antrag ausgesprochen. Er ziele auf das Geschäft mit der Angst 

Sollten die Sozialdemokraten zwi- vor Atomwaffen. Außerdem sei das kon-
schen Rückweg in die Opposition und be- ventionelle Rüstungspotential bereits ge-
vorstehendem Kommunalwahlkampf nauso schrecklich wie das atomare . Sol-
1984 tiefgreifende Überlegungen ange- ehe Äußerungen lassen erkennen, wie we-

Friedensbewegung: neuentdecktes Wählerpotential für die SPD? 
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nig ernst die Antragsgegner die Diskussion 
führten, wie wenig sie sich mit dem The­
ma Friedenssicherung und Nachrüstung 
auseinandergesetzt hatten - sie fühlten 
sich eben nicht zuständig. 

Ganz so unfriedlich wollten die Kölner 
Freidemokraten denn aber doch nicht da­
stehen und zauberten -nicht nur in Köln 
für Überraschungen immer gut - kurzer­
hand einen Resolutionsentwurf hervor, 
den sie zuständigkeitshalber" mit höch­
ster Stelle "eng mit Mischnick und Mölle­
mann" abgestimmt hatten: 

"Der Rat der Stadt Köln begrüßt alle 
Anstrengungen in Ost und West, die da­
rauf abzielen, dem Wettrüsten ein Ende 
zu bereiten. Er unterstützt die Absicht, 
eine atomwaffenfreie Zone im gesamten 
Geltungsbereich der KSZE-Schlußakte an­
zubieten, wenn die für die Sicherheit der 
Beteiligten notwendigen Voraussetzungen 
akzeptiert werden. Der Oberb'ürgermeister 
wird gebeten, eine Millionenstadt in der 
Sowjetunion, die im Zweiten Weltkrieg 
ähnlich gelitten hat wie Köln,· aufzufor­
dern, durch eine ähnliche Resolution den 
Friedenswillen der Stadt Köln zu erwi­
dern. Die Bürger und der Rat der Stadt 
Köln wünschen einen dauerhaften Frie­
den und werden sich weiterhin für Abrü­
stungsschritte in Ost und West einsetzen." 

Daß die weltumspannenden Forderun­
gen nach Frieden und Abrüstung den Rat 
nicht früher vorgelegt werden konnten,be-

gründete Dr. Winkler mit der Absprache 
zwischen Möllemann/Mischnick und der 
FDP-Fraktion. Fühlten sich die Christde­
mokraten schlicht überfordert, weil dem 
Rat keine Zeit zur Beurteilung blieb, wie 
sie der FDP vorwarfen, oder vermutete 
man geschickt versteckte Stolpertallen im 
Resolutionswortlaut? Die CDU jedenfalls, 
verkündete OB Heribert Biens, werde 
nicht über die Resolution abstimmen. 

Einer leicht irritierten SPD-Fraktion, 

Die Friedensbewegung - von der Straße 
ins Rathaus · 

Das Recht auf atomwaffenfreie Kommunen 

Ein typisches Beispiel für die Verlage­
rung politischer Probleme in formale 
Rechtsstreitigkeiten sind die Auseinander­
setzungen um die Zulässigkeit von Ge­
meinderatsbeschlüssen, durch die das 
Stadtgebiet zur atomwaffenfreien Zone 
erklärt wird. 

Nordrhein-Westfalens Innenminister 
Sehnaar hält solche Beschlüsse zwar für 
rechtwidrig oder gar nichtig, will aber als 
Aufsichtsbehörde nicht einschreiten. Die 
bayerische Staatsregierung hat jedoch die 
Kommunalaufsicht zur Beanstandung an­
gewiesen . 

Mittlerweile liegen mehrere Verwal­
tungsgerichtsentscheidungen vor, die der­
artige Beschlüsse für zulässig halten, solan­
ge der örtliche Bezug gewahrt ist (0 VG 
Lüneburg, Beschluß vom 16.5.1983, AZ: 
5 OVG B 9/83; VG Köln, Urteil vom 6.5. 
1983,AZ: 4 K 192/83). 

Danach könnte ein zulässiger Antrag 
wie folgt lauten : 

"Der Rat der Stadt wird im Rahmen 
seiner kommunalen Zuständigkeit keinen 
Maßnahmen zustimmen, die der Produk­
tion, dem Transport, der Stationierung 
und der Lagerung von atomaren, biologi­
schen, chemischen oder anderen Massen -

Vernichtungsmitteln dienen ." 
Die Frage, wer antragsbefugt ist, be­

antwortet sich aus den jeweiligen Gemein· 
deordnungen der Bundesländer. 

Auch Prof. Wolfgang Däubler, der sich 
intensiv mit den Rechtsfragen im Zusam­
menhang mit der Stationierung neuer 
atomarer Mittelstreckenraketen beschäf­
tigt hat, kommt zu dem Ergebnis, daß ei­
ne Gemeindevertretung beschließen kann, 
ihre Anhörungs- und Mitwirkungsrechte 
im verteidigungspolitischen Bereich 
grundsätzlich nur in einem bestimmten 
Sinne auszuüben. Auch kann sie an die 
zuständigen Bundesorgane appellieren, 
keine Massenvernichtungswaffen auf ih­
rem Gebiet zu lagern (Zeitschrift fiir 
Rechtspolitik, 1983, S. 113 ff.). 

Letztlich dokumentieren fast alle 
Städte in der Bundesrepublik seit Jahren 
ihr grenzüberschreitendes Friedensengage­
ment: Kaum eine Stadt, die nicht minde­
stens zwei bis drei Partnerschaften mit 
ausländischen Städten unterhält. Derarti­
ge kommunale Reisediplomatie ist bisher 
noch nie von einem Innenminister als 
über die Kompetenzen einer Stadt hinaus­
gehende Tätigkeit beanstandet worden. 

Hanspeter Knirsch 

mit dem sicheren Gefühl, durch ihre Zu­
stimmung zum FDP-Antrag keinen Scha­
den anzurichten, ist es schließlich zu ver­
danken, daß - wenn schon nicht Köln 
atomwaffenfrei bleibt ·- zumindest fest­
gestellt wird, daß die Bürger und der Rat 
der Stadt Köln eine viel weitergehende 
atomwaffenfreie Zone unterstützen. Im­
merhin ist die Kölner FDP-Fraktion stolz 
darauf, daß ihre Resolution "wesentlich 
weiter greift" als der SPD-Antrag, der sich 
auf das Kölner Stadtgebiet beschränkt. 
Da stellt sich jedoch die Frage, ob nicht 
der konkrete Beschluß, Köln atomwaf­
fenfrei zu halten, im Sinne der Abrüstung 
wirksamer und weitreichender ist als eine 
bloße Willensbekundung, die Abrüstung 
in ganz Europa zu unterstützen . Setzt 
doch jeder erste Schritt zur Abrüstung 

· den Willen dazu bereits voraus. 
Die Gleichgültigkeit der Kölner Rats-

. herren von CDU und FDP gegenüber den 
Ängsten weiter Teile der Bevölkerung 
Kölns vor der Stationierung von Atom­
waffen in ihrem Lebensbereich stimmt 
bedenklich. Immerhin dürfte Köln als 
möglichst unauffälliger Stationierungsbrt 
für Pershing II oder Cruise Missiles nicht 
uninteressant sein. So liegt zum Beispiel 
der Flughafen Köln-Wahn strategisch gün­
stig direkt neben dem militärischen Trup­
penübungsgelände in der Wahner Heid.e, 
der ehemalige Sportflugplatz Butzweiler­
hof, der seit seiner Schließung vor einigen 
l ahren nur noch militärisch genutzt wird, 
oefindet sich in nächster Nachbarschaft 
des Truppenübungsplatzes Nüsseoberger 
Busch. Dieser Ansicht ist offensichtlich 
auch die Herstellerfirma der Pershing, 
Martin Marietta. ln der Lagekarte der an­
visierten Pershing-Standorte, die Teil ei­
ner Werbebroschüre der US-Firma ist 
~zw. war, denn die Verbreitung der Lage­
karte wurde - aus gutem Grund wohl -
vom Verteidigungsministerium zwischen­
zeitlich verboten, ist auchPorz-Wahn als 
möglicher Standort vermerkt, berichtet 

· die Kölner Stadtzeitung STADTREVUE 
in ihrer Juli-Ausgabe. Gerüchte, nach de­
nen ein Großteil der belgischen Soldaten, 
im nahegelegenen Spich/Troisdorf statio­
niert, durch amerikanische Truppen aus­
getauscht werden, machen die Runde. De­
nen, die es wissen müßten, ist laut 
STADTREVUE wie üblich auf Nachfrage 
"nichts bekannt", und es scheint auch 
weiter niemanden zu interessieren. Eben­
sowenig wie die US-Militärtransporter, de­
ren Landung in unregelmäßigen Abstän­
den in Wahn beobachtet wurde. 

Alle diese Vorgänge werden von vielen 
Kölnern mit Skepsis verfolgt. Darum will 
man den SPD-Antrag während der Frie­
denswochen im Oktober 83 ein zweites 
Mal dem Rat zur Entscheidung vorlegen, 
in der Hoffnung, daß die Vertreter von 
CDU und FDP ihre Bildungslücken in Sa­
chen Frieden bis dahin geschlossen haben. 
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Ökonomie und Rüstungsexport 

Es gibt keine teureren Arbeitsplätze 
Leopard-Panzer nach Saudi-Arabien, 

U-Boote nach Chile: Solche und ähnliche 
Schlagzeilen der Tagespresse erinnern ab 
und an daran, daß die BRD Waffenhandel 
betreibt. Immer, wenn Rüstungsexport 
ins veröffentlichte Gedankengut tritt, 
sind sogleich Wirtschaftskapitäne und de­
ren politische Lotsen bereit, die Notwen­
digkeit solcher Geschäfte zu betonen. 

Außen- und machtpoli tische Argumen­
te haben dann Hochkonju nktur: Die In­
teressen der BRD seien tangiert; wenn die 
Bundesrepublik nicht liefere, täten es oh­
nehin andere und schließlich, nicht zu 
vergessen, seien von Außenhandels­
geschäften dieser Art auch Arbeitsplätze 
abhängig. ln der Tagesschau taucht dann 
auch regelmäßig ein Arbeiter eines Rü­
stungsbetriebes auf, der seiner Sorge um 
seinen Arbeitsplatz beredt Ausdruck gibt. 

Gerade dieses Argument, von den . 
"heiligen Kühen" NATO, Verteidigungs­
bereitschaft und Wehretat einmal abge­
sehen, wird in der Diskussion bis über die 
Maßen strapaziert: Ein Stop der Rü­
stungsproduktion, ja schon des Rüstungs-
exports, würde die binnenwirtschaftliche Rüstungsland Frankreich: 150.000 Beschäftigten arbeiten für den Export 
Arbeitsmarktsituation eines lndustriestaa-
tes wieter verschärfen. 

Darüberhinaus sei Rüstungsexport ein 
Element des Außenhandels und trage zum 
Ausgleich der negativen Zahlungsbilanz 
bei. Gegner des Waffenhandels, die die 
Kriegsgefahr in den . Empfangerregionen 
gesteigert sehen und auf die Unterdrük­
kung der Menschenrechte in vielen der 
Empfangerstaaten hinweisen, scheinen 
gegen solche Argum~ntationen die 
schlechtere Position zu haben. 

Aber: Der staatlich initiierte und ge­
förderte Waffenhandel, zumal wenn er 
zwischen Industrienationen aus Ost und 
West und Ländern der Dritten Welt statt­
findet, mag zwar machtpolitische Gelü­
ste auf beiden Seiten befriedigen, ökono­
misch stiftet er mehr Schaden als Nutzen. 

Entkleidet man die Pro-Argumente ih­
res politischen Nützlichkeitscharakters, 
sieht die Sache wesentlich undramatischer 
aus: Der Anteil des Rüstungsexports am 
Gesamtexport z.B. Frankreichs und Eng­
lands - Staaten, die aufgrund ihrer kolo­
nialherrlichen Vergangenheit von Skru-
peln nicht so sehr geplagt sind, was den 
Waffenhandel betrifft - beträgt lediglich 
1 ,7 % bzw. 1 ,5 %. Nun beschäftigt die 
Rüstungsindustrie allerdings derzeit in 
Frankreich 440 .000, in England 630.000, 
in Italien 160.000 und in der BRD 
240.000 Menschen. Unmittelbar für den 
Rüstungsexport arbeiten dabei in Frank­
reich 150.000, in England 170.000, in_ 

Italien 76.000 und in der Bundesrepub-
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lik 40.000 Beschäftigte. Diese Zahlen, 
wirken aut' den ersten Blick beeindruk-

. kend, und der Fehlschluß liegt nahe, als 
würde die Zahl der Arbeitslosen bei kon­
sequentem und abruptem Rüstungsex­
portstop sofort um 40.000 steigen. 

Es mag ja sein, daß bei 2,2 Millionen 
Arbeitslosen in der BRD jeder Arbeits­
platz, der erhalten wird, besonderes Ge­
wicht hat. ·Doch gerade unter den herr­
schenden ökonomischen Bedingungen 
muß ein Arbeitsplatz gesamtwirtschaft­
lich nützlich sein, wenn er ökonomisch 
Sinn machen soll. Und hier gilt : Arbeits­
plätze in der Rüstungsindustrie sind ex­
trem teuere Arbeitsplätze. Waffenexport­
geschäfte kommen in der Regel nicht 
ohne staatliche Bürgschaften, Kredite 
oder sonstige Garantien zustande, die die 

· Kosten dieser Arbeitsplätze in die Höhe 
treiben. Dazu kommt, daß Rüstungspro­
duktion extrem kapitalintensiv ist und 
die knappen Gelder in den Konzernen 
für andere - zivile - Produktion nicht 
zur Verfügung stehen. Keine Frage, durch 
Umstrukturierung der staatlichen und be­
triebsinternen Finanzquellen von Rü­
stungs- zu Zivilproduktion könnte man­
cher produktive und lohnende Arbeits­
platz erhalten bzw. geschaffen werden. 

Denn das Geld, das für militärische 
Produktion zunächst einmal bereitge­
stellt werden muß, fehlt zur Ausweitung 
der zivilen Produktion. Das eine Volks­
wirtschaft auch anders organisiert wer-

den kann, zeigt das Beispiel Japan: Das 
Land mit nur unbedeutendem Rüstungs­
export hat die Anpassung die Zah­
lungsbilanz an die gestiegenen Rohölprei­
se besonders schnell vollzogen und mei­
stert durch eine offensive Außenhandels­
politik die derzeitige Wirtschaftskrise be­
sonders gut. 

Der scheinbare Nutzen, den Rüstungs­
produktion und Rüstungsexport für die 
Industrienationen hat, ist von dem Bre­
mer Ökonomie-Professor J örg Huff­
schmid widerlegt worden. Huffschmid 
stellt in einer Arbeit für den DGB fest, 
daß in keinem anderen Bereich Staats­
ausgaben so wenige Arbeitsplätze schaf­
fen oder erhalten wie in der Militärpro­
duktion. Das Forschungs- und Entwick­
lungspotential wird durch Rüstungspro­
duktion in besonders hohem Maße fest­
gelegt und behindert dadurch die Moder­
nisierung der übrigen Wirtschaft; Militär­
ausgaben binden langfristig Haushaltsmit­
tel durch Verpflichtungsermächtigungen 
und lassen dadurch weniger Spielraum 
bei der Gestaltung der Etats nach politi­
schen und sozialen Notwendigkeiten; Rü­
stungsproduzenten sind in der Regel 
Großkonzerne und als solche im Besitz 
besonderer Preisfestsetzungsmacht. Des­
halb steigen die Preise von Rüstungsgü­
tern ohne Marktkontrolle und heizen so 
zusätztlich die Inflation an; schließlich 
und endlich werden der zivilen Produk­
tion Rohstoffe, Kapital und Arbeit ent-



zogen. 
Auf einen kurzen Nenner gebracht: 

Rüstungsproduktion ist ökonomisch ge­
sehen Vergeudung von Ressourcen und 
Produktivkräften. 

Wenn die Auswirkungen militärischer . 
Produktion und damit auch des Rüstungs­
exports für die Lieferländer - milde aus­
gedrückt - ökonomisch unsinnig ist, so 
sind sie für die Volkswirtschaften der 
Empfängerländer geradezu verheerend. 

Denn die Empfänger sind vorrangig 
die Habenichtse dieser Weit: Waren bis 
Mitte der sechziger Jahre die entwickel­
ten Länder, die Bündnisstaaten - gleich 
ob NATO oder Warschauer Pakt - so ge­
hen heute drei Viertel der Rüstungsexpor­
te in Entwicklungsländer. Dazu kommt 
noch, daß sich die. Qualität der Waffen 
und damit auch die Preise in die Höhe 
geschraubt hat: Die Besteller geben sich 
nicht mehr mit ausgemusterten Panzern 
oder gebrauchten Flugzeugen zufrieden, 
sondern fordern aktuelle, neuwertige Waf­
fen an . Während früher die Lieferungen 
im Rahmen der Militärhilfe getätigt wur­
den, muß zudem heute "cash" bezahlt 
werden, und zwar in Devisen. 

ln Devisen, die gerade in Entwick­
lungsländern immer knapper werden. 
Denn die Preise für Rohstoffe, oftmals 
einzige Devisenquelle der Dritte-Welt-Län­
der,_ sind auf einem Tiefstand. Wenn in 
einer solchen Situation die knappen 
Devisen ·auch noch dafür ausgegeben wer­
den, den Machtgelüsten der jeweiligen 
Herrscher -nach innen wie nach außen -
eher zu dienen als den Völkern selber, las­
sen sich volkswirtschaftliche K<!-tastro­
phen geradezu herbeizüchten. 

Schlimm und ökonomisch verantwor­
tungslos ist es schon, wenn die mühselig 
erwirtschafteten Devisenüberschüsse -
sollten sie wirklich entstanden sein - für 
Prestigobjekte verpulvert werden, voll­
ends aus den Fugen geraten die Staatsfi­
nanzen, wenn Waffen auf Kredit gekauft 
werden, was für den Großteil der Geschäf­
.te gilt:. Die Haushaltsdefizite nehmen ra­
pide zu, eine wirtschaftliche Entwicklung 
ist nicht möglich. Besonders akut aber: 
Die Verschuldung der Entwicklungsländer 
steigt vehement, da mit den Krediten für 
Panzer und Kanonen keine Gewinne er­
wirtschaftet werden, mit denen die Schul­
den getilgt werden könnten. Kniditfinan­
zierte Rüstungsgeschäfte unterscheiden 
sich qualitativ von kreditfinanzierten In­
vestitionen. Kurzsichtige Politik auch bei 
den Kreditgebern - in der Regel die Lie­
ferländer bzw. deren Organisationen: wie 
sollen denn die verschuldeten Länder je 
die Gelder zurückzahlen. 

Neben diesen nimmt sich eine weitere 
Abhängigkeit geradezu harmlos aus: 
Nicht nur Produktion, sondern auch War­
tung und Reparaturen müssen bei den ln­
dustrienationen gekauft werden, denn der 

Der Nutzen eines Bruchteils 
Der "Brandt-Bericht" hat berechnet, 

welchen Nutzen der alternative Einsatz 
nur eines Bruchteils der Mittel, die ge­
genwärtig für die Militärapparate ausge­
geben werden, erreichen könnte; daß 
nämlich 
- die Miltärausgaben eines halben Ta­

ges ausreichen würden, um das ge­
samte Programm zur Ausrottung der 
Malaria zu finanzieren; 
m(t den Kosten eines modernen Pan­
zers .gut 4.000 Tonnen Reis vor dem 
Verderb beim Lagern geschützt und 
so die nahrungsmäßige Grundlage für 

8 Millionen Menschen erhalten wer­
den könnten; 
für den Preis eines Kampfflugzeuges 
etwa 40.000 Dorfapotheken einge­
richtet werden könnten; 
ein halbes Prozent der jährlichen Rü­
stungsausgaben ausreichen würde, um 
alle die landwirtschaftlichen Geräte 
anzuschaffen, die erforderlich sind, 
um in den armen Ländern mit Nah­
rungsmitteldefizit die Agrarproduk­
tion bis 1990 zu verbessern und sogar 
die Selbstversorgung zu erreichen. 

Leopard-Panzer: Verderb für 4 .000 Tonnen Reis 

Ausbildungsstand des Personals. in den 
Entwicklungsländern ist in der Regel für 
die hochtechnisierte Kriegsmaschinierie 
zu niedrig. 

Die Folgen der Rüstungskäufe von 
Entwicklungsländern liegen ökonomisch 
auf der Hand. Die allgemeinen Investitio­
nen sinken und damit auch die landwirt­
schaftliche Produktion, die für die Versor· 
gung der Bevölkerung gerade in Entwick­
lungsländern im Wortsinn lebensnotwen­
dig ist. 

Die Frage nach dem "cui bono" aus 
ökonomischer Sicht ist leicht beantwor­
tet: niemand außer den Konzernen. 

ln diesen Rüstungskonzernen hat in 
der Bundesrepublik jedoch über die Frie­
densdikussion und das allgemeine Unbe­
hagen, das )n Sachen Miltärausgaben ·um 
sich greift, eine ·beachtenswerte Entwick­
lung stattgefunden. ln einem Dutzend 
Betrieben gibt es inzwischen Initiativen 

von dort Beschäftigten, die sich Gedan­
ken uni "Rüstungskonversion", d.h. die 
Ersetzung militärischer durch zivile Pro­
duktion· machen. Diese Initiativen werden 
von den Gewerkschaften gefördert und 
unterstützt. 

Darunter sind auch Betriebe, die durch 
Rüstungsexportgeschäfte mit Ländern au­
ßerhalb der· NATO Schlagzeilen in die 
Schlagzeilen geraten sind: So machen sich 
Arbeiter bei Blohm + Voss {U-Boote für 
Chile) und Krupp (Leos für Saudi-Ara· 
bien) Gedanken und entwicklen Vorschlä­
ge, welche n.ützlichen Produkte, zum Bei­
spiel gerade auch im Umweltschutzbe­
reich, statt der Waffen hergestellt werden 
können. Bei VFW in Bremen- durch die 
explosive Steigerung der Produktionsko­
sten des Tornado-Kampfflugzeuges ist ein 
bundesdeutscher ' Verteidigungsminister 
nahezu abgestürzt - geschieht ähnliches. 

Widerstände gegen die Rüstungskon-
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version kommen naturgemäß von den 
Konzernen, die ihre Sonderstellung gegen­
über den staatlichen Auftraggebern in Ge­
fahr sehen. Aber solange sich die politi-

.· sehe Wetterlage in der Republik nicht än­
dert und . solange die Rüstungsindustrie 

Rüstungsexport: 

,.Öffentliche Erörterung 
nicht möglich" 

Auf die Frage des $PD-Abgeordneten 
Norbert Ganse!, über welche Anträge 
zum Rüstungsexport die Bundesregie­
rung seit dem 1. Oktober 1982 entschie­
den hat, antwortete Lambsdorffs Parla­
mentarischer Staatssekretär Martin Grü­
ner am 23. Juni 83: 

"Ich bitte um Verständnis, daß öf­
fentliche Erörterungen von Einzelgeneh­
migungen zu Rüstungsexporten aus au­
ßempolitischen Gründen und aus Grün­
den des Schutzes von Geschäftsgeheim­
nissen nicht möglich sind. Seit dem 1. 
Oktober 1982 wurden rund 50 Geneh­
migungen zur Lieferung von Kriegswaf­
fen in Länder außerhalb des NA TO-Be­
reichs erteilt. Darunter waren wenige 
politisch bedeutsame Vorhaben, die eine 
Befassung des Bundessicherheitsrates er­
forderlich machten." 

50 positiv entschiedene Anträge in 
nur neun Monaten. Trotzdem beeilte 
sich Grüner hinzuzufügen, der "Kernge­
danke" beim Export von Waffen sei, 
"daß Lieferungen in Länder außerhalb 
der NATO und ihnen gleichgestellte 
Länder nur ausnahmsweise genehmigt 
werden können". 

Die Frage nach der Regel hat dann 
kein Abgeordneter mehr gestellt. 

auf der Bonner Hardthöhe ein Mammut­
Lobby-Büro hat, wird sich hier nichts än­
dern. 

Solange der Kohl'sche Spruch vom 
Frieden, der mit immer weniger Waffen 
zu schaffen sei, nur Luftblase bleibt, ste­
hen die Gewerkschaftsinitiativen allein. 

Die bundesdeutsche Friedensbewe­
gung hat sich etabliert. Nach dem heißen 
Atom-Raketen-Herbst wird das Thema 
konventionelle Rüstung nicht erledigt 
sein - egal, wie die Auseinandersetzung 
mit den Stationierungsfanatikern in Bonn 
ausgeht. 

Konventionelle Rüstung - ein ver­
harmlosendes Wort angesichts des zig-fa­
chen atomaren Overkills. Aber die Kriege, 
die in der Weit geführt werden, werden 
"konventionell" · geführt, was die Brisanz 
und Gefährlichkeit der Mordmaschinerie 
nicht-nuklearer Provenienz täglich unter 
Beweis stellt. 
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I 
LZ-Diskussion in Bonn 

k . .A .. ß 
I Genscher mag e1ne nsto e 

Vier liberale Politiker, alle vor der 
"Wende" in der gleichen Partei - heute 
aber auf vier verschiedenen Pfaden auf 
den Spuren des . Liberalismus, freuten 
sich, wieder auf einem Podium zu sitzen: 
Wolfgang Lüder (FDP), Prof. Theo Schil ­
ler (LD), Helga Schuchardt (parteilos) 
und Günter Verheugen (SPD ). Ermöglicht 
hatte das öffentliche Wiedersehen das Li­
berale Zentrum Sonn, das die alte Kari­
Hermann-Fiach-Frage "Noch eine Chance 
für die Liberalen" ausloten wollte. 

Probleme hatten die Veranstalter da­
bei zunächst mit dem FDP-Part gehabt: 
Gerhart Baum hatte eine Kölner Veran­
staltung mit Ulrich Krüger noch in unan­
genehmer Erinnerung, Burkhard Hirsch 
wiederum wollte - wie es hieß ,.- die an­
deren Teilnehmer nicht "aufwerten". 
"Dritte Wahl" schließlich war der frühere 
Berliner Wirtschaftssenator und Bürger­
meister Wolfgang Lüder, der ausdrücklich 
betonte, nicht "Sprecher" seiner Partei­
führung zu sein. 

Die "einzige Stimme" im FDP-Bundes­
vorstand gegen die Koal itionsvereinba­
rung Kohi/Genscher (u.a. wegen der ge­
planten Änderung des Demonstrations· 
rechts) nannte als innerparteilich 
"schlimmstes Ergebnis" der Wende flir die 
FDP, daß "die Qualität gegangen ist". 
Diejenigen hätten seine Partei verlassen, 
die "gedacht haben". Wer denke, der 
stoße auch mal an, aber: "Genscher mag 
keine Anstöße". 

Lüder selbst weiß, daß die neue 
"Quantität" in der FDP (er nahm Bezug 
auf die Parteieintritte in Berlin) keine 
"Qualität" hat, sieht darin aber- Parado­
xon? - seine Chance: Die verbliebenen 
Parteimitglieder würden den gegenwärti­
gen Kurs der "Nicht-Sichtbarkeit" der 
FDP auf die Dauer nicht hinnehmen. ln 
der Partei ist Lüder trotzGenscher geblie­
ben - ebenso wie er 1962 nicht wegen, 
sondern trotz Erich Mende eingetreten 
ist. Er gibt aber zu, daß eine "Parallelität" 
zu 62 "nicht voll gegeben" .ist. Heute ver­

mißt er liberale pressure groups wie da­
mals den Liberalen Studentenbund (LSD) 
und später die Jungdemokraten sowie 
kämpferische Figuren (er erinnert an die 
damalige Rolle von Hildegard Hamm-Brü­
cher und Wolfgang Rubin). Folglich stellt 
er sich auf eine lange Wartezeit ein: 
"Nicht auf Monate, sondern auf Jahre." 

Helga Schuchardt wiederum denkt 
"pluralistisch", will deshalb das Zwei-Par­
teien-System verhindern (die Grünen, de­
nen sie Problembewußtsein bescheinigt, 

von Helmut W. Lindner 

aber keine Kompromißfähigkeit, spielen 
in ihren Überlegungen keine Rolle) und 
hofft, daß es "wieder gelingt, eine liberale 
Kraft zu organisieren". Diese müsse, wenn 
nachts geweckt, "selbst im Traum noch" 
für individuelle Freiheiten eintreten. Be­
reits unter der sozialliberalen Koalition 
aber hat Helga Schuchardt "gelitten" -
vermißte Standfestigkeit im sozialpoliti­
schen Bereich und gegenüber den Terro­
rismusgesetzen. Ihren Austritt aus ihrer 
alten Partei empfindet sie folglich wie ei­
ne Art Befreiung: Sie freut sich jeden 
Abend vor dem TV-Schirm, wie richtig 
ihre Entscheidung war. Allenfalls grübelt 
sie, ob sie und andere nicht der FDP lie· 
ber hätte schaden sollen, indem sie bis 
zum 6. März in der Partei geblieben wä­
ren. Denn heute gebe es dort noch "einen 
Herrn Hirsch", der einige Leute zu der 
(für sie natürlich irrigen) Ansicht bringe", 
man könne in der FDP noch "etwas ma­
chen". Beinahe wütend: Die Partei solle 
sich endlich "dazu bekennen", welche 
Rolle sie jetzt spiele. 

Warum sie nicht zu den Liberalen De­
mokraten gegangen ist? Denen sie viel­
leicht, wie ein Mann aus dem Publikum 
überschwenglich meint, zu 2 bis 3 % mehr 
Wählerstimmen verhelfen könnte? Weil 
sie "verhindern will", daß "Uneinigkeit 
im linken Spektrum" rechte Mehrheiten 
ermöglicht. 

Vorerst soll, fern von der Tagespolitik, 
die Liberale Vereinigung "politische Ant­
worten" geben, die von keiner Partei kä­
men. Helga Schuchardt fst aber reali­
stisch: "Zur Volkshochschule fehlt nur 
noch das Volk". 

Für den "Jung-Genossen" (so ein 
kaum älterer SPDier im Saal) Günter Ver­
heugen war der Weg zur SPD, "obwohl 
sicherlich der weiteste", schlicht eine 
"Frage des politischen Überlebens", wie 

. der bayerische Bundestagsabgeordnete of­
fen zugibt. Schon zu seiner "Profi-Zeit" 
als FDP-General tat sich Verheugen, wie 
er kokettiert, schwer, Liberalismus zu de­
finieren - dies habe seit Kari-Hermann 
Flach niemand mehr ernsthaft versucht. 
Denn Liberalismus sei mehr als nur "Le­
bensart" oder "politischer Stil". 

Verheugen beruft sich - nach wie vor 
- auf sein im November noch bei der 
FDP vorgelegtes "Liberales Manifest". 
ln Berlin hatte er, bereits frei vom FDP­
Amt, verbissen um einzelne Sätze seines 
Papiers· gekämpft, war überall niederge­
stimmt worden und hatte darüber kaum 
wahrgenommen, daß einige hundert Me-



Vier Liberale auf verschiedenen Wegen: (von links) Theo Scl:üller (LD), Günter Verheugen (SPD), (Diskussionsleiter Rübsaat), Helga . 
Schuchardt (parteilos), Wolfgang Lüder (FDP) 
ter weiter, in Halle 14 b des Messegelän- derheiten und benachteiligten Gruppen, 
des, der Aufstand und die (Ab-)Spaltung 5. Bildungsparteil könnten auch die ande-
geprobt wurde. ren unterschreiben. 

Der Marburger Professor Theo Schiller, 
heute einer der profiHertesten Köpfe des 
Liberalismus (aber soviele gibt es ja nicht 
mehr), hatte zunächst gezögert, sich den 
Liberalen Demokraten anzuschließen. 
Schiller: "Es hätte uns allen gimz gut ge­
tan", eine Weile nicht in Form einer Par­
tei zu agieren, sondern sich zurückzu­
ziehen "im Sinne einer Volkshochschule 
im Wald". Nachdem "andere" in andere 
Parteien "auseinandergelaufen" seien, sei 
man aber in Zugzwang geraten. Diese " hi­
storische Chance" habe man verpaßt, und 
nun seien die Liberalen Demokraten als 
"organisierendes Element" im Sinne der 
"Liberal ismus-Vorsorge" "unabdingbar". 
Die Chancen, liberale Politik in der FDP, 
in oder mit der SPD zu machen, seien oh­
ne die Konkurrenz LD "von außen" 
noch schlechter, gab Schiller seinen Ex­
Parteifreunden zu denken. 

Viele Gemeinsamkeiten bei liberalen 
Zielen gab es. Was Helga Schuchardt als 
den liberalen Denkansatz bezeichnet ("Li­
berale betreiben Politik aus der Sicht des 
einzelnen"), war sicherlich konsensfähig. 
Ebenso ihre auf die Sozialdemokraten be­
zogene Kurzfassung ("Politik eher von ge­
sellschaftlichen Gruppeninteressen aus") 
wie auch die Schlußfolgerung: Beide 
Denkkategorien hätten ihre Mängel, die 
"EIIenbögen" der Liberalen wie die "Ni­
yellierung" bei der SPD - und gerade 
'deswegen seien "beide zusammen hervor­
ragend geeignet" (hier fehlte nur der Mai­
hofersche Begriff vom "historischen 
Bündnis"). Und Theo Schillers in fünf 
Thesen abgefaßter - auf die Liberalen 
Demokraten bezogene - Qualifikations­
nachweis einer liberalen Partei (1. Bürger­
rechtspartei, 2. Partei der Entspannung, 
3. Partei der sozialen Vernunft und des 
sozialen Fortschritts, 4 .. Partei der Min-

Im Bereich der "sozialen "ve·rnunft" 
grenzt sich Schiller sowohl von der FDP 
als auch Grünen ab. Konkret heiße dies: 
Keine Arbeitszeitverlängerung a Ia Lambs­
dorff, sondern Verteilung der vorhande­
nen Arbeit auf mehr Köpfe - bei Einfüh­
rung auch individueller Arbeitszeiten. Ei­
nen vollen Lohnausgleich ftir untere und 
mittlere Einkommen aber, wie ihn die 
Grünen fordern, lehnt Schiller als "wenig 
realistisch'~ ab. Der grüne Versuch, Bür­
gerinitiativen ins Parlament einzubringen, 
werde scheitern, prophezeit Schiller. Der 
Politikwissenschaftler befürchtet zudem 
einen Rückschlag der Initiativen durch die 
Parlamentarisierung sowie die Konzentra­
tion auf die Raketenfrage. 

Warum er nicht in der SPD ist? ln Mar­
burg hätte dies die Große Koalition mit 
der CDU bedeutet, und ftir Hessen sieht 
Schiller dies als "wahrscheinlichsten" 
Wahlausgang. Kein Wunder, daß ob sol­
cher Ansichten Günter Verheugen "gro­
ßen Horror" verspürt und gegen dies sei­
ner Ansicht . nach am "wenigsten wahr­
scheinlichste" Modell "heftigen Wider­
stand" ankündigt. 

Die SPD sei sicher "nicht eine liberale 
Partei", konstatiert Verheugen, habe aber 
ein breiteres Spektrum als früher die FDP; 
und: Im Vergleich zur Möllemann-Lambs­
dorff-Cronenberg-FDP in NRW sei sie ein 
"Anarchistenverein", in dem der ehemali­
ge FDP-General auch liberale Politik "ver­
treten" darf. Als persönlichen Erfolg 
rechnet es sich Verheugen z.B. an, daß er 
heute in der SPD in Kulmbach für d ie Ab­
schaffung des § 175 StGB reden kann, 
was vor einem halben Jahr "noch nicht 
drin war". Eine Menge liberalen Nachhol­
bedarf habe seine neue Partei sicherlich 
noch, gesteht Verheugen ein, so in den 
Bereichen Bürgerrechte, Minderheiten-

schutz und Ökologie - wo er wieder "neu 
anfangen" müsse "wie (seinerzeit) in der 
'FDP". Aber auch Lernprozesse in umge­
kehrter Richtung: Ihm sei in der SPD klar 
geworden, wieviele "liberale Programmde­
fiz ite" es gebe - er nennt das soziale 
Netz, das die FDP (er selbst wohl auch) 
immer mit einer "gewissen Nonchalance" 
behandelt habe. Helga Schuchardt assi­
stiert: Viele Jahre hindurch habe man in 
der FDP die Arbeitslosigkeit deshalb un­
terschätzt, weil man keinen Arbeitslosen 
persönlich gekannt habe . FDP-MdBs hät­
ten geglaubt, ihre Diätenhöhe entspräche 
dem Durchschnittseinkommen des Bun­
desbürgers. Keine Frage, ftir Frau Schu­
chardt ist - und da widersprach niemand 
- die Wirtschaftspolitik der gegenwärti­
gen Regierung "zutiefst illiberal", weil 
Arbeitslosigkeit als "Disziplinierungsin­
strument" eingesetzt und damit individu­
elle Freiheiten eingeschr,änkt würden. 

Wie geht es weiter, welche (auch koa­
litions-)politischen Hoffnungen auf eine 
neue Mehrheit haben d ie vier? 

Lüder: "Wir brächten eine liberale Par­
tei" (die dann wohl wieder Mehrheiten 
ändern soll). Schiller hofft deshalb auf die 
erste parlamentarische Vertretung der Li­
beralen Demokraten. Helga Schuchardt 
wiederum glaubt, daß die Grünen "nicht 
alles Naive" sind, da seien "viele alte 
Fuhrleute" dabei, weshalb sie sich beson­
ders darüber ärgert, daß "die auf Anfän­
ger machen". Mehrheitsperspektiven 
nennt sie allerdings keine. 

Günter Verheugen schließlich philo­
sophiert zunächst "rein abstrakt" über ei­
ne wirkliche Veränderung des Parteiensy­
stems mit der CD.U als neuem Zentrum 
und einer alten/neuen Weimarer Koali­
tion, bevor er bekannte, die Liberalen De­
mokraten könne er sich als Bündn is- und 
Koalitionspartner der SPD "gut vorstel ­
len", "wenn sie das entsprechende Ge­
wicht auf die Waagschale stellen". Dann 
wären sie für ihn "der Wunschpartner". 
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Theo Schiller auf dem LD-Parteitag in Hessen: 

.. Liberalismusvorsorge für das Jahr 1987 betre·ben" 

ln einem Grundsatzreferat hat Professor Theo Schiller auf dem hessischen Landespar­
teitag der Liberalen Demokraten Ziele und Wahlkampfstrategie der LD beschrieben. Wir 
dokumentieren Auszüge aus seiner Rede. Die vollständigen Ausführungen können bei 
den Liberalen Demokraten, Reuterstr. 44, 5300 Bonn, angefordert werden. 

Unser Plädoyer für einen liberalen 
Neuanfang umfaßt mindestens drei ver­
schiedene Aspekte: Erstens wollen wir li­
berale Politik machen; zweitens wollen 
wir hier den ersten Schritt für den Wieder­
aufbau einer handlungsfähigen liberalen 
Partei auf Bundesebene tun, damit die 
Wähler bei der' nächsten Bundestagswahl 
im Jahre 1987 wieder guten Gewissens ei­
ne glaubwürdige liberale Partei wählen 
können; und drittens geht es dabei grund­
sätzlich darum, den Liberalismus als poli­
tische Ideen nicht untergehen zu lassen, 
nur weil er im letzten Herbst von einigen 
politischen Hasardeuren aus der Bahn ge­
worfen wurde - vielmehr wollen wir alles 
daran setzen, die liberale Idee als histo­
risch wirksame Kraft von der Basis aus 
neu aufzubauen und den freiheitsbedro­
henden Tendenzen in Gesellschaft und 
Staat entgegenzustellen. "Liberaler Neu­
anfang" ist also wesentlich mehr als eine, 
beiläufige Wahlparole. ( .. . ) 

Dieser Neuanfang ist nicht nur not­
wendig, er ist auch möglich. Ein kurzer 
Blick in die Geschichte des deutschen Li­
beralismus zeigt, daß die Liberalen leider 
oft neu anfange!') mußten, daß sie aber 
eben deshalb auch reichlich Erfahrungen 
mit Neuanfangen machen konnten. Die 

for tschrittliche· und freisinnige Tradition 
hat dem Liberalismus immer wieder neue 
Impulse gegeben, z.B. nach der Unterwer­
fung der Nationalliberalen unter Bismarck 
(im preußischen Verfassungskonflikt oder 
mit der Zustimmung zum Sozialistenge­
setz}; z.B. nach dem Debakel der soge­
nannten "liberal-konservativen Paarung" . 
1907 · 1909 ("Bülow-Biock"}, als es un­
ter Friedrich Naumann zur Bildung der 
Fortschrittlichen Volks-Partei kam; z.B. 
in der Revolution 1918/19, als die links­
liberale Deutsche Demokratische Partei 
als ein Teil der "Weimarer Koalition" 
(mit SPD und Zentrum) den demokrati­
schen Sozialstaat als Kernstück der Wei­
marer Verfassung . mittrug; besonders 
schwierig war der Neuanfang nach 1945, 
aber immerhin wurde 1952/53 der end­
gültige Rechtsabmarsch unterbunden und 
mit Dehler und Maier ein Liberalisie­
rungskurs eingeleitet. 

Trotz Mendes Umfall 1961 brachte 
zähe Fortschrittsarbeit schließlich die 
Wiederentdeckung des sozialen Liberalis­
mus durch Maihofer, Flach und das Frei­
burger Programm, und die Öffnung des 
Liberalismus ftir Reformpolitik. Leider 
müssen wir jetzt nach dem Genscher­
Lambsdorff-Putsch schon wieder neu an- . 

Die Spitzenkandidaten der Liberalen Demokraten in Hessen (von links): Heidemarie 
Lehmann, Werner Schmidt, Heidrun Eser, Rafael Lewenthal, Ulrich Krüger, Silvia 
Schott , Dagmar Krüger, T heo Schiller. 

I 

20 

fangen.( ... ) 
Wir vertreten das politische Programm 

des sozialen Liberalismus. Es ist uns in 
ungewöhnlich kurzer Zeit gelungen, unse­
re liberalen Grundsätze in ein umfangrei­
ches und detailliertes Landtagswahlpro­
gramm zu übersetzen, das sich im Ver­
gleich mit den Angeboten der anderen 
Parteien allemal sehen lassen kann~ 

Wir stehen als liberale Partei gegen die 
konservative Wende rückwärts seitens der 
drei konservativen Bonner Regierungspar­
teien: der altkonservativen CDU, der kon­
servativ-reaktionären CSU und der neo­
konservativen FDP. Wir bezweifeln nicht, 
daß die Konservativen am 6. März eine 
Mehrheit erreicht haben. Aber da wir die 
angekündigte, bisher praktizierte und für 
die Zukunft absehbare Politik ftir falsch 
halten, werden wir mit aller Kraft dazu 
beitragen, daß in Hessen keine konserva­
tive Mehrheit zustande kommt und daß 
in Bonn 1987 die Konservativen wieder 
von ihrer schweren Regierungsverantwor­
tung abgelöst werden können. ( ... ) 

Wir haben in eine solche Fortschritts­
mehrheit wichtige Elemente einzubrin­
gen: 

- Wir sind die liberale Bürgerrechts­
partei und verteidigen kompromißlos die 
Grund- und Menschenrechte gegen die er· 
klärte Absicht von Zimmermann, Spran­
ger, Engelhard und Dregger, uns mit im· 
mer mehr "Sicherheit" durch Bürokra­
tien, Datenerfassung, Polizei und Verfas­
sungsschutz beglücken zu wollen. Radika­
lenerlaß und Berufsverbote, 88 a und 
Kontaktsperregesetz haben uns wirklich 
gereicht, wir wollen nicht auch noch De­
monstrationsverbote, Organisationsverbo­
te, Denkverbote und Schreibverbote. 

- Wir sind auch in schwierigen inter· 
nationalen Zeiten die Entspannungspar­
tei. Wir halten nichts von Friedens- und 
Sicherheitsillusionen durch Raketenaufrü­
stung, und wir wollen nicht die sowjeti­
schen SS 20 durch Aufstellung von Per­
shing 2 noch gefahrlicher machen, als sie 
bereits sind. Aber uns ist auch klar, daß 

· Frieden und Entspannung nicht auf die 
zur Zeit natürlich vorrangige Raketenfra­
ge reduziert werden darf. Im Ost-West­
Verhältnis wie im Nord-Süd-Verhältnis 
muß vielmehr umfassende Kooperation 
und Interessenausgleich als Grundlage 
eines t ragfahigen Weltfriedens mit Zähig­
keit und Ausdauer angestrebt werden. 
Tragen wir daher dazu bei, daß die Frie­
densgeftihle und der Friedenswille weiter- · 
reichen als nur bis zum Herbst. 

- ln der Wirtschafts- und Gesell­
schaftspolitik sind wir die Partei der so­
z ialen Vernunft. Anstelle der konservati-



ven Wachstumsillusionen mit ihren dahin­
ter verborgenen Umverteilungsmechanis­
men zugunsten der Besitzenden orientie­
ren wir uns an maßvollen Wachstumszie­
len, verbunden mit qualitativen Bewer­
tungsmaßstäben gegenüber dem Produk­

··tionsprozeß und dem Produktionsergeb- _ 
nis. Ein noch so hohes Wachstum nützt 
jedoch den Menschen nichts, wenn es 
nicht zu einer ausgeglichenen Besciläftf .. 
gung für alle, zu einer angemessenen Ver­
teilung der Arbeits- und Sozialeinkom­
men und zu einer wirtschaftlichen und 
ökologischen Zukunftsvorsorge kommt. 
Politik der sozialen Vernunft heißt, daß 
ein Beschäftigungs- und Einkommensaus­
gleich unabhängig von der jeweils mögli­
chen Wachstumsrate erreicht wird. 

- Wir Liberalen Demokraten verste­
hen uns als die Partei der Minderheiten 
und der benachteiligten Gruppen . Wir tre­
ten gegen jede Diskriminierung ein, 
gleichgültig, ob sie sich gegen Ausländer, 
gegen Frauen, gegen Homosexuelle oder 
gegen Sinti und Roma richtet. Wir wissen, 
daß in wirtschaftlichen Krisenzeiten die 
Neigung besonders groß ist, gegen Minder7 
heiten als Sündenböcke loszuschlagen, 
und daher gilt es· heute, zusammen mit 
den vielen sensiblen und toleranten Bür­
gern für jeden Bewohner dieses Landes 
das Recht · der freien Lebensgestaltung 
und- des humanen Umgangs zu sichern. 
Daher werden wir auch im Alltag der Bru­
talität des Türkenwitzes ebenso entgegen­
treten wie allen neo-nazistischen Bestre­
bungen und ihrer Verharmlosung. 

- Und schließlich ist uns klar, daß Li­
beralität, soziale Chancengleichheit, wirt­
schaftlich-ökologische Vernunft und De­
mokratie nur eine Chance haben,· wenn 
Bildung ein Bürgerrecht für alle ist. Daher 
sind wir, auch wenn alle anderen es längst 
aufgegeben haben, auch in Zukunft Bil­
dungspartei. Wer den Bildungszugang aus­
gerechnet in der Krise und angesichts ge­
burtenstarker Jahrgänge einschränkt, 
prellt junge Leute für ihr ganzes Leben 
um ihre Entfaltungschancen. Sicher, Bil~ 
dungsabschlüsse garantieren heute weni­
ger als früher einen Beruf und ein hohes 
Einkommen, aber Bildun~st· nun ein­
mal das "Eigentum der -moaernen Ge­
sellschaft" und für die meisten Menschen 
ihre einzige Grundlage für ein Einkom­
men durch Leistung, und wer es den jun­
gen Leuten vorenthält, der programmiert 
die Massenarmut von morgen vor.( .. ,) 

Abschließend ein Wort über Hessen 
hinaus. Die Gründung der Liberalen De­
mokraten und die Teilnahme an dieser 
Landtagswahl in Hessen dient auch dem 
liberalen Neuanfang in der ganzen Bun­
desrepublik. Daher kommen auch viele 
Kreisverbände unserer Partei in ihre Pa­
tenwahlkreise und helfen uns. Dieses 
Land kann auch in der Bundespolitik auf 
liberale Initiativen· nicht verzichten, das 

wird mit jedem Tag CDU/CSU/FDP-Re­
gierung deutlicher. Je übermächtiger die 
staatlichen und privaten Großbürokratien 
werden, umso weniger ist der Liberalis­
mus als politische Idee historisch über­
holt. Die FDP hat sich als liberale Partei 
selbst aufgegeben, und gegen störrische 

Zähneknirschen verlieren will, hat schon 
heute die Chance, Liberalismusvorsorge 
zu betreiben. Nur wer uns schon jetzt in 
Hessen wählt, kann sicher sein, daß 1987 
eine liberale Alternative in den Bundes­
tag gewählt werden kann. Nur mit einer 
liberalen Kraft kann .1987 die konserva-

.--- ----------------- ------- ----------
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LD-Wahlkampfzeitung "die erste": In einer Auflage von 300.000 Exemplaren wird sie 
derzeit in Hessen und Bremen verteilt. 

Selbstmordabsichten ist man bekanntlich 
machtlos. Es muß daher in den nächsten 
Jahren gelingen, für die Bundestagswahl 
1987 eine wählbare liberale Partei aufzu­
bauen. Dazu tragen wir als Liberale De­
mokraten Hessen bei. Der weitsichtige 
Bürger, der 1987 nicht sein Gebiß durch 

tive Mehrheit wieder abgelöst werden. 
Wer Liberalität, Bürgerrechte, soziale 

Chancengleichheit, Minderheitenschutz 
und Frieden durch Entspannung will, 
sollte daher mit liberaler Zukunftsvor­
sorge in Hessen im· September 1983 den 
Anfang machen. 
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Landtagsw~hl in Bremen 

Drei grünliche Listen treten an 
von Thilo Schelling 

ln einer Presseerklärung vom 7.7.83 
fordern die Grünen frisch-fröhlich alle 
Mitbewerber zu den Bürgerschaftswahlen 
am 25.9. in Bremen auf, ihre Listen zu­
rückzuziehen, um die "grünen Chancen" 
nicht zu schmälern. Bei Eingeweihten und 
Beobachtern der Bremer Szene dürften sie 
damit nur verärgerte Reaktionen hervor­
rufen: "Mal wieder ein Pressegag, der mit 
der Realität nicht viel zu tun hat". 

Denn die Grünen hatten · ihre Chance, 
Kooperationsangebote anzunehmen. Sie 
haben sie auf ihrem Listenparteitag im 
Bremer Flughafen rüde ausgeschlagen. 

Beim Abstimmungsverhalten war sich 
der ansonsten bunte und heterogene Hau­
fen sehr einig. Angebote zur Zusammen­
arbeit auf der "offenen Liste" wurden bei 
der Wahl der Liste niedergestimmt. 

Leidtragende der gutgeplanten Aktion 
waren in Bremen die Jungdemokraten 
und der Bürgerschaftsabgeor9nete Uwe 
Schröder. Zwischen LD und J ungdemo­
kraten hatte es seit einiger Zeit Unter-

schiede in der strategischen Einschätzung 
der Situation in Bremen gegeben. Im In­
teresse einer einheitlichen, politisch fort­
schrittlichen Opposition in Bremen hat­
ten die Jungdemokraten auf Zusammen­
arbeit mit den Grünen und auf die offene 
Liste gesetzt. Auf der Landeswahlver- ­
sammlung ist dieses Bündnisangebot von 
Birka Meyer-Mews gut begründet einge­
bracht worden. Als "politisches Faust­
pfand" sollte dabei der Abgeordnete 
Sehröder wirken, der nach der Wende 
di.e FDP-Fraktion verlassen hatte. 

Sowohl kandidierende J ungdemokra­
ten als auch Uwe Sehröder wurden sehr 
eindeutig abgeschmettert. Dabei kann 
Sohadenfreude und "Siehste-Haltung' 
bei niemandem aufkommen. Die politi­
sche Potenz von Jugendverband und von 
Uwe Schröder, die bei der Aktion Scha­
den genommen haben, hatten das wirk­
lich nicht verdient. 

Die Liberalen Demokraten hatten· von 
Beginn an auf eine eigene Kandidatur ge-

I -Büro im Rhein-Main-Gebiet sucht t 

t hochqualifizierte Sekretärin mit : 
t 
t guten Nerven zum frühestmög- : 
: liehen Termin. t 

·t Unsere neue Mitarbeiterin darf : 
t 
t sich durch permanentes Chaos : 
: nicht aus der Ruhe bringen las- : 
: sen. t 

t Gute Bezahlung, nette Kollegen, : 
t 
t interessante Aufgaben. t 

: Chiffre 6/83/1 an liberale druck- : 
! sachen, Elbestr. 30,, 463 Bochum I 
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setzt. Dies vor ;,illern, weil _ 
- eine Partei (zumal eine neue) erst ein­

mal beweisen muß, daß sie ein Faktor 
ist und überhaupt jemanden repräsen­
tiert, bevor sie sich in Bündnisse be­
gibt, wenn sie nicht Bittsteller sein 
will; 

- die Bremer Situation drei "grünliche" 
Listen bringen wird: 1. die Bundesgrü­
nen, 2. die Olaf v. Dinne-Gr.ünen, 3. 
die BAL = Betrieblich-Alternative Li ­
ste, zu deren Wahl , 200 Betriebsräte 
aufrufen sollen; 

- die FDP (die sich in Bremen soziallibe­
ral geriert, weil sie sonst keine Regie­
rungschance sieht) bei den Bundestags­
wahlen gegenüber dem letzten Wahler­
gebnis von 15 % 9 % hat abgeben müs­
sen, was eigentlich die Wende-Geschä­
digten und damit klares LD-Potential 
seih müßten. 
Nach einem trüben Beginn mit neun 

Mitgliedern hat sich die Situation in Bre- · 
men (mit jetzt . 30 Mitgliedern) und in 
Bremerhaven (endlich mit eigenem Kreis­
verband) erfreulich entwickelt. Auf dem 
LD-Listenparteitag stehen hinter Profes­
sor Hans Alberts gleichviele Frauen wie 
Männer als Kandidaten. Der erste Landes­
vorsitzende heißt Rolf Storm (ehemals . 
Abgeordneter der Bürgerschaft und von 
den Kongressen der Liberalen Vereini­
gungen bestens bekannt). 

Mit Thomas Bultmann konnte (übri­
gens auf dem nicht sehr politischen Weg 
über das Arbeitsamt) ein Volltreffer als 
hauptamtlicher Geschäftsführer gelandet 
werden. Die Partei ist also gut ausgestat­
tet. 

Drei Momente lassen die Aussichten 
ausgesprochen freundlich erscheinen: 

Kreisverbände aus Niedersachsen, 
Hamburg, Schleswig-Holstein, Berlin 
und Nordrhein-Westfalen sind jedes 

-Wochenende im Einsatz, so daß immer 
fünf Infostände "am Bürger" sind. Die­
se Unterstützung war nicht zu erwar­
ten gewesen. 

- Die Medien sind den LD ausgespro­
chen freundlich gewogen. ln einer so­
zialliberalen Stadt mit einem solchen 
Klima gibt es viele ansprechbare Jour­
nalisten. Allein in der Woche vom 4. -
8. Juli waren die LD dreimal im Fern­
sehen, davon am 8. mit einer viertel­
stündigen Vorstellung. 
Eine wirkungsvolle Wählerinitiative un­
ter der Führung von Egmont Koch 
(Autor von "Seveso ist . überall" und 
"Umweltatlas zur Lage der Nation") 
soll den Liberalen Flankenschutz ge­
ben. 
Weil die Bremer Mitglieder der LD 

aber alle gestandene (d.h. leider berufstä­
tige) Menschen sind, werden für Aktionen 
an Wochentagen noch Helfer gesucht. 

Kontakt: Thomas Bultmann, 
Tel. (0421) 76075 



Ein Politiker . der die Menschen liebt 
Gedanken zum 88. Geburtstag W illiam Borms 

.von Rudolf Schwinn* 
Einem Berliner Journalisten-Kollegen 

hatte William Borm nach dem Koalitions-
, bruch anvertraut, daß er wegen Genschers 

Politik nun auf eine seit längerem geplan­
te Weltreise verzichten müsse. Die Begrün­
dung lag auf der Hand, nämlich der raffi­
niert herbeigeführten, von ihm schon lan­
ge befürchteten und engagiert bekämpf­
ten Entwicklung zu einer "Politik der Ra­
keten" Widerstand zu leisten. William . 
Borm hat auf die Weltreise tatsächlich 
verzichtet und ist stattdessen mit einem 
Schiff durch das Schwarze Meer gefahren, 
hat Athen, lstanbul und Odessa besucht. 
Die Politik hat er dabei bestimmt nicht 
vergessen, und mit der Erfahrung eines 
Mannes, der dieses Jahrhundert von An­
fang an erlebt hat; kann er bestimmt viel 
über Eindrücke berichten, die auch hier­
zulande nutzbar sind. Die Raketen, die 
dem Land, in dem auch Odessa liegt, im 
Fall ihres Einsatzes den Tod bringen und 
der Weit im Zuge des Gegenschlags den 
Untergang, fordern nicht viele so heraus 
wie William Borm. Das liegt sicher mit da­
ran, daß William Borm, der am 7. Juli 
sein 88. Lebensjahr vollendet hat, nicht 
nur lange auf der Weit ist, viel gesehen 
und erfahren hat, sondern das Leben und 
die Menschen liebt. Gerade dieser eigent­
liche Ursprung seines politischen Han-

* Rudolf Schwinn ist Redakteur des der 
SPD nahestehenden "Politisch-Parlamen­
tarischen Pressedienstes" (PPP). 

delns ist in den letzten Jahren, seit eine 
mit Raketen drohende Konfrontation 
·herbeigeführt · wird, besonders deutlich 
hervorgetreten. 

William Borm streitet sich in dieser Le­
bensfrage wie auch hinsichtlich anderer, 
auch nachgeordneter Belange immer mit 
Engagement, mit analytischem Verstand, 
der von der Jahrhundert-Erfahrung ge­
prägt ist, und mit bewußt gewählten Wor­
ten und Sätzen. Er ist klar und eindeutig. 
Persönlich verletzend oder zynisch, über­
heblich gar, ist er dem politischen Gegner 
nie begegnet. Vielleicht mag es Menschen 
geben, die glauben, William Borm hätte 
mehr öffentliche Resonanz, in den Me­
dien zumal, gefunden, wenn er in der au­
ßenpolitischen' Diskussion mit Genscher 
auf "einen groben Klotz einen groben 
Keil" gesetzt hätte. Immerhin war Wil­
liam Borm jahrelang Vorsitzender jenes 
Fachausschusses der FDP, der sich mit 
den Prinzipien der Außen- und Sicher­
heitspolitik befaßt. Einmal abgesehen da­
von, daß vordergründig spektakuläre At-

tacken gegen Genscher die politische Wir­

kung von William Borm eher geschwächt 
hätten - es ist, wenn ich dies als sympa­
thisierender Beobachter des Wirkens von 
William Borm richtig sehe, auch nicht der 
Stil des alten Herrns unter den echten Li­
beralen. Seine Arbeiten und Äußerungen 
zeigen in Form und Inhalt freilich, daß 
Noblesse Schärfe nicht ausschließt. 

William Borm ist Sohn einer großbür-

gerliehen Familie, die zur Entwicklung 
des technischen und industriellen Fort-

schritts beigetragen hat. Entscheidende 
Jahre wurde er im Hause seines Onkels in 
Bautzen erzogen, der Eisenbahnwaggons 
konstruierte und herstellen ließ. Der Va­
ter war in Indien engagiert, das der junge 
William Borm noch vor dem ersten Weit­
krieg kennen lernte. ln diesem Milieu 
dachte man über den Tag hinaus. William 
Borm weist, wenn man ihn auf seine groß­
bürgerliche Herkunft anspricht, oft darauf 
hin, daß man ihn gelehrt haqe, den Arbei­
ter zu achten. Dies war und ist ein großes 
Wort - zu mal wenn man bedenkt, .daß es 
in einer Zeit gesprochen wurde, da der 
Arbeiter eher verachtet, ja, dort, wo er 
um seine Rechte kä!Tlpfte, verfolgt und 
eingesperrt wurde, weil die soziale Hierar­
chie ihn ins gesellschaftliche Unten und 
Aus gesperrt hatte. Wenn man sich be­
sinnt, wie jenes "Lambsdorff-Papier" aus­
sah, das den Arbeitslosen die Bezüge un­
ter das Existenzminimum drücken sollte, 
kann man sich schlagartig deutlich ma­
chen, daß die Bormsche Einstellung ge-

. genüber dem Arbeiter in der FDP, der er 
37 Jahre lang angehört hatte, wohl kaum 
repräsentativ gewesen sein kann oder gar 
heute noch ist. Umso interessanter ist da­
her die Bemerkung William Borms: "Die 
Äußerung oder Anmahnung, den Arbeiter 
zu achten, war in der Kaiserzeit nicht 
selbstverständlich, hat für mich aber prä­
gende Wirkung gezeigt". 
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Vielleicht war es diese Einstellung, die 
gepaart mit Weltsicht und Weitsicht, der 
sozial-liberalen Koalition mit den Weg be­
reitete. Immerhin war William Borm 1963 
.in Berlin zusammen mit Willy Brandt ei­
ner der Architekten dieses historischen 
Bündnisses. Der Entschluß William 
Borms, eine Verständigungspolitik mit 
den östlichen Nachbarstaaten herbeizu­
führen, war sicher eine Frucht seines Rea­
litätsbewußtseins und das Ergebnis eines 
Denkprozesses, der in historischen Di­
mensionen greift. Er ist aber deshalb so 
bemerkenswert, als William Borm unter 
den Bedingungen des Kalten Krieges, ver­
urteilt wegen seiner führenden Betei ligung 

Geschichte, doch sie hat Tatsachen ge­
schaffen - und sie hat auch Bewußtsein 
geschaffen. Den Betreibern der "Wende", 
der "geistig-moralischen Erneuerung", die 
mit Sozialabbau, Hochrüstung und Forde­
rungen nach den · "Reichsgrenzen" von 
1937 daherkommt, tritt Widerstand ent­
gegen. William Borm hat bis zuletzt um 
die sozial-liberale Koalition gekämpft, in­
dem er die Basis von SPD und FDP auf­
rief, sich der historischen Legitimation 
dieses ·Bündnisses zu besinnen und es zu 
verteidigen. Im Frühsommer 1981 sagte 
er dazu der sozialdemokratischen Theo­
rie-Zeitschrift "Neue Gesellschaft": "Die 

. Politik der hiedenssicherung war und ist 

William Borm und seine Mitarbeiterin Renate Schimmelpfennig (links) beim Empfang 
des Bundesvorstandes der Liberalen Demokraten anläßlich Borms 88. Geburtstages. Wil­
liam Borm reicht Frau Schimmelpfennig das Geburtstagsgeschenk des LD-Vorstandes 
weiter: einen historischen Stich , der die Frankfurter Paulskirche zeigt . 

an der Brechung der Berlin-Biockade, 
neun Jahre in DDR-Haftanstalten verbrin­
gen mußte. Es ist bekannt, daß solche Er­
lebnisse in der Regel andere Spuren hin­
terlassen. Statt aber 64-jährig nach Verbü­
ßung der Haftstrafe in Pension zu gehen 
und das Vermögen aus einer eigenen Fa­
brikanten-Karriere zu verzehren, mischte 
sich Borm damals -wieder- in die Poli­
tik ein und gestaltete sie so mit, daß es 
Recht wäre, stünde er einmal in den Ge­
schichtsbüchern als einer der Väter des 
historischen Bündnisses von Sozialdemo­
kraten und Liberalen. Die Gedanken ge­
hen zu Friedrich Naumann. 

Die sozial-liberale Koalition ist nun 
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die historische Mission und die tragende 
Säule der sozial-liberalen Koalition. Sie 
darf nicht zur zentralen Sollbruchstelle 
werden. Wir sind nicht die Vollstrecker 
der außenpolitischen Philosphie der 
CDU/CSU gegenüber einer zum Junior­
partner degradierten SPD." Borms leiden­
schaftlicher, Appell erfolgte vor dem Hin­
tergrund der deutlichen Tendenz in den 
USA, der Union, aber auch maßgeblichen 
Teilen der FDP, den NATO-Doppelbe­
schluß auf seine Rüstungskomponente zu 
reduzieren. 

Die Entwicklung hat auch die Ein­
schätzung bestätigt, die William Borm im 
Frühjahr 1981 in einem Rundbriefan sei-

nen politischen Freundeskreis fix iert hat­
te: "Der 'Nachrüstungs'-beschluß wird, 
gewollt oder ungewollt, zum Aufrüstungs­
beschluß, wenn der Westen die östlichen 
Verhandlungsangebote ausschlägt, an der 
'Nachrüstung' jedoch bedingungslos fest- · 
hält." ln der Folgezeit geißelte Borm 
auch wiederholt das Überlegenheitsstre­
ben der US-Administration und deren 
Doktrin vom führbaren und gewinnbaren 
Atomkrieg. William Borm tat dies in In­
terviews und Aufsätzen, auf Konferenzen 
und Seminaren, als liberaler Hauptredner 
vor den 300.000 Teilnehmern der Bonner 
Friedensdemonstration vom 10.1 0. 1981. 
Es ist dabei kein Zufall, daß er gerade im­
mer wieder vor den Jungdemokraten die 
Gefahren des von den USA forcierten 
Wettrüstens offenlegt :- schließlich ist ge­
rade die junge Generation aufgerufen, die 
Weit vor dem Untergang zu schützen, den 
Frieden zu verteidigen, das Erbe der Al­
ten aufzunehmen und weiterzuentwik­
keln. 

William Borm ist ein mutiger und kon­
sequenter Mann. Er ist der große alte 
Mann im bürgerlichen Fortschrittslager. 
Er hat es sich selbst als Aufgabe auferlegt, 
gegen neue Raketen zu kämpfen, weil er 
mit 88 Jahren sich u,nd vor allem den J ün­
geren den Globus erhalten will. Er hat an­
gekündigt, daß er im Herbst zusammen 
mit anderen bekannten Frauen und Män­
nern, die zum Teil die Erfahrung beider · 
Weltkriege gemacht haben, vor Ort gegen 
die Stationierung neuer Raketen auf dem 
Boden der Bundesrepublik demonstrieren .. 
wird. 

William Borm hat, wie eingangs er­
wähnt, auf seine geplante Weltreise in die­
sem Jahr verzichtet. Das Jahr 1983, das 
nicht zum Raketen-Jahr werden darf, sah 
ihn die meiste Zeit in Berlin, wo er im 
"grünen Bezirk" ZehJendorf ein Reihen­
haus bewohnt, noch öfter aber in seinem 
geräumigen Büro, in einem Bonner Hoch­
haus mit Blick auf , den Rhein und die 
Morgensonne. Dort arbeitet er, unter­
stützt von seinem wissenschaftlichen Mit­
arbeiter Michael Staack, Frau Schimmel­
pfennig ("zuständig für alles") und einer 
Halbtagssekretärin, oft bis in die späte 
Nacht. Für Abwechslung sorgt dabei der 
Jungdackel Andy, stets zu neuen Strei­
chen unterwegs. 

Die Ereignisse dieser Weit lassen Wil­
liam Borm keine Ruhe, machen ihn aber 
nicht rastlos. Er weiß, was er sagt, daß er 
nicht zum dritten Mal in seinein Leben 
schuldig werden möchte, weil er den Wi­
derstand versäumt hat. - William Borm 
meint damit seine Teilnahme am Ersten 
Weltkrieg, die im Taumel des Nationalis­
mus freiwillig erfolgte, und seine Ein­
schätzung, im "Dritten Reich" seine Mög­
lichkeiten als Fabrikant nicht für weitrei­
chenden Widerstand genutzt zu haben. -
Und Will iam Borm handelt danach. 



Gastkommentar von Gode Japs 

Neunmalkluge Macher 
sind nicht gefragt 

Ohne Frage: Der Wahlausgang vom 6. 
März steckt der SPD - und hoffentlich 
nicht nur ihr - noch schwer in den Kno­
chen. Davon können weder Beschwicht i­
gungsformeln noch blinder Aktionismus 
ablenken. Was die Sozialdemokraten 
brauchen, ist eine schonungslose Stand­
ortbestimmurig und die längst fällige Öff­
nung zu neuen politischen Fragestellun­
gen. 

Das darf und muß nun nicht zu neuen, 
kräfteraubenden Flügelkämpfen führen, 
die die gute alte Dame SPD nur noch 
weiter schwächen würde. Da hilft auch 
nicht Kosmetik oder schnell einmal ein 
Face-Lifting. Nein, wenn die SPD es mit 
einem Neuanfang aus der Opposition her­
aus ernst nehmen will, dann braucht sie 
eine neue Programmdiskussion; keine Ab­
kehr von Godesberg, sondern dessen Ak­
tualisierung. Sie muß - wie Thomas 
Meyer es formuliert - "ein glaubwürdiges 
Konzept für einen dritten Weg zwischen 
industriellem Selbstlauf und Ausstieg aus 
der Industriegesellschaft erarbeiten, das 
aufs neue Prinzipientreue und Realismus 
verbindet." 

Will sagen: Die "Alternative des demo­
kratischen Sozialismus" muß her, als Ge­
genpol zu den immer noch vorhandenen 
Wachstumsfetischisten auf der einen und 
den totalen Verweigerern auf der anderen 
·Seite. 

Programmatische Erneuerung, das be­
deutet gleichzeitig, Erneuerung der poli­
tisch-sozialen Integration. Willy Brandt 
sprach nach der Hessen-Wahl 1982 von 
einer "Mehrheit links von der Union". 
Diese Mehrheit birgt allein· die Chance, 
daß die SPD mittelfristig wieder regie­
rungsfähig werden könnte.. Um diese 
Mehrheit muß gekämpft werden! 

Ratschläge einiger Sozialdemokraten, 
die neue Mehrheit allein in der politischen 
Mitte zu suchen, die Hände in den Schoß 
zu legen und nur auf die Fehler der Kon­
servativen zu warten, gehen an der Reali­
tät vorbei. Spätestens seit dem 6. März ist 
der Beweis erbracht: Eine sozialdemokra­
t ische Politik, die kau m von der det 
Union zu unterscheiden ist, zahlt sich für 
d ie SPD nicht aus. Von ihr werden kon­
krete politische Utopien erwartet, Denk­
anstöße und die Bereitschaft zu Refor­
men. 

Diese Ansprüche sind in den letzten 
Jahren bis zur Unkenntlichkeit verküm­
mert. Es wird Zeit, sie mit neuem Leben 
zu erfüllen. Dazu ist auch Konflikt- und 
Konfrontationsbereitschaft erforderlich, 

· und Mobilisierungsbereitschaft - nicht 
nur in der Friedens- und Umweltpolitik. 

Felder zur Mobilisierung - warum redet . 
niemand mehr von der "Doppelstrate­
gie"? - gibt es genug, etwa im Agrarbe­
reich, bei neuen Technologien oder auf 
dem Gebiet der Humanbiologie. 

Zurück zur "Mehrheit links von der 
Union": Für diese Mehrheit ist Bäumers · 

. "Bündnis von Malocherri und Waldläu­
fern" ein wenig zu kurz geraten. Dazu ge­
hören nicht nur die klassische SPD-Basis, 
die Arbeitnehmer, und die "Grünen", 
dazu gehören auch die neuen sozialen Be­
wegungen, die Frauen und Alternativler, 
die Liberalen Demokraten und die in 
Splittergruppen und Diskussionszirkeln 
zerstreuten demokratischen Sozialisten, 
die sich in den letzten Jahren von der 
SPD getrennt haben. 

Um die "Mehrheit links von der 
Union" zu erringen, muß die SPD mehr 
sein als ausschließliche Interessenvertre­
tung der Arbeitnehmer. Sie muß sich 
auch öffnen für alternative Fragestellun­
gen und Perspektiven, ftir neue - oder 
bislang zu. kurz gekommene - Politik­
felder. Sie muß Vordenker und Vor­
kämpfer für Freiheitsrechte sein, Anwalt 
von Minderheiten werden, das Erbe von 
Kari-Hermann Flach, das in der Genscher­
FDP zur Bedeutungslosigkeit verkommt, 
aufnehmen und in Politik umsetzen. Sie 
muß · sich aber auch ihrer eigenen poli­
tisch-historischen "wurzeln besinnen, ·zu 
denen sicherlich auch Charly Marx und 
Rosa Luxemburg gehören. 

Die "Mehrheit links von der Union" 
ist nur denkbar, wenn bei vielen führen­
den SPD-Politikern der Absolutheitsan­
spruch gebrochen wird. Sie dürfen nicht 
länger als alleinige Heilsbringer auftreten, 
die glauben, die Weisheit mit Löffeln ge­
fressen zu haben, und daraus den An­
spruch ableiten, alles, was links der Union 
steht, bevormunden zu können . Besser-

. wisser und neunmalkluge Macher sind 
gegenwärtig nicht gefragt, . gefragt sind 
Nachdenkliche und Moderatoren, die 
nicht zu jeder Zeit und zu jedem Prob­
lem ein Patentrezept aus der Tasche zie­
hen. 

Und manchen Sozialdemokraten und 
Gewerkschaftern, ·die wieder beginnen, 
von der guten alten Zeit der Großen Koa­
li tion zu träumen, muß end lich auch ins 
Stammbuch geschrieben werden: Die 
neuen sozialen Bewegungen und Partei­
gruppierungen stehen der SPD von ih rer 
inhaltlichen Positionsbestimmung und 
Anhängerschaft viel näher als CDU/CSU 
oder die Wende-FDP. 

Diese Gruppen und Parteien, die eine 
"Mehrheit links von der Union" wollen, 

Gode Japs ist innenpolitischer Redakteur 
und Bonner Korrespondent der sozialde­
mokratischen Wochenzeitung "Vorwärts" 

müssen wissen, daß diese Mehrheit nur ge- . 
meinsam erkämpft werden kann. Für die 
"Mehrheit links von der Union" gibt es 
keine politische Zukunft ohne ein Min­
destmaß an Konsens und Zusammenar­
beit. 

Noch ein Wort zu den Gewerkschaf­
ten : Ohne sie wird es die "Mehrheit links 
von der Union" nicht geben. Das hat sich 
noch nicht bei allen herumgesprochen. 
Das wird auch einen schwierigen Denk­
prozeß innerhalb der Gewerkschaftsbewe­
gung erforderlich machen. Aber daran 
führt kein Weg vorbei: Auch die Gewerk­
schafteil werden von den alten . Idealen 
der Wachstumspolitik Abschied nehmen 
müssen. Dazu brauchen sie so I idarische 
Unterstützung. Deshalb ist es dringend ge­
boten, mit den Kolleginnen und Kollegen 
aus den Gewerkschaften das Gespräch zu 
suchen, trotz mancher Berühungsängste 
auf beiden Seiten. · Erhard Eppler hat 
schon vor geraumer Zeit gemeint: "Soll­
ten sich die Gewerkschaften in Sachgas­
sen verrennen, hat die SPD keine Chan-
ce" . 

Deshalb ist es auch wichtig für die 
SPD, wieder zu einem Schulterschluß 
mit den Gewerkschaften zu kommen. 
Da reichen nicht Sitzungen des Gewerk­
schaftsrates, so wichtig sie auch sind. Da 
müssen auch Themen verstärkt aufge­
griffen werden, die den Gewerkschaften 
auf den Nägeln brennen. Und da muß es 
wieder zur Verschmelzung der Basis kom­
men. Da müssen inhaltliche Antworten 
zu r Bekämpfung der Arbeitslosigkeit her. 
Die Notwendigkeit gesellschaftlicher Pla­
nung von Investition, Produktion und Be­
schäftigung gehört wieder' auf die Tages­
ordnung, egal ob der Wirtschaftsgraf dann 
von "sozialistischen Marterwerkzeugen" 
spricht. 
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Wasserverbundssysteme 

Ze tra is usideolo e un dasG • en ohl 
Im Bereich der Wasserwirtschaft finden zur Zeit - fast unbemerkt von der Öffent­

lichkeit - Entwicklungen statt, die nach Ansicht von Experteil verheerende Auswirkun­
gen nach sich ziehen werden . Wasserwirtschaftler in Politik und Verwaltung bemühen 
sich darum, die gesamte Wasserversorgung mit Hilfe von überregionalen Verbundsyste­
men, die aus großen Wassergewinnungsanlagen gespeist werden, zu zentralisieren. 

Der zuständige Regierungsdirektor denschaft ziehen, kann die Wasserver.-
beim Regierungspräsidium Detmold, Mo- sorgung für größere Gebiete ausfallen; 

·del, erklärte kürzlich als Ziel der Wasser- die Mischung verschiedener Wassersor-
wirtschaft, "alle großen Vorkommen ten und die Zugabe von Chlor ver-
zu verbinden, um diese möglichst gleich- schlechtem die Qualität des Wassers; 
mäßig nach einem bestimmten Plan zu - vorhandene kleinere Wasservorkom-
bewirtschaften". men werden nicht mehr geschützt und 

Traute Kirsch, stellvertretende Landes- gepflegt, so daß ·sie nicht mehr zur 
vorsitzende der Liberalen Demokraten in Verfügung stehen, wenn der mögliche 
NRW und zuvor Fraktionsvorsitzende der Fall eintritt, daß die zentralen Brun-
FDP im Kreis Höxter, kämpft mit ihrer nen den Bedarf an Wasser weder quali-
Bürgerinitiative gegen diese "zentralisti- tativ noch quantitativ decken können; 
sehe Heilslehre" an. Für sie sind es vorge- - die Versorgung der Verbundsysteme 
schobene Argumente, wenn Wirtschafts- erfordert viel größere Kosten als die 
planer behaupten, daß nur durch einen gemeindliche dezentrale Wasserversor-
sowohl innerörtlichen wie auch überörtli- gung." 
chen Verbund Betriebstörungen und Pan­
nen bei einzelnen Wasserversorgungsun­
ternehmen ausgeglichen werden können. 

Traute Kirsch: "Diese Behauptungen 

Die Problematik, um die es bei der' 
Wasserversorgung geht, läßt sich am Bei­
spiel von Traute Kirschs Heimat-Kreis 

" Immer schön der Reihe nach: erst der Brunnen, dann das Kind und zum Schluß der 
Deckel!" 

stehen a_uf tönernen Füßen, denn die 
schwerwiegenden Nachteile einer solchen 
Verbundversorgung liegen auf der Hand: 
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bei Unfällen, die den Brunnen betref­
fen oder das Leitungssystem in Mitlei-

Höxter verdeutlichen. Zur Zeit läuft dort 
nämlich das Verfahren, mit dem die Ver­
einigte Gas- und Wasserversorgungs­
GmbH, die eine hundertprozentige Toch­
ter der Gelsenwasser AG ist, die Geneh-

migung erhalten will , aus zwei Brunnen, 
die in den Weserwiesen bei Höxter liegen, 
10,5 Millionen Kubi kmeter im Jahr zu 
fördern. Mit diesem Wasser sollen die 
Städte Ostwestfalens, die angeblich an 
Wasserknappheit leiden, mittels eines Ver­
bundsystems versorgt werden. 

Auch flir einige Städte des Kreises 
Höxter haben die Verantwortlichen schon, 
seit Jahren die Weichen für eine Kreiswas­
serversorgung mit Verbundsystem, das 
aus dem einen der beiden Brunnen ge­
speist werden soll, gestellt. 

Traute Kirsch nimmt kein Blatt vor 
den Mund: "Die Motivation des Ober-

Traute Kirsch: Notfalls will sie klagen 

kreisdirektors ist wohl im Machtzuwachs 
für den Kreis und in seiner Position als 
Mitglied des Beirats der Vereinigten Gas­
und Wasserversorgungs GmbH zu sehen, 
während die Stadtdirektoren wohl ganz 
froh sind, sich der Verantwortlichkeit flir 
die Wasserversorgung entledigen zu ·kön­
nen." 

Wassermangel, der die Versorgung der 
Bevölkerung gefährden könnte, besteht 

. jedenfalls in keiner der Städte des Kreises. 
Dennoch basieren die Planungen auf ei­
nem unterstellten WassermangeL Für die 
Realisierung des Wassermangels erhofft 

· man sich Hilfe von EG-Richt linien, nach 
denen Brunnen im Jah re 1985 geschlos­
sen werden müssen, wenn · es zu einer 
Überschreitung des zulässigen Höchstwer­
tes für Nitrate, der bei 50 mg/1 liegt, 
kommt. 

Das Problem der angebl ichen Wasser­
knappheit in ein igen Städten des Kreises 
Höxter entpu ppt sich flir Traute Kirsch 
als Problem der Qua li tät : "Ein solches 



Qualitätsproblem läßt sich aber nur mit 
Wassergewinnungsanlagen lösen, die die 
Förderung eines qualitativ einwandfreien 
Wassers gewährleisten. Gerade diese Ge­
währ bieten die beiden Brunnen, die für 
den Verbund vorgesehen sind, überhaupt 
nicht." 

Auch diese Brunnen enthalten in nicht 
geringen Mengen Nitrate, so daß es nur ei­
ne Frage der Zeit ist, bis die zulässige 
Höchstmenge an Nitraten auch in diesen 
Brunnen erreicht ist. Außerdem haben 
Pumpversuche ergeben, daß die Brunnen 
eine außerordentlich hohe Konzentration 
an Chloriden, die mit steigender Förde­
rung zunimmt, aufweisen. 

Traute Kirsch befürchtet für die Zu­
kunft: "Wenn die Zentralismusideologen 
sich mit ihren Plänen durchsetzen sollten, 
dann wird ihnen schon sehr bald nichts 
anderes übrig bleiben, als eine Aufberei­
tung des Wassers aus den beiden Brunnen, 
mit dem die zentrale Versorgung vorge­
nommen werden soll, durchzuführen. 
Hier drängt sich der Verdacht auf, daß ge­
nau dies beabsichtigt ist. Für die zustän­
dige Gesellschaft würde sich dann wieder 
eine lohnende Aufgabe mit Investitionen 
usw. ergeben. Man steigert .das Bruttoso­
zialprodukt, koste es, was es wolle. 
Daß der Bürger dann qualitativ schlechtes 
Wasser erhält, das er zu allem Überfluß 
noch mit ständig steigenden Preisen be­
zahlen muß, wen stört es schon? 

Es stört ja auch niemanden, daß die 
Landwirte mit Ertragseinbußen rechnen 
müssen und der Landschaft schwere öko­
logische Schäden zugeftig1 werden. Im Ge­
genteil: Das Land Nordrhein-Westfalen ist 
bereit, mit 100 Millionen DM das Projekt 
"Wasserverbund Ostwestfalen" zu unter­
stützen, ein Projekt, das ohne jemanden 
außer der Vereinigten Gas- und Wasserver­
sorgungs GmbH zu nützen, gravierende 
Schäden nach sich zieht." 

In der Gesetzgebung hat man die Hin­
dernisse für die Genehmigungsfähigkeit 
dieser Art Projekte bereits aus dem Weg 
geräumt. Aus Gründen des Wohls der All­
gemeinheit darf nämlich eine Genehmi­
gung auch dann erteilt werden, wenn fest­
steht, daß Schäden unvermeidbar sind. 
So § 8 Abs. 3 des Wasserhaushaltsgeset­
zes. 

Im ostwestfälischen Höxter versuchen 
deshalb Politiker aller Richtungen, den 
betroffenen Bürgern klarzumachen, daß 
die Zustimmung zu dem Vorhaben der 
Vereinigten Gas- und Wasserversorgung 
GmbH, so Traute Kirsch, "eine ethische 
und moralische Pflicht" sei. 

Allerdings haben sie bisher mit ihrer 
Argumentation keinen Erfolg. In sech's­
hundert Einwendungen haben die betrof­
fenen Bürger ihren Protest zum Ausdruck 
gebracht. Mit allen Mitteln wollen sie sich 
gegen die Erteilung der Genehmigung 
wehren und notfalls auch klagen. 

Der FDP-Landtagsabgeordnete Hans Erich Schött 
beschreibt seine Entwicklung zum Atomkraftgegner 

,,Das sind· die Früchte 
der vergangenen Jahre'' 

Im Sommer 1974 wurde bekannt, daß 
Wyhl als Standort ftir ein Atomkraftwerk 
vorgesehen sei. Niemand von uns konnte 
bei dieser Nachricht ahnen, wie unglaub­
lich gewaltig diese Tatsache jedes persön­
liche Schicksal zukünftig prägen sollte. 
Zwischenzeitlich ist uns allen bewußt, 
daß es vorbei ist mit der nur allzu lieb ge­
wordenen bequemen Selbstentschuldi­
gung. "Da kann man ja doch ni~hts ma­
chen, die machen ja doch, was sie wol-

.len." Es ist auch vorbei mit dem bis dahin 
beherrschenden Glauben, ungestraft un­
begrenztes Wachstum fordern zu können . 
Der in Geld j;lie erfaßbare Wert der Um­
welt ist bewußt geworden, wahrhafte 
Freundschaften über Grenzen hinweg sind 
ohne politischen Aufwand und · ohne ge­
künstelte Gebärde entstanden. Wertvor­
stellungen statt Oberflächlichkeiten, 
Freundschaften statt Artigkeiten, Selbst­
bewußtsein statt Duckmäusertum, Ge­
waltlosigkeit statt Brutalität, Mut statt 
Angst, das sind die Früchte der vergan­
genen Jahre. 

Zwar ist das Ziel "Kein Atomkraft­
werk in Wyhl und auch nicht anderswo" 
noch nicht erreicht und der Weg bis hier­
her war steil, steinig und manchmal 
schwindelerregend. Offen bekenne ich 
mich dazu, daß zu Beginn der Auseinan­
dersetzungen der eigene Egoismus als Mo­
tor_ gedient hat. Ich wollte nicht, daß 

durch Dampfschwadenbildung aus den 
Kühltürmen möglicherweise meine Reben 
geschädigt werden. Mein Freund wollte 
nicht, daß er durch befürchtetes Absinken 
des Grundwasserspiegels in seiner land­
wirtschaftlichen Existenz gefährdet wer­
de. Wieder ein anderer fürchtete sich vor 
einer ursprünglich auch vorgesehenen, 
schmutzigen und alles zerstörenden Nach­
folgeindustrie. jeder dachte· zunächst an 
sich. Wer tut das, wenn er ganz ehrlich ist, 
übrigens nicht? 

Es ist nicht zu verurteilen, sondern zu 
verstehen, daß Bürgerinitiativen meist lo­
kale Probleme aufgreifen und sich zum 
Ziel gesetzt haben, in ihrem Bereich an 
der Lösung mitzuarbeiten. Diese Initiati­
ven arbeiten nicht auschließlich, bezahlt 
oder ganztags wie Behörden, sondern frei­
willig und zu einer Tageszeit, in der viele 
Mitbürger ihren Anspruch auf Feierabend, 
Freizeit, Vergnügen und auf "in Ruhe ge­
lassen zu werden" reklamieren. Dadurch 
ist eine zwangläufige Konzentrierung auf 
Lokales vorgegeben. 

Auch bei der fachlichen Lösung der 
Probleme stehen diese Initiativen vor fast 
unüberwindbaren Schwierigkeiten. Woher 
erhalten Sie · Informationen? Wer stellt 
sich schon gerne als Gutachter .auf die 
unbequeme Seite? Wie können zumindest 
die Kosten finanziell gedeckt werden? 
Welche anerkannten Rechtsanwälte ver-
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treten die scheinbar kleinen egoistischen 
Belange der wenigen klagebefugten Ein­
zelkläger gegenüber einer gigantischen 
Lobby aus Politik und Wirtschaft? Wen 
kann es da wundern, daß - solange das 
Instrument der Verbandsklage immer 
noch nicht verwirklicht ist - der kleine 
ohnmächtige Bürger schließlich glaubt, 
Recht nur noch gemeinsam auf der Stra­
ße suchen zu müssen? 

Dies ist sowohl ftir den einzelnen wie 
für den Staat .als ganzes, aber auch für die 

· weitere Entwicklung ein verhängnisvoller, 
übrigens auch aussichtsloser Weg. Gewalt, 
unabhängig von wem sie ausgeht oder 
von wem sie angewendet wird, hat auf 
Dauer nur Verlierer geschaffen. Den bis­
her beharrlich eingeschlagenen Weg der 
Gewaltlosigkeit, des umfassenden Zusam­
menhalts, der gegenseitigen Hilf~ und des 
Vertrauens gilt es, gerade wei l er so lange 
und so mühsam ist, fortzusetzen. Der Bür­
ger, die Gerichte, die Politiker werden da­
rüber zu befinden haben, ob Standort und 
Technologie zurnutbar sind. Niemand hat­
te gedacht, welchen geliebten und unge­
liebten Anstoß "Wyhl" gegeben hat. Sind 
nicht Fragen wie neue Wertvorstellungen, 
gewissenhafter Umgang mit Rohstoffen 
und Energie, Verantwortungsbewußtsein 
für nachfolgende ·Generationen auch und 

Dr. Hans Er ich Schött ( 43) lebt als Win­
zer und Apotheker in Endingen am Kai­
serstuhl. Er gehört zu den Initiatoren und 
führenden ·Köpfen der badisc;h-elsässi­
schen Bürgerinitiativen, die seit neun 
Jahren gegen das geplante Atomkraftwerk 
Wyhl kämpfen. Als Mitglied der Anti­
AKW-Bewegung wurde er 1976 erstmals 
und 1980 erneut ftir die F DP in den ba­
den-württembergischen Landtag gewählt. 

gerade durch "Wyhl" entstanden? Und 
was wurde durch "Wyhl" aus dem ur­
sprünglich so egoistischen Winzer und 
Apotheker? Ein überzeugter Atomkraft­
werksgegner. 

Neben den bekannten Beftirchtungen 
sind im wesentlichen zwei Überlegungen 
von besonderem Gewicht. Erstens will ich 
politisch nicht, daß durch den Verkauf 
dieser Anlagen an andere Länder und den 
damit nie auszuschließenden Mißbrauch 
der Weltfrieden in immer stärkeren und 
noch rasanterem Maße gefahrdet wird. 
Daß andere ausländische Hersteller diese 
Marktlücke nutzen werden, darf nicht 
Legitimation für uns sein, des kurzen Ge­
schäftes willen gewissenlos schlechten 
Belspielen zu folgen oder gar noch zuvor­
zukommen. Zweitens .glaube ich es nicht 
verantworten zu können, daß wir heute 
berechtigt sind, für unsere so kurze Zeit­
spanne "Leben" schwerste Hypotheken 
auf Jahrtausende rücksichtslos zurücklas­
sen zu dürfen . Als Demokrat habe ich 
keinen Absolutheitsanspruch anzumel­
den, sondern um eine Mehrheit für diese 
Ansicht zu kämpfen. Dem habe ich mich 
in der Vergangenheit unterzogen. Dies 
wird die weitere Zukunft bestimmen und 
so, wie ich hoffe, unseren Kindern einmal 
als eigentliches Vermächtnis bewußt wer­
den. 

·~Einfach, schnell, wann 
und wo immer Sie wollen. 
Kontoauszug und Bargeld 

• 

Nun ist es noch vorteilhafter, Kunde der Sparkasse 
zu sein. Zusätzlich zur Möglichkeit der schnellen 
Bargeldversorgung bietet Ihnen unser SB-Service 
auch die Möglichkeit, Ihren Kontoauszug nach 
freier Wahl selbst drucken zu können. 
Dadurch sind Sie noch unabhängiger . 

durch den ~EI-Service.~ 
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Der Schlüssel zu diesen Service-Vorteilen ist 
unsere ec- bzw. Automatenkarte. 
Lassen Sie sich von uns beraten. 

• • 
Sparkasse Bochum Ei 



Die Rolle des Verfassungsschutzes im Sörensenprozeß 

,,Ohne jeden Beleg wird da notiert'' 
Der Staatsschutzsenat des Düsseldorfer Oberlandesgerichts hat Anfang Juni den däni­

schen Journalisten Flemming Sörensen vom Vorwurf der geheimdienstliehen Tätigkeit 
für die DDR freigesprochen. Acht Monate saß der ehemalige Vorsitzende des Vereins der 
Auslandspresse in Bonn bis zu diesem Urteil in Untersuchungshaft. Der spektakuläre 
mehrwöchige Prozeß hat in d~r Bundesrepublik, ganz im Gegensatz zu den skandinavi­
schen Medien, kaum Aufmerksamkeit erlangt~ Dabei verdienen skandalöse Praktiken vor 
allem des Bundesamts für Verfassungsschutzes im Vorfeld dieses Verfahrens durchaus 
eine breitere Beachtung. 

Am 2. J unL vergangenen Jahres über­
mittelt das Bundesamt für Verfassungs­
schutz einen sechzehnseitigen Vermerk 
an das Bundeskriminalamt. Sein Inhalt: 
"Erkenntnisse" über eine mögliche nach­
richtendienstliche Tätigkeit des 53jähri· 
gen Journalisten für die DDR. Seit 1970 
bestünden "entsprechende . Hinweise", 
doch "trotz intensiver Bemühungen konn· 
te dieser Verdacht bisher nicht geklärt 
werden", heißt es in dem Papier. 

Genau drei Monate später, am 2. Sep­
tember 1982, wurde Sörensen an der 
deutsch-dänischen Grenze verhaftet. Der 
Prozeß läßt später für dieses dazwischen­
liegende Vierteljahr keine eigenständigen 
Ermittlungen des Bundeskriminalamtes 
erkennen - Hinweis auf ein unkritisches 
Vertrauen polizeilicher Stellen gegenüber 
geheimdienstliehen Dossiers. 

der Richter Ku hn eine Haftbeschwerde 
verwarf, begründete der Richter die 
Glaubwürdigkeit dieser Zeugin unter an­
derem so : Ihre angeblichen Beobachtun­
gen über eine Vernichtung verschiedener 
Filmplättchen mit einem Dechiffriercode, 
von Agentenmaterial also stammten aus 
dem Jahre 1973. Gerade zu diesem Zeit­
punkt habe die DDR-Spionage "bekann­
termaßen eine Umstellung ihres Materials 

Hintergrundwissen und Erkenntnisse aus 
seiner journalistischen Tätigkeit in Bonn" 
an die DDR geliefert, bezüglich konkreter 
Vorwürfe praktisch nur auf diesen An­
schuldigungen aufbaute. 

Es stellt sich die Frage, wie dieses 
Verfahren wohl geendet hätte, wäre da 
eine clevere, besser präparierte Zeugin 
angetreten. Dies erzeugt Unb~hagen auch 
über den Freispruch hinaus. Denn das Ge­
richt hat in seinem Urteil ausdrücklich 
nicht die geringste Kritik am Verfassungs­
schutz, überhaupt an den ermittelnden 
Behörden, erlaubt. · 

"Das System von Gerücht und Dossier 
führt ·dazu, daß eins das andere bekräftigt, 
so daß am Ende bloße Vermutungen als 
Tatsachen erscheinen ." Dieser Satz von 

Erst einen Tag nach der Verhaftung be­
ginnt das Bundeskriminalamt mit der Ver­
nehmung einer ehemaligen, langjährigen 
Freundin des Verdächtigen. Ihre Anschul­
digungen, bereits zwei Jahre zuvor erst· 
malsgegenüber dem Verfassungsschutz er­
hoben, bilden den eigentlichen Kern des 
16-seitigen Verfassungsschutzdossiers -
und später auch das gesamte Gerüst ftir 
die Anklage vor dem Düsseldorfer Staats­
schutzsenat. Später, an einem der letzten 
Verhandlungstage, als schon längst er­
kennbar wurde, daß die Anklage nicht zu 
halten war, wird dann einer der diese 
BKA-Vernehmungen leitenden Beamten 
vor den. Richtern plötzlich erklären, er sei 
"von Beginn an sehr skeptisch gewesen, 
was die Aussagen dieser Zeugin betrifft." 

Freigesprochener Flemrning Sörensen (links): Der Verfassungsschutz legte seine journali­
stische Arbeit als Geheimdiensttätigkeit aus 

Doch bis zur öffentlichen Hauptver­
handlung, in der viele Widersprüche auch 
dank einer hervorragenden Arbeit der 
Verteidigung Sörensens, der Anwälte Uwe 
Maeffert (Hamburg), Eberhard Reinecke 
(Köln) sowie Jörgen Jacobsen aus Kopen­
hagen immer offensichtlicher wurde, bau­
ten Bundeskriminalamt, die Bundesan­
waltschaft sowie der Richter am Bundes­
gerichtshof, Kuhn, zuständig ftir die Ab­
lehnung der Haftbeschwerden, ihre Vor­
würfe praktisch ausschließlich auf diesen 
vermeintlichen Beobachtungen der Ex-

. Freundin auf - begründeten allein damit 
den "dringenden Tatverdacht" als Vor­
aussetzung für eine Untersuchungshaft. 

Als Ende Dezember vergangenen Jahres 

vorgenommen", daher also auch diese 
Vernichtung. Später, im Verfahren, ent­
lockte dann die Verteidigung einem Gut­
achter des Bundesamtes für Verfassungs­
schutz die Mitteilung, eine solche System­
umstellung habe es zwar gegeben, doch 
sei· sie bereits Ende der sechziger Jahre 
durchgeführt und abgeschlossen worden. 

Gerade diese angebliche Vernichtungs­
aktion war Mittelpunkt der Anklagebe­
gründung; die Zeugin schilderte darüber 

. jedoch im Verfahren immer wieder ande­
re ' Versionen. Als sie schließlich auch 
noch die Plättchen gegessen haben wollte, 
gab schließlich die Anklage auf. So wurde 
Sörensen freigesprochen, weil die anson­
sten völlig abitrakte Anklage, Sörensen 
haben während all der Jahre "vor allem 

Enzensberger bildete daher gleich einen 
zentralen Moment in der ersten Einlas­
sung Sörensenss am Eröffnungstag seines 
Prozesses. Aus der Untersuchungshaft 
vorgeführt, standen zu diesem Zeitpunkt 
seine Chancen äußerst schlecht. Wenn erst 
einmal eine solche Anklage zugelassen ist, 
dann - so wissen es langjährige Beobach­
ter der Szene von Spionageprozessen -
kommt es auch zu einer Verurteilung: 
Schließlich wies auch die Statistik des 
Düsseldorfer Staatsschutzsenats bis zu 
diesem Zeitpunkt keinen Freispruch aus. 
Denn, so belehrt am Eröffnungstag der 
Pressesprecher des Oberlandesgerichtes; 
werden ja speziell solche Prozesse "beson­

. ders gründlich vorbereitet". 
Vorsichtige Zweifel hatten bis zu die-
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sem Zeitpunkt auch nur wenige Presse­
stimmen hierzulande geäußert: die Frank­
furter Rundschau, die taz und auch das 
Deutsche Allgemeine Sonntagsblatt. 
Springer-Blätter dagegen hatten in Riesen­
spalten längst den neuen Topagenten, 
den "dicken Fisch" präsentiert; im Som­
mer 82 machte sich das besonders gut: 
Sörensen als ehemaliger Vorsitzender 
des Vereins der Auslandspresse in Bonn 
hatte Kontakte gerade auch zu SPD-Poli-

TABAK 
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tikern . 
Was im Vorfeld dieses Verfahrens von 

wenigen Organisationen nur, etwa der 
Deutschen Journalisten Union sowie dem 
Deutschen Journalisten Verband heraus­
gestellt wurde: die grundsätzliche Bedeu­
tung dieser Anklage als Bedrohung für die 
Pressefreiheit in der Bundesrepublik. 
Denn es waren journalistische Tätigkei­
ten, die vom Verfassungsschutz seit Ende 
der sechziger Jahre als handfeste Indizien 
für die Beschuldigung einer Agententätig­
keit für die DDR herangezogen wurden. 

Der Geheimdienst hatte längst die jour­
nalistische Arbeit Sörensens im Visier, da 
kam ihm dann Jahre später die Anschul­
digungen einer Ex-Freundin nur zuhilf: 
Ausführlich bewertete der Verfassungs­
schutz die journalistische Arbeit Sören­
sens in seinem Vermerk. Ohne jeden Be­
leg wird da notiert, die journalistische Tä­
tigkeit des Korrespondenten verschiede­
ner dänischer Zeitungen sowie des Rund­
funks seines Landes sei geprägt von einer 
"sozial istisch-kom mu n istischen Gru ndhal­
tung". Das Bundespresseamt wird als In­
formant genannt, nach dem Sörensen 
"falsche Meldungen z.B. über die Not­
standsgesetze zugunsten des Kommunisti­
schen Ostblocks" verfaßt habe. Auch ha­
be der dänische Journalist !'!ntscheidend 
daran mitgewirkt, daß DDR-Korrespon­
denten in Bonn in den Verein der Aus­
landspresse (V AP) aufgenommen werden 
konnte. Dies geschah unmittelbar nach 
der Verabschiedung des Grundlagenver­
trags zwischen den beiden deutschen 
Staaten, in dem auch die gegenseitige Ak­
kreditierung von Journalisten ausdrück­
lich vorgesehen war. Sörensen war damals 
Vorstandsmitglied dieses Zusammen­
schlusses aller Auslandskorrespondeten, 
eine Mitgliedschaft in dieser Organisation 
stellt eine bindende Voraussetzung etwa 
zur Teilnahme an den offiziellen Bonner 
Pressekonferenzen dar. Kaum deutlich er 
wohl läßt sich das politische Eigenleben 
bundesdeutscher Geheimdienste beschrei­
ben: Was danach von der sozialliberalen 
Bundesregie~ung bewußt politisch gewollt 

, .... ~~~~~~~~~~~ ...... ~~~~~~~~ .. 
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war, landete bei bundesdeutschen Ge­
heimdiensten auch weiterhin in der 
Schublade verfassungsfeindlicher Bestre­
bungen. 

Da wird denn später -auch notiert, Sö­
rensen sei nicht nur publizistisch tätig ge­
wesen, sondern habe auch an politischen 
Aktionen teilgenommen; verwiesen wird 
dabei auf Initiativen auch der letzten Jah­
re im Rahmen der Friedensbewegung. Für 
die Frage, wo bestimmte Aktivitäten des 
dänischen Journalisten "typische Agen­
tentätigkeiten gewesen wären, war als 
Sachverständiger auch in diesem Verfah­
ren wie bei allen Spionageprozessen ein 
Mitarbeiter des Bundesamtes für Verfas­
sungsschutzes geladen. Gutachter haben 
sich nach den Bestimmungen der Straf­
prozeßordnung in bundesdeutschen Ge­
richtssälen selbst ein Bild durch aktive Be­
fragungen zu machen. Als dieser Verfas­
sungsschützer jedoch nie einmal das Wort 
ergriff, nie einmal einen der Zeugen be­
fragte, die ja mit Ausnahme der Ex­
Freundin Sörensen an den 15 Verhand­
lungstagen entlasteten, da fragte ihn einer 
der Verteidiger auf dem Flur nach seinem 
Selbstverständnis. Bezeichnende Antwort 
des Verfassungsschützers: ''Ich bin ja 
nicht hier, um Entlastendes zu unterstrei­
chen, sondern nur möglicherweise Bela· 
stendes". 

Der Düsseldorfer Prozeß hat das Bun­
desamt für Verfassungsschutz einmal 
mehr ins Zwielicht gebracht; ein derarti­
ges Selbstverständnis noch unter einer so­
zialliberalen Regierung läßt für den Zeit­
punkt nach der Bonner Wende um so 
Schi imrheres befürchten. 

Allerdings, völlig ausgeklamert wer­
den sollte nach diesem Verfahren auch 
nicht eine Diskussion zu einem anderen 
Aspekt des Verfahrens: Der dänische 
Journalist Sörensen hat sich während sei­
ner zwanzigjährigen Korrespondententä­
tigkeit in der Bundesrepublik auch auf ei­
ne Zusammenarbeit mit Nachrichtendien­
sten eingelassen. Sörensen war für das 
Westberliner Landesamt für Verfassungs­
schutz und auch den dänischen Nachrich­
tendienst FET tätig, sogenannte "be­
freundete Dienste", wie das in der Fach­
sprache wohl heißt. Sörensen hat dies 
selbst während des Prozesses und danach 
mehrfach bestätigt. Dies scheint unter 
Journalisten durchaus kein Einzelfall zu 
sein. Verschiedene Affären aus den sieb­
ziger Jahren haben dies auch für bundes­
deutsche Kollegen einige Male bestätigt. 
Über ein journalistisches Selbstverständ­
nis, das grundsätzlich eine Zusammenar­
beit mit Geheimdiensten verträgt, darüber 
allerdings sollte unabhängig von diesem 
Verfahren du rchaus auch einmal öffent­
licher diskutie rt werden . 

Richard Finger 



,,Goethe'' an die Kandare? 
Das Goethe-lnstitut nach dem Regierungswechsel 

Helmut Kohl fand in seiner Regierungs­
erklärung auch einige Sätz.e über die aus­
wärtige Kulturpolitik. iJ .a. heißt es dort: 
"ln unserer Lage ist es wichtig, daß das 
Bild von unserem Lande, von unserem 
Volke, von unserer Geschichte und zwar 
das zutreffende Bild, auch im Ausland 
lebendig ist." 

Welches Bild ist für wen zutreffend? 
Kann das bisher vom Goethe-lnstitut ver­
mittelte Deutschlandbild für Herrn Kohl 
oder Herrn Zimmermann zutreffend 
sein? Die jünsten Diskussionen um Her­
bert Achternbusch und um eine "geziel­
te" Filmförderung ftir ein breiteres Publi­
kum lassen Böses ahnen. 

So bemühte sich der Präsident des 
Goethe-lnstituts, Klaus von Bismarck, 
schon in der Jahrespressekonferenz vom 
November 1982 pointiert und nachdrück­
lich zu erklären, daß es keinerlei Anzei­
chen dafür gebe, daß sich nach dem Bon-

Der atmosphärische Wandel . im geisti­
gen und kulturellen Klima hat in der Zwi­
schenzeit sieht- und spürbar stattgefun­
den. Wie weit wurde die Arbeit des Goe­
the-lnstituts davon betroffen? Gibt es tat­
sächlich Bestrebungen einer größeren Ein­
flußnahme durch das Auswärtige Amt? 
Sind es nur Nuancen oder offentsichtliche 
Versuche, das Goethe-lnstitut wieder an 
die Leine zu nehmen und die Kontrolle 
zu verstärken? 

Dazu ein kurzer Blick auf die dreißig­
jährige Geschichte des Instituts, aufseine 
Ziele und Aufgaben. 
· 1951: Gründung des Goethe-lnstituts 
e.V. zur Fortbildung ausländischer 
Deutschlehrer - 1953: Beginn der ersten 
Sprachkurse für Ausländer im Inland -
1959: dem Goethe-lnstitut werden die er­
sten bundeseigenen Kulturinstitute im 
Ausland übertragen - 1969: Vertrag mit 
dem Auswärtigen Amt, der die Aufgaben 

Links-Autor Walter Jens: In Z).lkunft kein Platz mehr für ihn im "Goethe-Paket"? 

ner Regierungswechsel irgendetwas Ent­
scheidendesam Kurs der auswärtigen Kul­
turpolitik ändern werde. Weiter wurde be­
tont, daß sich das Goethe-lnstitut nicht 
als Werbeagentur oder Public Relations 
Instrument einer bestimmten Regierung . 
verstünde, sondern dem gesamten Parla­
ment und allen gesellschaftlichen Grup-

. pierungenverantwortlich sei. 
Auffällig waren diese Pressm itteilun­

gen des "Goethe"-Präsidenten nur des­
halb, weil unzweifelhaft Beftirchtung und 
Warnung vor einem möglichen Kurswech­
sel herauszuhören waren, und weil, wie 
Bismarck selbst einräumte, sich am kultu­
rellen, geistigen Klima in der Bundesre­
publik etwas ändern könne. Auch ft.ir das 
Goethe-lnstitut. 

des Goethe-lnstituts im Rahmen der aus­
wärtigen Kulturpolitik definiert - 1970: 
Bildung einer Enquete-Kommission für 
die auswärtige Kulturpolitik - 1976: 
neuer Name: "Goethe-lnstitut zur Pflege 
der deutschen Sprache im Ausland und 
zur Förderung der internationalen kultu­
rellen Zusammenarbeit". Neugliederung 
des Vereins und seiner Gremien. Rahmen­
vertrag mit dem Auswärtigen Amt. 

Heute ist das Goethe-lnstitut mit 3500 
Mitarbeitern die größte Mittlerorganisa­
tion unserer auswärtigen Kulturpolitik. 
Es gibt 17 Inlandsinstitute und 132 Kul­
turinstitute in 65 Ländern. 

Auftrag und Ziel sind die Erteilung 
von Sprachunterricht in Zusammenarbeit 
mit ausländischen Deutschlehrern und 

Germanisten und die Durchftihrung und 
Vermittlung kultureller Veranstaltungen 
im Ausland. Die traditionelle Kulturreprä­
sentation in Form von Theater, Ballett, 
Film, Literatur, Musik wurde erweitert 
durch eine intensive Zusammenarbeit mit 
Partnern des Gastlandes. Relevante The­
men und Probleme unseres Alltags (Um­
welt, · Energie, Stadtplanung, Medizin 
u .v.a.) werden mit den ausländischen 
Partnern in Seminaren und Workshops 
erörtert. Bibliotheken wurden zu Infor­
mationszentren, die vom Buch bis zum 
Video Informationen anbieten . Kultur­
austausch statt Kultwrexport . 

Mit dieser Abkehr von den herkömm­
lichen "Goethe-Bach-Dürer-Abenden" 
wurde im Goethe-lnstitut eine weltweite 
Diskussion in Gang gesetzt, die selbstver­
ständli<:<h auch zu politischen Auseinan­
dersetzungen führte. Hier und da ein auf­
gebrachter Botschafter, der eine ihm un­
liebsame Goethe-Veranstaltung mit einem 
Veto zu verhindern suchte, einige Vor­
würfe gegen angeblich "subversive" Tätig­
keiten von Mitarbeitern in politisch insta­
bilen Ländern, aber im großen und gan­
zen ließ man das Goethe-lnstitut in Ruhe 
und eine sehr liberale, nach allen Seiten 
offene Kulturpolitik betreiben. 

Wie liberal dieser Kurs weitergeftihrt 
werden kann, bleibt fraglich. Auch jetzt 
gibt es noch keinen prinzipiellen, sicht­
baren Wandel; aber es gibt Anzeichen 
dafür. 

So hat die neue Bundesregierung ande­
re Bewertungskriterien ftir die verschiede­
nen Aktivitäten des Goethe-lnstituts. Der 
früher unbestrittene politische Rückhalt 

· wackelt. Der Springer Verlag schießt 
quer. Es hat mehrere scharfe Artikel ge­
gen das Institut gegeben. So schreibt "Die 
Welt" am 26./27.3.83 : "Was gedenkt 
Bonn zu tun, um die himmelschreiende 
Einseitigkeit in der Arbeit des Goethe-ln­
stituts zu korrigieren?" 

Neuerdings werden auch die Wortver­
anstaltungen des . Goethe- lnstitutes kri­
tisch unter die Lupe genommen. Themen 
wie "Friedensbewegung" und "Grüne'.' 
seien Schwerpunkte und nur linke Auto-

. ren wie Grass, Böll, Jens, Lattmann kä­
men zu Wort. 

Pres~estimmen dieser Art haben eine 
Wirkung auf Regierungsparteien und Wirt­

. schaft, mit letzterer muß auch das Goe­
the-lnstitut in Zukunft verstärkt zusam­
menarbeiten. Pauschalangriffe auf die 
Linkslastigkeit des Goethe-lnstituts wer-

. den sich häufen . Bleibt noch zu fragen: 
Wer sind die konservativen Autoren, Fil­
memacher, Regisseure und Künstler mit 
internationalem Ruf, die von den vielen 
sogenannten Linken an den Rand ge­
drängt werden? Gibt es die? Einige we­
nige, und die sind auch im "Goethe-Pa­
ket" zu finden. 

Elisabeth Vetter 
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Mit einer "orientalischen Wette" ohne 
Gewinner und Verlierer beginnt Rafik 
Schami einen Exkurs über Märchen. Er 
berichtet von einem Sultan, gnadenloser 
Herrscher in Bagdad, der 1 001-Nacht­
Stadt, der von einem Geheimbund ge­
stürzt wird, und wo sich - für 150 Jahre 
- eine "Räte-Republik" der befreiten 
Bauern, Handwerker und Sklaven etab­
liert. Seine Frage, ob es sich dabei nun 
um "wahre Realität" oder aber um ein 
"Märchen" gehandelt habe, beantworte­
ten rund 90 % der Zuhörer seiner Vorträ­
ge falsch - zu sehr gilt im deutschen 
Sprachraum "Märchen" auch als Lüge, 
als "unrealistisch-phantastische Erzäh­
lung". Das arabisch "hikaya" dagegen, 
darauf verweist Schami, bedeutet Erzäh­
lung, Geschichte, Bericht, Rede; das deut­
sche "Märchen" somit nur verschlechtern­
de Verkleinerung? 

Die meisten "drucksachen"-Leser ha­
ben gewiß einmal eines von lring Fet­
schers Märchen-Yerwirrspielen ("Wer hat 

beim neu-deutschen Erfolgsschriftsteller 
Michael Ende begegnet, welcher ange­
sichts der Ausweglosigkeit nicht aufbe­
gehre, sondern den "Weg der spirituellen 
Versöhnung" (mit dem Staat) suche. 

Endes Märchen-Mädchen Momo, ein 
ähnlich geschlechtsloses Wesen wie der 
Grimms Rotkäppchen, folgt passiv der 
Computer-Schrift ihrer Schildkröte: das 
blanke Gegenteil von Phantasie. 

Mit seinem in der pad-Edition "Das 
andere Märchen" erschienenen Band , 
"Das Schaf im Wolfspelz" legt Rafik 
Schami eigene, "rebellische" Märchen 
vor, welche die Phantasie des Lesers voll 
in Anspruch nehmen und zum trotzigen 
"dennoch" aufrufen. 

Der Autor erzählt 
von der Zwiebel, welche die Menschen 
für alle Zeiten zum Weinen bringt, weil 
sie nicht freiwillig um Amin, den Ro­
sengärtner trauern wollen, 
von Fatima, die als Königin nicht mehr 

Warum die Grille singt ... 
Märchen können ganz schön rebellisch sein 

D.ornröschen wachgeküßt?") im Radio ge­
hört. ln ihnen werden deutsche Märchen­
Gestalten, welche von "meist im Interesse 
des Bürgertums und des Adels handelnden 
Schriftstellern a Ia Grimm-Brothers" 
(Schami) der Kenntlichkeit entkleidet 
worden waren, wieder "entwirrt" und in 
ihren historischen und gesellschaftlichen 
Zusammenhang gestellt. 

"Rotkäppchen" zeigt auch den Wan­
del der Frauenrolle - von einer schlauen 
Bäuerin über das dumme Fräulein schließ­
lich zum naiven Kind. Diese Verfälschung 
ursprünglicher Märchen, in denen sich 
"Geschichte, Psychologie und Literatur 
zu einer Gattung (vermischen), die viel­
leicht nur annähernd von der Bibel einge­
holt wird" (Schami), hat natürlich ihren 
Grund. Die jeweils Herrschenden bogen 
die mündlich überlieferten - meist realen 
- Mythen nach ihren Wünschen zurecht. 
Was übrig blieb, spiegelt reale Macht, die 
- so Schami - "sozio-historische Ent­
wicklung der Gesellschaft". 

Aladins Wunderlampe überlebte folg­
lich nicht trotz, sondern wegen der Zen­
sur: "Was schadet einem Herrscher, wenn 
seine Untertanen auf die Rettung war­
ten?" "Aiadin" ist Schami dennoch Bei­
spiel für das rebellische MärcHen, das.von 
der List der Unterdrückten erzählt. Ge­
genüber dieser revolutionären Phantasie 
stellt Schami die Illusion, wie sie ihm 
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singen durfte, was ihr gefallt, weshalb 
die wirkliche Fatima nie Königin wer­
den will, 
von der roten Blume, die trotzig über 
den großen Stein gen Himmel kriecht, 
weil sie nicht an das "Nichts" glaubt, 

- von Hilu, dem Schaf im Wolfspelz, das 
mit den Wölfen heult und darüber ver­

. gißt, das es ein Schaf ist, was natürlich 
böse Folgen hat, 

- vom Bär, der keine Lust hat, fliegen zu 
lernen oder zu schwimmen wie ein 
Fisch, der sich von Löwe und Tiger ab­
setzt und eine lustige Gemeinde grün­
det, 
von dem geizigen. Bäcker, der Gold 
hortet und es wieder verliert, weil er 
meint, er müsse es verdreifachen, 
von dem schwarzen Schaf, dem Kind 
einer Liebe, das von all den weißen 
Lämmern und Hammeln nicht als ih­
resgleichen anerkannt wird, 
von den Ameisen, die ihre Aufseher 
zum Teufel jagen, weil diese nur dank 
eines Ungeheuers herrschen, 
vom Südwind, der Mauer und Schloß 
des Reichen hinwegfegt, aber Omar 
und seine beiden Söhne verschont. 
Und nebenbei biegt Schami die Fabel 

de Ia Fontaines von der Grille und der 
Ameise, welche ihm schon in seiner j u­
gend nicht so recht gefallen mochte, zu­
recht. "Und die Grille singt doch", lautet 

Rafik Schami, Jahrgang 1946, ist Syrer. 
Kurzerzäh1ungen, Lieder und Theater­
stücke, begann 1965 mit dem Schreiben 
neuer Märchen. Lebt seit 1971 in der 
Bundesrepublik Mitherausgeber und Au­
tor der Reihe "Südwind - Gastarbeiter­
deutsch". 

seine Version - eine Grille hat sie ihm in 
einer warmen Sommernacht anvertraut-, 
in der die Grille auch im Winter Musik 
macht für alle Tiere, die von ihrem Vor­
rat abgeben. 

Eine tröstliche Geschichte, die auch 
abrechnet mit dem hiesigen Polizeiverhal­
ten gegenüber Straßenmusik . . ln seinem 
"Märchen" hat Schami nämlich zu dem 
Zeitpunkt die Nase voll von Fontaines 
Fabel, als er mitansehen muß, wie zwei 
Polizisten (die Ameisen) den "Faulenzer" 
(die Grille) auffordern, die Gitarre einzu-
packen und zu gehen. · 

Rafik Schamis Märchen sind auch eine 
Form der Widerstandsliteratur - des Wi­
derstands gegen Phantasielosigkeit, die all ­
tägliche Unterdrückung durch Normen, 
welche andere gesetzt haben. Märchen, 
die Mut machen - natürlich parteiergrei­
fend. Was wohl dagegen spricht, das Scha­
mi in angepaßten deutscheil Lesebüchern 
landet. Helmut W. Lindner 

Das Schaf im Wolfsp elz erschien bei pad, 
Postfach 120143 , 4600 Dortmund 12. 
Preis : DM 19,80. 



Ein Märchen von Rafik Schami Die Hölle__; 
Die Schüler des Meisters Kein Lei Sung 

fragten, ob es stimme, daß die Hölle sehr 
heiß sei und nach Schwefel st inken wür­
de. Der alte Meister lachte herzlich und 
sagte: "Glaubt ja den Pfaffen nicht, sie 
erzählen Euch solche Gruselgeschichten 
von der Hölle, damit sie Euch um das irdi­
sche Paradies bringen". 

Und er erzählte die wahre Gesichte 
von der Hölle ... 

Wie bekannt ist, kamen seit tausenden 
von Jahren nur die lustigsten und aufrich­
tigsten Menschen in die Hölle. Angefan­
gen bei den Künstlern bis zum letzten 
Säufer. Denn wer früher sagte, die Erde 
sei rund, kam in die Hölle, und wer es 
wagte zu sagen, die Erde drehe sich um 
die Sonne, sicherte sich einen tiefen Platz 
in den brodelnden. Töpfen der Teufel. 

Auch viele Schwarze und Indianer ka­
men in die Hölle, weil sie den weißen 
Gott nicht mochten. Später kamen auch 
die Mohammedaner, Inder und Chinesen 
dazu, denn sie glaubten an furchtbare 
kriegerische Götter und vom blonden 
Gott mit den verträumten blauen Augen 
hielten sie nichts. Die Kommunisten aller 
Länder und die Sozialisten mancher Län­
der waren sowieso Stammgäste der Hölle. 

Mit der Zeit fingen die da unten an, es 
sich gemütlich zu machen. Es wurde kein 
Schwefel mehr verbrannt, zum Heizen 
ham man erst Kohle, dann Erdöl. Das 
Erdöl wurde aber mit der Zeit knapp und 
die Teufel bekamen von Gott keine Hilfe. 
Da wandte sich Luzifer, der Chef aller 
Teufel, an die Physiker in der Hölle, denn 
viele von ihnen, die zu Lebzeiten gegen 
die Kernenergie waren, landeten in der . 
Hölle. Sie brachten Luzifer auf die Idee, 
die Sonnenenergie zum Heizen zu gebrau­
chen. Sie überzeugten ihn aber auch, mit 
Energie nicht leichtsinnig umzugehen, 
denn diese hohe Temperatur ist letztlich 
eine vergeudete Energie. Luzifer wurde 
nachdenklich, denn er sah mit eigenen 
Augen, wie schnell der Schwefel, die Koh­
le und das Erdöl zur Neige gingen, und 
den Verbrannten in der Hölle bereitete · 
ein Grad mehr oder weniger keinen be­
sonderen Schmerz mehr. 

"Sie lachen sich kaputt über meine ' 
schwitzenden Teufel", dachte Luzifer 
und schlug mit der Hand auf seine Stirn. 
Dann eilte er zu den Physikern, die im 
Topf 375 mitten im brodelnden Öl Dräh­
te zu Schaltbrettern verbanden, um ihre 
Zeit zu vertreiben. 

"Nun gut", rief Luzifer, "ich brauche 
Eure Hilfe". Die Physiker grinsten, stan- . 
den auf, schüttelten sich wie Hunde,. um 
das Öl von der Haut zu bekommen, und . 

·stiegen aus den Töpfen. 
Nach ein paar Stunden hörte das 

Feuer unter allen Töpfen auf zu brennen, 
die Höllenbewohner halfen den Teufeln, 
die Töpfe in einem großen Lager aufzu­
stellen. 

"Die kann man als Warmwasserbehäl­
ter gebrauchen", rief ein Ingenieur, afs die 
Teufel daran dachten, die Töpfe .einfach 
wegzuwerfen. Sonnenkollektoren wurden 
gebaut und eine angenehme Hitze verbrei­
tete sich in der Hölle, die nun mehr Platz 
bot und bequem eingerichtet wurde. Lu­
zifer genoß seine erste warme Dusche und 
schaute danach zufrieden in den Batterie­
raum, der die Sonnenenergie speicherte. 
"Die Hölle ist unabhängiger geworden", 
rief ~r zufrieden. 

Die Tage wurden lustiger, Theater und 
Musik und Zeitungen gab es und alles zen­
surfrei, die Sänger und Maler und Schrift­
steller nahmen kein Blatt vor den Mund, 

. denn sie waren ja sowieso in der Hölle 
und tiefer konnten sie nicht fallen. Beson­
ders gut hatten es die Kinder. Da viele 
Kindergärtnerinnen in der Hölle waren, 
gab es für je fünf Kinder eine Kindergärt­
nerin und so spielten sie munter den gan­
zen Tag. Wenn ein Kind etwas angestellt 
hatte und die Mutter in ihrer Aufregung 
vergaß, daß sie nicht mehr auf der Erde 
lebte und ihr Kind anschrie: "Der Teufel 
soll Dich holen" oder "Geh zum Teufel", 
lachten alle vergnügt und die Mutter errö­
tete. 

Nun, das alles geschah nicht ohne Got­
tes Wissen . Er weiß ja alles. Er dachte 
aber am Anfang bei sich : "Das legt sich 
schon". 

Viele Heilige im Himmel rochen nicht 
meh den Gestank der Hölle, und mit der 
Zeit staunten sie über das lustvolle Freu­
dengeschrei, das aus der Hölle drang. 
Aber sie hielten es für eine Versuchung 
und beteten laut, damit sie den Lär 
nicht hörten. Aber manche Heilige sehnte 
sich nach lustiger Geselligkeit, zumal die 

· Mehrheit an öden Plätzen leben mußte, 
da die schönsten Plätze des Himmels im 
Privatbesitz der Barone, Generale und 
Päpste lagen. Mancher begann die absolu­
te Ruhe im Himmel furchtbar zu finden, 
und das Gesumme der herumfliegenden 
Engel ging ihm auf die Nerven. 

Es war Nachmittag, Gott, Petrus und 
. der Engel Gabriel machten einen Spazier~ 
gang. Plötzlich sahen sie, wie ' ein schwar­
zer Heiliger auf dem Boden des Himmels 
lag, um dem Geschrei aus der Hölle besser 
lauschen zu können, ein breites Grinsen 
war auf dem schwarzen Gesicht dieser sel­
tenen Heil igensorte. Petrus war entsetzt. 

"Was machst Du da, Bruder?" fragte 

er den Schwarzen, der sich langsam und 
furchtlos erhob. 

"Lustig da unten, Mann! ~ ' sagte er 
grinsend. 

"Hab Gnade mit seiner schwachen 
Seele, oh Gott", flüsterte Petrus seinem 
Erschaffer zu. 

"Ja, hab Gnade", sprach Gabriel mit 
gesenktem Kopf nach. 

"Wieso Gnade, Mann! Ich sage Dir, da 
unten ist die Musik ganz schön heiß, Ba­
by" rief der Schwarze. 

· Die Wangen des greisen Gottes sahen 
aus wie zwei italien.ische Tomaten .. 

"Du bist verflucht für alle Zeiten", rief 
Gott wütend. 

"So ist es", sprach Gabriel ehrfürchtig 
wieder seinem Meister nach. 

Der schwarze Heilige aber lachte schal­
lend, als er sah, wie seine Flügel vergilbt 
herunterfielen, als seien sie zwei welke 
Blätter. Gabriel holte mit einem langen 
Stock den Heiligenschein herunter, der 
über dem Kopf des Schwarzen hing. Gott 
und Petrus waren erst richtig empört, als 
sie dieses Lachen des verfluchten Heiligen 
hörten, der langsam in den Boden ver-
sank. · 

"Ich komme, Baby", rief die Stimme 
des Schwarzen immer wieder, während er 
in die Hölle stürzte. 

"Nun schau Dir die Typen an", sagte 
Gott zu Petrus, und dieser war erschrok­
ken, denn auf weiter Eberie lagen viele 
Heilige auf dem Boden und lauschten den 
lästigen Gesängen der Hölle. Und dann 
kam auch noch eine Heiligengruppe, ge­
führt von einem Italiener, zu Petrus. Sie 
beklagten sich über ihr verlorenes Leben 
auf der Erde. Der "lauwarme Betrieb" 
im Himmel sei "wie im Gefängnis" und 
dem blaß werdenden Petrus kündigten 
sie an : "Wir müssen sehen, was wir dage­
gen tun können!" 

Gott rief jetzt Luzifer zu sich und 
fragte ihn mit bebender Stimme: "Luzi­
fer, was soll das Ganze?" 

Luzifer antwortete: "Dies alles ist 
durch Mitbestimmung entstanden. Ich 
·kann nichts dafür". 

"Nichts, daß ich nicht lache!", rief 
Gott empört. 

Gabriel nickte zustimmend. "So ist 
es", flüsterte er. 

Luzifer schaute Gabriel wütend an . 
"Dieser Arschkriecher", dachte er und 
rief empört: "Ihr habt es hier leicht mit 
Euren dummen Schafen, aber probiert es 
doch einen Monat da unten". Er spuckte 
und fuhr fort: "Jedes Kind in der Hölle 
hat mehr Tricks auf dem Kasten als meine 
erfahrenen Teufel." 



"Ja, aber kannst Du sie denn nicht be­
strafen?" fragte Petrus verlegen. 

"Ja genau, bestrafen ... ", wiederholte 
die Stimme Gabriels wie ein Echo. 

"Womit denn, bitte schön? ln die 
Hölle schicken vielleicht? Oder wollt Ihr 
sie hier haben?" fuhr Luzifer den blassen 
Petrus an. 

Gott verstand schnell, was Luzifer 
meinte. "Ein Himmel ohne Hölle", sprach · 
er zu sich, "das überzeugt keinen Idio­
ten". 

"Na gut", heuchelte er gütig. 
"So ist es", rief Gabriel begeistert. 
"Geh zurück in Deine Hölle", sprach 

Gott. "Aber laß Deine Chemiker Stink­
bomben schmeißen. und laß · Deine Phy­
siker Lautsprecher gen Himmel richten, 
die deutliches Schmerzensgeschrei aus­
strahlen. Das ist ja nicht zuviel verlangt 

von diesen Klugscheißern . Ein Kassetten­
recorder genügt, um die Sache in Ordnung 
zu bringen, so daß die umherfliegenden 
E;ngel immer wieder von der Schrecklich­
keit der Hölle hören und riechen und uns 
neue Kunden bringen. Ihr bekommt jage­
nug. - Sonst mache ich", warnte Gott, 
"mit einer Bewegung meines kleinen Fin­
gers die Hplle dem Erdboden gleich!". 

Gabriel echote: "Ja, so ist es". 
Luzifer verabschiedete sich und ging 

zum Himmelstor. 
Gabriel sperrte ihm die Tür auf und 

fragte ihn leise und neidisch : "Bist Du 
nun zufrieden?" 

Luzifer versetzte Gabriel einen kräfti­
gen Schlag in seinen Bauch und rief la­
chend : "Ja, so ist es" und flog hinunter in 
seine Hölle. 

Und so stinkt es in der Umgebung der 

Eigentumswoh­
nungen in Ro­
senheim, City 
Lage, 
von ca. 30 bis 
90 qm Wohn­
fläche. 
Fertigstellung 
.März 1984 

Hölle und die versteckten Lautsprecher 
senden ununterbrochen die Hilferufe und 
Geräusche des blubbernden Öls in den 
Himmel, die von Schauspielern auf 
Chromdioxyd-Cassetten aufgenommen 
wurden. 

Die Heiligen fanden ihre Ruhe wieder 
und viele freuten sich über ihren Wider­
stand gegen die Versuchung der letzten 
Monate, und Gott hörte zufrieden seine 
Spähengel, die um das Himmelreich he­
rumflogen, wenn sie ihm und den anderen 
weinend und hustend vom schrecklichen 
Geruch der Hölle erzählten. 

Die Engel kamen immer wieder auf 
die Erde und erzählten den Pfaffen, wie 
ekelhaft die Hölle sei, und die Pfaffen 

· ihrerseits erzählten es den Opas und Omas 
und die ganz ehrlich ihren Kindern und 
Enkeln . 

......•..........•..•............... . 
• • Suche für solventen Bauträger 

Grundstücke in City-Lagen von 
Städten ab 20.000 Einwohner für 
Einkaufszentren, auch mit Wohnun~ 
gen. 

• • 
···~······························· 

···~··································································: 
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Reizvolles Fachwerkhaus aus dem 16. Jahrhundert am Marktplatz einer 
44.000-Einwohner-Stadt im Rhein-Main-Gebiet, schon damals als Kneipe 
gebaut, soll nach Sanierung wieder als Lokal dienen. 
öffentliche Mittel nach dem Städtebauförderungsgesetz werden gewährt. 
Besonders geeignet für Lokal der gehobenen Mittelklasse. 
Interessenten melden sich bitte bei Knapp & Co Wohnbau GmbH. 

• • . 
• • 

···~···································································' ....................................................................... 
• • • • . • • • 

Einfamiliendoppelhäuser mit Einliegerwohnung in Oberursel-Stierstadt 
ca. 140 qm Wohnfläche. Fertigstellung Herbst 1984. Beste Ausstattung, 
z.B. zwei Bäder, Terasse, Pergola. Ca. 500.000 DM. Direkt vom Bauträger . . .•............................•........................................ 

Knapp & Co. Wohnbau GmbH, Kaiser-Friedrich-Promenade 65, 6380 Bad Hornburg v.d.H. 



Unverzichtbare Rolle gegen 
Stillstand und Rückschritt 
-Liberale Vereinigungen wollen Hindernissen zum Trotz weitermachen-

Die Diskussion um Selbstverständnis und Arbeitsmöglichkeiten der Liberalen Verei­
nigungen stand im Mittelpun kt ihres diesjährigen Bundeskongresses, der am 11. Juni in 
Gummersbach stattfand . Die Ergebnisse der - streckenweise recht lebhaften - Diskus­
sion wurden in einem Positionspapier festgehalten, das von der Bundeskonferenz ein­
stimmig verabschiedet wurde. Die Entscheidung über ein Weiterbestehen der Liberalen 
Vereinigungen soll im nächsten Jahr auch von den Verwirklichungsmöglichkeiten des 
Positionspapiers abhängig gemacht werden. 

Der Tagunsort im landschaftl ich schön, 
aber abgelegenen Gu mmersbach war ge­
wählt worden, we il sich ein Großteil der 
40 Delegierten an diesem Wochenende so­
wieso als Teilnehmer ei nes Seminars der 
Theodor-Heuss-Akademie in der bergi" 
sehen Stadt befand. Dies war nicht bloß 
liberaler Zufall, da das THA-Seminar 
"Am Ende des Sozialstaats?" einem der 
beschlossenen Arbeitsschwerpunkte der 
Liberalen Vereinigung entsprach. Der 
stellvertretende Bundesvorsitzende Theo 
Schiller, der bei diesem Seminar über "po­
litische Reformvorschläge zum Recht der 
Soziälhilfe" referierte, hatte freilich ein 
"viel größeres Interesse der LV-Mitglieder 
an diesem THA-Seminar" erwartet. 

Die Bundeskonferenz selbst konnte, 
wie bereits früher berichtet, nicht in der 
Akademie stattfinden; im Autokonvoi 
fuhr man pünktlich um 19.30 am Sams­
tagabend talabwärts zu dem etwa 800 Me­
ter entfernt gelegenen, "gutbürgerlichen" 
Hotel Bodden unten im Ort. 

Eines wurde dann auch schon sehr 
bald deutlich: Die von den Mitgliedern 
eingeschlagenen unterschiedlichen partei­
politischen Wege haben auch bei noch so 
gutem und ehrlich postuliertem Willen, 
die Einigkeit der fortschrittlichen libera­
le Kräfte zu erhalten , hemmende Aus­
wirkungen auf die Arbeit der Liberalen · 

Vereinigungen. 
So klagten die einen, daß die Liberalen 

Vereinigungen sich viel zu stark als Vor­
feldorganisation der Liberalen Demokra­
ten verständen, während die anderen ent­
gegensetzten, daß da, wo gut arbeitende 
Liberale · Vereinigungen bestünden, die 

, Partei der Liberalen Demokraten· kaum ei­
ne Chance habe. Wieder andere Delegierte 
kritisierten, daß sich die LV immer noch 
zu stark mit Vergangenheitsbewältigung 
befasse, wodurch vor allem den FDP-Mit­
gliedern das überparteilich-liberale Enga­
gement erheblich erschwert würde. 

ln dem beschlossenen Positionspapier 

Auf Presseöffentlichkeit war bei der 
Bundeskonferenz bewußt verzichtet wor­
den . Nicht Unstimmigkeiten sollten her­
vorgehoben werden, sondern eine offene, 
klärende und solidarische Information 
und Diskussion über die Situation der Li-
beralen Vereinigungen schien angebracht. Der Bundesverband der Liberalen Vereinigung diskutierte ein Positionspapier 

Die Liberalen Vereinigungen aus Bayern dokumentieren ihre Presseresonanz 

wurde daher auch auf "Vergangenheits­
bewältigung" ausdrücklich verzichtet und 
stattdessen in sensibel ausformulierten 
Sätzen der gemeinsame Wille zu überpar­
teilich-liberaler Opposition dokument iert. 

Die konkrete Arbeit der Liberalen 
Vereinigungen wird dennoch auch in Zu­
kunft - vor allem in Wahlkampfzeiten -
nicht unberührt bleiben von den unter­
schiedlichen Haltungen, die die betroffe­
nen Parteien gegenüber den LV einnehm- · 
men. 

Die Liberalen Demokraten haben in 
der Regel nur noch ein geringes Interesse 
an einem Engagement in der eigenständi­
gen, überparteilichen LV. Sie brauchen 
alle verfügbaren Kräfte für den Aufbau ih­
rer Partei. 

Die FDP begleitet die LV-Arbeit nach 
wie vor mit heftiger Kritik und setzt ihre 
Mitglieder · durch Androhung {z.B. in 
NRW) oder Realisierung {z.B. Bundesver­
einigung der Liberalen Kommunalpoliti-
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Die Liberale gesellschaftliche Opposition 
-Beschluß des Bundeskongresses der Liberalen 
. Vereinigungen vom 11. Juni 1983- · 

Getreu dem Wort von Karl-Hermann Flach: "Es bedarf schon einer gewaltigen An­
strengung, der Freiheit in der Zukunft eine Chance offenzuhalten", treten die Liberalen 
Vereinigungen und ihre einzelnen Mitglieder jederzeit für den Erhalt und die Weiterent ­
wicklung einer liberalen, sozialen, demokratischen und friedensfördernden Gesellschaft 
ein. 

Die Liberalen Vereinigungen sind in ei­
ner bestimmten historisch.en Situation des 
Jahres 1982 entstanden. Ihr Auftrag aber, 
Liberalität zu sichern und zu mehren, 
wird von Dauer sein. 

Die Initiatoren der Liberalen Vereini­
gungen - auf Bundesebene sozialliberale 
Persönlichkeiten wie u.a . William Borm, 
Sibylle Engel, Klaus Gärtner, Friedrich 
Hölscher, Wolfgang Lüder, Ingrid Mat­
thäus-Maier, Theo Schiller, Andreas von 
Scheeler, Helga Schuchardt, Christoph 
Strässer, zusammen mit dem Liberalen 
Bildungswerk - wollten mit der Grün­
dung der Liberalen Vereinigungen ein 
Auseinanderdriften und damit eine Zer­
splitterung des politischen Liberalismus 
in unserem Staat und unserer Gesellschaft 
verhindern. 

Die Liberalen Vereinigungen verstehen 
sich als Zusammenschluß aller fortschritt­
lich-liberalen Kräfte, die für Kontinuität 
und Entwicklung liberalen Denkens und 
Handeins in Gesellschaft und Staat eintre­
ten. 

Die Liberalen Vereinigungen sind kei­
ne Bürgerinitiative mit sachlich und zeit­
.lich begrenzten Themen und Zielen . Sie 
sind auch keine politische Partei und auch 
keine Vorfeldorganisation einer bestimm­
ten Partei . 

Die Liberalen Vereinigungen sind eine 
gesellschaftspolitische Kraft, die als Hüter 
und Motor der Liberalität zu wirken be­
strebt ist. Die Liberalen Vereinigungen 
wollen darauf hinwirken, daß 

liberale Idee und :fortschrittlich-libera­
le Programmatik weiterdiskutiert und 
entwickelt werden, 
das gesellschaftspolitische Engagement 
für die Sicherung der liberalen Frei­
heits- und Bürgerrechte wachgehalten 
und verstärkt wird, 
liberale Politik auch weiterhin gestaltet 
und umgesetzt wird . 
Die Liberalen Vereinigungen verstehen 

sich- als Ort gemeinsamen Vor- und Wei­
terdenkens, als Ort gemeinsamer Pro­
grammarbeit, als Diskussions- und Infor­
mationsforum für alle fortschrittlichen Li­
beralen - als Partner anderer fortschrittli­
cherer Organisationen im gemeinsamen 
Kampf für Erhalt und Ausbau eines libe­
ralen, sozialen und demokratischen 
Rechtsst~ates. 

Die Liberalen Vereinigungen bieten 
demokratischen Bewegungen und Bürger­
initiativen ein Diskussionsforum, wo im­
mer deren Arbeit und Engagement in die 
Richtung der selbstgesteckten Ziele weist 
(z .B. Friedensbewegung, Ökologiebewe­
gung, Frauenbewegung, Bürgerrechtsbe­
wegung, Freiheitsbewegungen). 
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Die Liberalen Vereinigungen sind un­
abhängig von politischen Parteien. Sie 
sind aber bestrebt, ihr Gedankengut und 
ihre Diskussionen in Parteien, Institutio­
nen und Verbände zu tragen. Deshalb su­
chen sie auch die Zusammenarbeit mit 
Bürgern und Politikern, die durch ihr poli­
tisches Engagement und Handeln Beispie­
le für die Gestaltung und Umsetzung libe­
raler Politik bieten. 

Die Liberalen Vereinigungen sehen ih­
re grundsätzliche Aufgabe darin, auf dem 
Weg zur offenen Gesellschaft gegen politi­
schen Stillstand und reaktionären Rück­
schritt weiterzuwirken. Freiheits- und 
Bürgerrechte, natürliche und humane Le­
bensß und Umweltbedingungen sowie 
friedenserhaltende und entspannungsför­
dernde Entwicklungen werden durch 
reaktionäre Kräfte in Staat, Wirtschaft 
und Gesellschaft zunehmend stärker be­
droht. 

Im Kampf gegen politischen Stillstand 
oder gar reaktionäre Zurücknahme libera­
ler, sozialer und demokratischer Errun­
genschaften fällt den Liberalen Vereini­
gungen als der liberalen gesellschaftlichen 
Opposition heute mehr denn je eine un­
verzichtbare ,und typisch liberale Rolle 
zu. 

Arbeitsprogramm für 1983/84 
Die Liberalen Vereinigungen haben 

sich die folgenden zwei Schwerpunktt?e­
reiche zur internen und öffentlichkeits­
wirksamen Bearbeit1.mg vorgenommen : 
1 . Gefährdung von demokrätischen und 
sozialen Bürgerrechten in unserer Gesell­
schaft 

Die historische Erfahrung verpflichtet 
gerade fortschrittliche Liberale in der 
heutigen Zeit in besonderer Weise zur 
WachsamReit gegenüber jeglicher Ten­
denz, durch die Freiheits- und Bürgerrech­
te abgebaut werden sollen, durch tagespo­
litische Verfahrensweisen ignoriert wer­
den oder auch durch propagandistischen 
Medieneinsatz diskriminiert werden. 

Die Liberalen Vereinigungen werden· 
sich daher besonders gegen den gesetzli­
chen oder auch nur schleichenden Abbau 
der - für den Erhalt eines demokrati­
schen, sozialen und liberalen Rechtsstaats 
unerläßlichen - Rechte auf uneinge­
schränkte Demonstrations-, Versamm­
lungs- und Meinungsfreiheit wehren . 

Die Liberalen Vereinigungen werden 
sich wachsam und engagiert für Schutz 
und Ausbau der Entfaltungsfreiheit von 
sogenannten Minderheiten einsetzen. 

Der Bundesverband der Liberalen Ver­
einigungen wird die von den Jungde­
mokraten initiierte " Initiative Rettet 

die Grundrechte" unterstützen und in 
die Öffentlichkeit tragen. Er empfiehlt 
allen Gliederungen, ebenfalls vor Ort 
durch Veranstaltungen und Öffentlich­
keitsarbeit diese - für uns Liberale be­
sonders typische - Initiative zu stär­
ken und zu fördern. 
Der Bundesverband der Liberalen Ver­
einigungen wird in enger Zusammenar­
beit mit der Humanistischen Union 
sowie der Gustav-Heinemann-Initiative 
Argumentationshilfen zur aktuellen 
Diskussion um Möglichkeiten des ge­
waltfreien Protests bei "Nach"-Rü­
stung erstellen und diese den Gliede­
rungen anbieten . 
Der Bundesverband der Liberalen Ver­
einigungen wird den Gliederungen auf 
Anfrage kompetente und engagierte 
Referenten für Diskussions- und Infor­
mationsveranstaltungen zu aktuellen 
Problemen von Bürgerrechtsgefährdun­
gen bzw. -verletzungen im sozialen, ge­
sellschaftlichen und politischen Be­
reich vermitteln. 

2. Weltweite Gefährdung der Lebens­
und Umweltbedingungen für Menschen 
und Natur 

Es waren Sozialliberale, die den Be­
richt "Global 2000" zum Anlaß einer öf­
fentlichen und offiziellen Diskussion ge­
macht haben. Inzwischen ist diese Diskus­
sion wieder weitgehend verstummt, wäh­
rend die angesprochenen Probleme eher 
bedrohlicher geworden sind. 

Die Liberalen Vereinigungen werden 
eine neue Initiative zu einer erweiterten 
Informations- und Aufklärungskampagne 
über "Global 2000" unter Einbeziehung 
der "Berichte . der Ersten und Zweiten 
Nord-Süd-Kommission" unternehmen. Sie 
werden dabei vor allem auch über die Zu­
sammenhänge von Rüstungswettlauf, Rü­
stungsgeschäften und weltweiter Zerstö­
rung ·von Lebensgrundlagen und Umwelt­
bedingungen für eine menschenwürdige 
und friedliche Entwicklung aufklären. 

Der Bundesverband der Liberalen Ver­
einigungen wird zu dieser Kampagne Ma­
terialen und Argumentationshilfen zusam­
men- und herstellen und diese den Gliede­
rungen zur Verfügung stellen. 

Der Bundesverband der Liberalen Ver­
einigungen wird sich auch in diesem The­
menbereich um die Vermittlung von kom­
petenten und engagierten Referenten für 
Diskussions- und lnformationsveranstal­
tungen' gewinnen. 

Anfragen bzw. Informationen an den 
Bundesverband sind zu richten an: 
Liberale Vereinigungen 
- Bundesverband 
Reuterst r. 18 5 
5300 Bonn 1 



ker) von Unvereinbar ke itsbeschlüssen un ­
ter Druck. Obwohl dies sicher im Gegen ­
satz zu der Devise des neuen "Chefden­
kers" Ralf Dahrendorf steht, "daß die 
FDP nur dann eine wirkliche Zu kunft 
hat, wenn es ihr gelingt, viele von denen, 
die sie verlassen haben , wiederzugewin­
nen". 

Eine rühmliche Ausnahme ste llt der 
Kreisverband München-Land dar, der aus-

Neugewählter Bundesvorstand der Libera­
len Vereinigungen: 
Vorsitzende: Helga Schuchard t 
Stellvertreter: Th eo Sch iller 

Hans H. Wi lhelmi 
Schatzmeister: J ürgen Ko ppel in 

Geschäftsführer in: 
Marianne Hochgeschurz 

Adresse: 
Reuterstr. 185 
5300 Bonn 1 

drücklieh . beschloß: "Eine Unvereinbar­
keit der Mitgliedschaften von FDP und 
Liberaler Vereinigung kann der Kreisver­
band nicht anerkennen". 

Die geringsten Probleme scheint die 
SPD - deren "liberale Bundestagsabge­
ordneten" sich immerhin öffentlich zur 

Thema: Politik und Sozialisation 

Baumgärtel, Frank (Hrsg.l, Familiensozia­
lisation. Probleme, Paten, Aufgaben. 
370 Seiten, 38,00 DM 

Claußen, Bernhard/Wasmund, Klaus (Hrsg.), 
Handbuch der politischen Sozialisation. 
512 Seiten, 46,80 DM 

Cloer, Ernst (Hrsg.), Das Dritte Reich im 
Jugendbuch. Fünfzig Jugendbuch-Ana­
lysen und ein theoretischer Bezugsrah­
men. Ca. 400 Seiten, 39,80 DM 

Galinski, Dieter/Lachauer, Ulla (Hrsg.l, All ­
tag im Nationalsozialismus - 1933 bis. 
1939. Jahrbuch zum Schülerwettbewerb 
Deutsche Geschichte um den Preis des 
Bundespräsidenten. 316 Seiten, 
19,00 DM 

Gukenbiehl, Hermann L. (Hrsg.), Felder der 
Sozialisation . Sozialwissenschaftliche Bei­
träge zum Studium pädagogischer Beru­
fe. 388 Seiten, 34,00 DM 

Redaktion Wechselwirkung (Hrsg.). Zwi­
schen Auflehnung und Karriere. Natur­
wissenschaft und Technik aus der Ge­
genperspektive. 116 Seiten, 16,80 DM 

Liberalen Vereinigung bekennen - mit 
Mitgliedschaft und Engagement in den 
LVs zu haben. (Von den Grünen sind 
zwar keinerlei Ressentiments gegenüber 
den LV bekannt, allerdings scheinen die 
dorthin abgewanderten Liberalen auch 
von sich aus ihr Engagement in den Li­
beralen Vereinigungen eingestellt zu 
haben.) 

Ob der in Gummersbach erneut postu­
lierte Anspruch der Liberalen Vereinigun­
gen, die "gesellschaftliche Kraft" zu sein, 
die als "Hüter und Motor der Liberalität" 
wirksam wird, auch praktisch eingelöst 
werden kann, das werden wohl die kom­
menden Monate erweisen müssen. 

theo Schiller wies den folgenden Weg: 
"Zweifelsohne fällt den: Liberalen Verei­
nigungen gerade in der aktuellen; von po­
litischem Stillstand und reaktionärem 
Rückschritt bedrohten Situation in unse­
rem Staat eine besonders wichtige und ei­
gentlich unverzichtbare Rolle zu. Wir soll­
ten weiterhin alles daran setzen, die Libe­
ralen Vereinigungen als eine überpartei­
lich-liberale gesellschaftliche Opposition 
zu festigen . ln einem Jahr werden wir 
dann sehen, ob uns dies gelungen sein 
wird. Wenn nicht, dann sollten wir aller­
dings auch den Mut aufbringen, die Libe-
ralen Vereinigungen ehrenvoll zu beerdi­

Einstimmig wiedergewählt:Helga Schuchardt gen." 

Thema: Kinder und Jugendliche 

Bleuel, Hans Peter, Kinder - und die Weit, 
in der sie leben. Mit einer Einführung 
von Prof. Dr. W. Bärsch, Präsident des 
Deutschen Kinderschutzbundes. 236 Sei­
ten, 29,80 DM 

Esser, Johannes, Angst in Schule und Hoch­
schule. 176 Seiten, 18,00 DM 

Meyer, Ernst (Hrsg.), Kinder und Jugendli ­
che in s.eelischer Not. Möglichkeiten 
der pädagogischen und therapeutischen 
Intervention durch Berater, Lehrer, Ei­
tern und Erzieher. 396 Seiten, 
39,80 DM 

Petillon, Hanns, Der , unbeliebte Schüler. 
252 Seiten, 32,00 DM 

Schmitt, Rudolf, Kinder und Ausländer. 
Einstellungsänderung durch Rollenspiel. 
304 Seiten, 34,00 DM 

Schreiner, Günter (Hrsg.l, Moralische Ent­
wicklung und Erziehung. 266 Seiten, 
36,00 DM 

Thema: Schule, Lehrer und Erziehung 

Berndt, Jörg u.a. (Hrsg.l, Schul-Arbeit. Be­
lastung und Beanspruchung von Schü­
lern. 256 Seiten, 38,00 DM 

Fittkau, Bernd u.a., Kommunizieren lernen 
(und umlernen). 403 Seiten, 26,00 DM 

Fittkau, Bernd (Hrsg.), Pädagogisch-psycho­
logische Hilfen für Erziehung, Unter­
richt und Beratung. Band 1: Seiten 1 
bis 310, 24,80 DM, Band 2: Seiten 311 
.bis 598,24,80 DM 

Husen, Torsten, Schule in der Leistungsge­
sellschaft. Kann die Schule überleben? 
146 Seiten, 20,00 DM 

Oelkers, Jürgen/Lehmann, Thomas, Antipäd­
agogik: Herausforderung und Kritik . 
150 Seiten, 25,80 DM 

Röhrs, Hermann, Frieden - eine pädagogi­
sche Aufgabe . Idee und Realität der 
Friedenspädagogik. 397 Seiten, 
25,80 DM 

Stanford, Gene, Gruppenentwicklung im 
Klassenraum und anderswo. Praktische 

.Anleitung für Lehrer und Erzieher (und 
andere). 264 Seiten, 19,00 DM 

Fordern Sie bitte unseren ausführlichen Gesamtkatalog an! 

Agentur Ulf Pe,dersen GmbH, Steinweg 5, 3300 Braunschweig, Tel. 0531/402 94 
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Seminarbericht 

,.Es wird z viel g 
Als Kompliment dürfen es Veranstalter von Seminaren -bet rachte n, wenn sich mehr als · 
zwei Drittel der Teilnehmer mitten in den Sommerferien zu einem Nachfolgeseminar 
an melden und sich dabei die Zahl der Anmeldungen insgesamt noch mehr als verdop­
pelt . Das erste Seminar, an dessen Ende alle Teilnehmer übrigens auch Abonnenten der 
liberalen drucksachen waren, beschreibt Dietmar Porten. 

Am zweiten J uni-Woehenende trafen Gründungsphase der Bundesrepublik, An-
sich über 30 engagierte und motivierte fänge in der DDR. 
LD-Mitglieder, um etwas für den Aufbau Substanz des Referats war die Darstel-
ihrer Partei zu tun. Ein Arbeitsseminar lung der beiden liberalen Richtungen, 
·war angekündigt und ausdrücklich "kein der wirtschaftsliberalen und der demokra-
Vergnügen". Es spricht für die Liberalen, tischen Form des Liberalismus - mit an-
daß sie in dieser Beziehung der Seminar- deren Worten, die LD hängt nicht im hi-
leitung einen Strich durch die Rechnung storisch luftleeren Raum, sondern kann 
machten: Trotz intensiver Arbeit ließen sich durchaus auf einen bedeutsamen Teil 
sie sich den Spaß an der Sache nicht ver- der Geschichte des Liberalismus berufen. 
derben. Eine Diskussion entzündete sich an der 

Die Arbeit begann mit einer Vorstel- Frage, ·ob Liberalismus selbst eine ldeolo-
lungsrunde besonderer Art: Jeder Teil ­
nehmer suchte sich einen ihm bis dahin 
unbekannten Partner und unterhielt sich 
mit ihm in einer Pause über private Inter­
essen. Der Clou: Aufgrund dieses Gesprä­
ches mußte jeder seinen Partner der ge­
samten Gruppe vorstellen. · 

Das Ende dieser Vorstellungsrunde 
zeigte ein verblüffendes, jedoch höchster­
freuliches Ergebnis, denn die Mehrzahl 
der Teilnehmer waren keineswegs altge­
diente "Parteiaktivisten", an die die Ein­
ladung gerichtet war, sondern waren neue 
Mitglieder, d ie vorher keiner politischen 
Partei angehört hatten bzw. nur kurze 
Zeit - bei mir zum Beispiel waren es. 
knappe zwei Jahre - in der FDP gewesen 
sind. Auch waren unsere Wahlkämpfer 
aus Hessen und Bremen gut vertreten . 

Hier ist vielleicht der Hinweis gestat­
tet, daß man gerade in Wahlkampfzeiten 
in Bremen und in Hessen hervorragend 
Urlaub machen kann . Eine Unterkunft 
wird vermittelt, und daß man viel an der 

· frischen Luft sein wird, ist sicher. 
Und was besonders deutlich wurde: 

Diejenigen Parteifreunde, die ihre Zu­
kunft in der LD vom Ergebnis unserer 
Partei in Hessen abhängig machen, und 
dies auch jedem erzählen, der es hören 
will oder nicht mehr hören kann, diejeni­
gen Freunde sollten sich bewußt werden, 
daß dieses Verhalten unsere Freunde in 
Hessen, die ja schließlich auch wissen, 
welche Bedeutung diese Wahl hat, sehr 
schwer belastet und an der vollen Entfal­
tung ihrer Kräfte hindert. 

Doch zurück zun-r Ablauf des Semi­
nars. Thilo Schelling gab einen kurzen 
Abriß der Geschichte des Liberalismus, 
angefangen von der Aufklärung über die 
Französische Revolution 1789, das Zeit­
alter Napoleons, 1848 = Paulskirche, Bis­
marck, 1. Weltkrieg, Weimarer Republik, 
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Parteiaufbauer bei einem Seminar 
-gie ist, oder ob nicht gerade der Liberalis­
mus die Weltanschauung darstellt, die jeg­
lichem ideologisch konstruierten Gedan­
kengebäude den gesunden Menschenver­
stand, den Geist der Aufklärung, entge­
gensetzt und somit das direkte Gegenteil 
einer Ideologie ist. 

Viel wurde bewältigt; es wurde über 
die Aufstellung von Halbjahresplänen für 
den Kreisverband referiert und das Ge­
lernte gleich an einem Beispiel in Grup­
penarbe.it angewendet. Abends wurden 
psychologische Spiele gespielt, um das 
Verhalten in ·der Gruppe und die Gruppe 
als ganzes kennenzulernen. 

Als wichtig empfand ich den Vormit­
tag, an dem über · Pressearbeit gesprochen 
wurde. Journalisten sind auch nur Men­
schen, sie haben viel Arbeit und St reß, 
darum soll t e man sich nicht scheuen, bei 
Abendveran-staltungen .etwas schriftlich 
vorbereitet . zu haben ("Waschzettel"), 
auch sollte man den Journalisten mit In­
formationen versorgen über Themen, für 
die er sich speziell interessiert (Service­
leistungen erbringen). Außerdem : Leser-

ess 
briefe schreiben und , ganz , ganz wicht ig, 
private Kontakte herstellen . 

Am Rande des Seminars und bis tief in 
die Nacht, bei einigen bis in den frühen 
Morgen, wurden viele Gespräche geführt. 
Auch wurde nicht mit Kritik an sozialli­
beraler Prominenz gespart. So wurde der 
Gedanke geäußert, daß sich viele Liberale 
zwischen den Kongressen von Köln und 
Norderstedt am wohlsten gefühlt haben 
müssen - nicht handeln, sondern reden 
war Trumpf- und höchstes der Gefühle: 
eine Fernsehkamera war immer dabei. 

Daß solche Kritik von Freunden 
kommt, die vorher noch nicht parteipoli­
tisch aktiv waren, ist bezeichnend, ist hier 

doch eine gewisse Enttäuschung über die 
"Profis" nicht zu überhören. Den Libera­
len Demokraten kann eine solche Haltung 
nur nutzen. 

Den einzigen negativen Kommentar, 
den die installierte "Meckerecke" auf­
wies, will ich dem geneigten Leser auch 
nicht vorenthalten: "Es wird zuviel geges­
sen!" 

Mit der Jugendbildungsstätte der Stadt 
Mari fand das Seminar in einer idealen, 
weil modern eingerichteten, mit vielen Se­
minarräumen und großer Rasenfläche ver-. 
sehenen Tagungstätte statt. Nicht zuletzt 
hat auch die hier angetroffene Atmosphä­
re zum Gelingen der Veranstaltung beige­
tragen. Darum wurde der "Röttgershof" 
auch gleich für ein weiteres Seminar mit 
dem Thema "Rhetorik" fest gebucht. 
Dieses Sem inar f indet vom 22.-24.7. statt. 
Es soll ermög licht werden, daß Eitern 
mit ihren Kindern daran teilnehmen kön­
nen, denn auch dafür ist der Röttgershof 
geeignet . Viele der Seminaristen werden 
sich an d iesem Termin dort wiedersehen . 
Auch ich we rd e dabei sein. 



Thema: Liberalismus 
und Sozialdemokratie 
ln unserer Juli-Ausgabe NG 7/83 bringen wir u. a.: 
Interview mit William Borm 
Beiträge von Ulrich Krüger 

und 

lngrid Matthäus-Maier 
Günter Verheugen 
Marianne Hochgeschurz 

Erhard Eppler: Liberale und Soziale Demokratie 
Zum politischen Erbe Friedrich Naumanns 
(Ein Aufsatz aus dem Jahre 1961) 

DieNeue 
Gesellschaft· 

Zeitschrift fürden 
demol<ratischenSozialismus 

Die Neue Gesel lschaft erscheint 12 mal im Jahr, kostet im Abo DM 48,- +Versand­
kosten. Abonnements und Probehefte: Redaktion Die Neue Gesellschaft, 
Godesberger Allee 143,5300 Bonn 2 
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Unsere Themen: 
engagierte Literatur, Filme, Grafiken, Musik 
und Fotoreportagen aus und über die 
"Dritte Weit", die Kultur(en) der Arbeits­
emigranten in der Bundesrepublik. 
Einzelpreis DM 5,-, Abo für 4 Hefte 
DM 20,- (incl. Por~o) 

Hiermit wird bestellt: · 
__ Heft 21/22 (je DM 5,-) 
___ ein Abo ab Nr. __ _ 
___ ein Probeheft (DM 3,- in 

Briefmarken liegen bei) 
___ Infos über den Herausgeber­

verein und Möglichkeiten der 
Mitarbeit 

abtrennen und einsenden an 
IKA, Lerchenstr. 84, 7 Stuttgart 
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Vorgestellt 

Forum für Völkerverständigung 

"Unsere beste Veranstaltung? Moment 
... " Die Frage legt seine Stirn für kurze 
Zeit in Falten. "Klar, das war damals, als 
ich schlecht vorbereitet einen Vortrag 
über Tunesien, Land & Leute, halten soll­
te . Plötzlich saßen da zwanzig Tunesier, 
die ähnlich amüsiert lauschten, wie wenn 
ich zwanzig Münchnern über bayerische 
Weißwurst referieren wollte ... " 

Wily Siebert strahlt. Vergessen ist die 
Pein, an die er sich kurz zuvor erinnerte: 
"Drei Monate habe ich letzten Sommer 
über einer Satzung gebrütet. Drei Monate, 
an deren Ende uns unser Rechtsanwalt 
freundlich empfahl, den Entwurf zu ver­
brennen. Alles für'n Arsch!" Zwei Erleb· 
nissein Wily Sieberts privater Chronik der 
noch jungen Geschichte des "Forums für 
Völkerverständigung" in Mönchenglad· 
bach. 

Ausgerechnet die ehemalige Polizeiwa­
che mußten Sich im Dezember '81 de 
"Verein der Arbeiter aus der Türkei", die 
Bezirksschülervertretung und zwei Dritte· 
Welt-Vereine zur Gründung des "Forums" 
aussuchen. Heute stellt das Rheydter 
Haus gemeinsam mit dem Alt-Giadbacher 
"BIK-Zentrum" die beiden Kristallisa­
tionspunkte dar, an denen sich in der gar 
nicht großstädtischen Polit-Provinz am 
Niederrhein alternative Kultur und Politik 
entwickeln können. 

Von Beginn an dabei waren Trixy und 
Wily Siebert; die zusammen mit anderen 
Jungdemokraten auch zu den Gründern 
der "Aktion Dritte Welt e.V." gehörten. 
Die Aktion Dritte Welt und "die Türken'' 
(Forum-Slang) gehören heute noch zu 
den Trägern des Forums. Während die fi­
nanzschwache Bezirks-Schülervertretung 
sehr schnell wieder den Absprung suchte, 
scheiterte die "Initiativgruppe Dritte 
Welt" an der hohen Arbeitsbelastung, die 
das Engagement im Forum den einzelnen 
Vereinen abverlangt. Trixy Siebert kom­
mentiert: "Das Forum kann Gruppen tö· 
ten, kann sie kaputt machen. Wenn The· 
ken- und Putzdienst zuviel Energie ko· 
sten, bleibt die inhaltliche Arbeit auf der 
Strecke." 

Eine Vielzahl von Vereinen und ln itia· 
tiven sind dennoch inzwischen hinzuge­
kommen: die Alternativzeitungen LOTT 
JONN, BLENDE und YOL, die Ortsgrup­
pe der DFGNK, ein "Arbeitskreis Anti· 

faschismus", das Gladbacher "Komitee 
gen Ausländerfeindlichkeit", ein Verein 
zur Hausaufgabenhilfe für Ausländerkin­
der und -seit neuestem - auch der D J D­
Kreisverband. 

Alle diese Gruppen haben, zum Teil 
gemeinsam, eigene Räume im Forum, in 
denen sie sich treffen und arbeiten kön­
nen; der türkische Arbeiterverein unter· 
hält sogar ein eigenes Büro. Ein Dritte· 
Welt-Laden, ein Allzweckraum, in dem 
Tischtennis gespielt und Feten gefeiert 
werden, und ein Cafe, das Tee, Säfte, 
Bier, Wein und den unvermeidlichen Ni­
caragua-Kaffee ausschenkt, komplettie· 
ren das Raumangebot des Forums. A pro· 
pos: Welcher echte Liberale kennt nicht 
den ebenso preiswerten wie guten Mön­
chengladbacher Nica-Kaffee, der ihm in 
den letzten Monaten literweise beim .Spal' 
ten und Gründen gestärkt hat? 

Jeden dritten Mittwoch im Monat 
treffen sich Vertreter der Trägergruppen 
und Gäste zum "Programm-Plenum", das 
alle Veranstaltungen des kommenden Mo­
nats zusammenstellt. Knapp fünfzehn 
Veranstaltungen finden allmonatlich im 
Forum statt: Feten, Frühstücke, Freßtref­
fen ("Wir backen Brot") und Filmvorfüh­
rungen. "Filme zeigen wir am liebsten, 
das sind leider die einzigen .Gelegenhei­
ten, bei denen wir mal neue Gesichter im 
Forum sehen," erklärt Trixy'Siebert. Ge­
meinsam mit dem "BIK-Zentrum" druckt 
das Forum zum Monatsende 1.000 Veran­
staltungskalender, die in Jugendzentren, 
Kneipen und Läden ausgelegt werden. 

Am .ersten Mittwoch des Monats tagt 
das "Organisations-Plenum". Es plant 
Einkäufe und Reparaturen, bestimmt, 
wer wann Wirt im Cafe ist, bespricht die 
Öffentlichkeitsarbeit . . Und es diskutiert 
immer wieder die schon bei seiner Grün­
dung ungewisse Zukunft des Forums. 

Eigentlich steht das Gebäude schon 
seit langem kurz vor dem Abriß, Ende 
dieses Jahres ist es wohl (endlich) soweit. 
Ein Gutes im Schlechten: Zum Jahres­
wechsel konnten die Forum-Leute die 
Miete um 50 % drücken. Was '84 wird, 
wissen sie noch nicht. 

Forum für Völkerverständigung 
Limitenstr. 97 

4050 Mönchengladbach 2 



Liebe Leserinnen, 
Liebe Leser 
trotz der auf Seite 4 geschilderten ateriellen Schwierigkeiten hat sich die Redak­
tion personell weiter verstärkt. Aber die arbeitet ja ohnehin ehrenamtlich. ln der 
Märzausgabe hatten wir noch festgestellt, daß im Gegensatz zum Herausgeberbei­
rat kein Redakteur mehr der FDP angehört. Mit Reinhard Lütkemeyer, jetzt neu 
im Redaktionsimpressum und b ·s vor kurzem noch Assistent des bis vor kurzem 
noch FDP-Landesvorsitzenden Hirsch im Bundestag, hat sich dies geändert. 
Helmut W Undner ist der z ..eite der 'Neuen'. Mit ihm ist ein Medienprofi in 
die Reihen der Blattmacher getreten. Lange Jahre war er als Pressesprecher der 
Jungdemokraten für die Öffentlichkeitsarbeit des Jugendverbandes verantwortlich. 
Für d(e liberalen drucksachen will er sich vornehmlich kultureller Themen und des 
außerparlamentarischen "Banner Pflasters" annehmen. 
Auch im Herausgeberbeirat hat es eine politische Veränderung gegeben. Christoph 
Strässer wurde an seinem 34. Geburtstag. Mitglied der Liberalen Demokraten. Da­
mit gehören nun alle DJD-Bundesvorsitzenden der letzten zehn Jahre dieserneuen 
Partei an. 
ln der letzten Ausgabe hätte ein Fehler fast dazu geführt, daß die Liberalen Demo­
kraten auch ein Mitglied verloren hätten. Ein niederSächsischer ld-Leser war empört, 
daß in der veröffentlichten Bundesvorstandsliste kein Niedersachse mehr auftauch­
te. Wir hatten Hanna Thum aus Worpswede unterschlagen, die in Kassel in ihrem 
Amt als stellvertende Bundesvorsitzende bestätigt worden ist. 
Beschwerden ereichen uns gelegentlich, in denen Abonnenten uns mitteilen, daß wir 
jedes Mal wieder irgendeinen Fehler wiederholen. Dies liegt an der einprogrammier­
ten Störrischkeit von Computern. Wir selbst haben kaum die Möglichkeit, Fehler 
zu entdecken. Deshalb die Bitte: Wenn etwas nicht stimmt, sofort reklamieren; am 
besten schriftlich. 
Für die nächste Ausgabe stehen wir vor der Schwierigkeit, daß die Gleichung Som­
merzeit = Ferienzeit auch für unsere Redaktion gilt. Die meisten zieht es in den Sü­
den - Italien, Baskenland und Portugal sind unter den Reisezielen. Für die Zurück­
gebliebenen bedeutet das für die nächste Ausgabe noch mehr Arbeit. Sie sind des­
halb für Anregungen, Ideen und Beiträge aller Art besonders dankbar. 

ln diesem Sinne 
Ihredrucksachen-Macher 
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personelles 

Bodenständig 
Peter Steinringer (36) wurde in seiner 

Heimatstadt Mainz zum ersten Landes­
vorsitzenden der Liberalen Demokraten 
Rheinland-Pfalz gewählt. Landesschatz­
meister wurde der Student Lutz Dreyer 
aus Ludwigshafen, stellvertretender Lan­
desvorsitzender der Diplomchemiker Pe­
ter Kilz, ebenfalls aus Mainz. 

Mit der Konstituierung des Landesver­
bandes si.nd nun auch im Land zwischen 
Rhein und Mosel die organisatorischen 
Vorausetzungen für den Aufbau einer 
fortschrittlichen liberalen Partei auf dem, 
so Peter Kilz, "schwierigen, weil boden­
ständigen rheinland-pfälzischen Terrain" 
geschaffen . 

ln einem Grußschreiben bot Nico Weg-

Nico 
Wegter 

t er, Außensekretär der holländischen De­
mokraten 66, die "völlige Unterstützung" 
seiner Partei für die Arbeit der rheinland­
pfälzischen Regionalorganisation an. 

Ebenfalls mit einem Grußschreiben da­
bei war der Mainzer Oberbürgermeister 
Jockei Fuchs (SPD). Er wünschte den 

Versammelten, daß die Stadt Mainz "Aus­
gangspunkt für eine erfolgreiche Arbeit 
sein" möge. Die Liberalen Demokraten 
hätten als eine junge Partei "einen sicher­
lich nicht leichten Weg vor sich, wenn sie 
sich im Feld der etablierten Parteien 
behaupten wollen". 

Haariger Wettkampf 
1.000 Mark hat Renate Besser, Lan­

desvorsitzende der niedersächsischen Li­
beralen Demokraten, geboten, wenn sie 
dem Geschäftsführer der Partei, Georg 
Hundt, die Haare schneiden darf. Ob 
sich der ehemalige stellvertretende Judo­
Chef, den die ZDF-Magaziner liebend 
gern ablichteten ("Achtung, das Woll­
knäuel kommt"), allerdings von seiner 
Haarpracht trennen will, erscheint höchst 
zweifelhaft: Hat doch der frühere FDP­
Kreisvorsitzende Christian Uliczka die 
gleiche Summe dagegengesetzt. ln der 
LD-Zentrale überlegt man nun fieberhaft, 
ob Hundt für den Hessen- und Bremen­
Wahlkampf Haare lassen muß oder gar 
doppelt -kassiert werden kann. 

Wid~rstandspflicht 
Von der akuten Gefahr einer "tempo­

rären Diktatur des Parlaments" hat Wil­
liam Borm auf einer gemeinsamen Veran­
staltung mit dem saarländischen SPD-Lan­
desvorsitzenden Oskar Lafontaine in Saar­
louis gewarnt. Borm wiederholte seinen 

Besitzer: Dietmar und Ilse Görner 
St . Vither-Str. 16 
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5108 Monschau/Eifel 
Telefon: 02472/2120 

Zimmer mit Dusche, WC, TV 
Terasse und Liegewiese 

Rodelbahn 
städt. Schwimmbad und Sauna (3 Min.) 

Parkplatz am Haus 

Dieses Haus im Stil und mit dem Komfort unserer Zeit ist bestens 
geeignet für Ihren Urlaub sowie für Ihre Seminare und Tagungen im 

gemütlichen Rahmen. 

Übernachtung mit Frühstück ab 30,- DM, Preise für Halbpension, 
längere Urhiubsaufenthalte, Seminare und Tagungen auf Anfrage. 

zuerst auf dem Evangelischen Kirchentag 
vorgetragenen Vorschlag, angesichts der 
zunehmenden Entfernung größerer Teile 
der Bevölkerung vom Bundestag bestimm­
te plesbiszitäre Elemente und damit di­
rektere Einwirkungsmöglichkeiten wie 
Volksbegehren und Volksentscheid in das 
insofern reformbedürftige Grundgesetz 
einzufügen. Im Hinblick auf die näherrük­
kende Raketen-Stationierung äußerte Wil­
liam Borm die Auffassung, daß es gegen 
dieses Vorhaben keine Berufung auf das 
kodifizierte Widerstandsrecht geben kön­
ne, aus der Drohung mit der atomaren 
Vernichtung sehr wohl aber eine- höher­
rangige - moralische Widerstandspflicht 
der Bürger erwachse. 

Oskar Lafontaine, der in Übereinstim- -
m(Jng mit Borm erneut die Enttabuisie­
rung der NATO-Mitgliedschaft der Bun­
desrepublik verlangte, hatte seine Rede 
vor den 300 Versammlungsteilnehmern 
mit einer Laudatio auf den Ehrenvorsi­
zenden der Liberalen Demokraten einge­
leitet: "Wenn Du Dich später einmal 
fragst, welchen Sinn hat mein Wirken in 
der Politik gehabt, hat es sich eigentlich 
gelohnt, dann kann ich Dir antworten als 
Angehöriger einer anderen Genera~ion 
und einer anderen Partei: William Borm 
hat vielen Menschen Mut gemacht, er ist 
uns Vorbild geworden, er hat viele zum 
Nachdenken gebracht. William Borm hat 
vielen Jüngeren Kraft gegeben, für ihr Le­
ben aufzustehen statt zu resignieren. Sein 
Einsatz hat sich gelohnt." 

Lauschangriff 
Wolfgang M. Litendorf, Fraktionsvor­

sitzender der Liberalen Demokraten im 
Stadtrat von Wilhelmshaven, ist Opfer 
eines Lauschangriffs geworden. Die illega­
le Abhöraktion steht im Zusammenhang 
mit der Aufdeckung eines Giftmüllskan­
dals, den der liberale Stadtrat ans Licht 
der Öffentlichkeit brachte: ln den Haus­
mülldeponien der Jade-Stadt waren von 

· einer Tank- und Schiffsreinigungsfirma 
tonnenweise giftige Ölschlämme abgela­
gert worden. 

Die "Wanze", die Latendorf unter sei­
nem Büroschreibtisch entdeckte, hatte 
ein Privatdetektiv angebracht. Der wollte 
im Auftrag seiner Hintermänner heraus­
finden, wer Latendoff die entscheidenden 
Hinweise zur Aufdeckung des Umwelt­
skandals geliefert hatte. Stattdessen kam 
man dem Abhörer selbst auf die Schliche. 
Zwei Tage nach dem Fund der Wanze 
wurde der Detektiv von der Hannoveraner 
Kriminalpolizei verhaftet. 



der- die- das -Ietzt 

Der 'münd ioe s ·· r er ' ist tot. 
Nach langer h erer Krank­

heit , ge en d ie er sich bis 
zuletzt\ ehrte , nach tiefen 

Phasen der Depressio n, konnte 
er sic h in der Stu nde seines 

Todes doch noch seelisch 
lösen und in das Unabwend­

bare fügen. 
Die Krise der Partei­

de mokra tie hatte ihm über i; 

~~E~N SIE l~, 
HERR Q'Mr~RNWALT 

lange Jahre doch mehr 
zugesetzt, als er sich hatte 
anmerken lassen. Aus dem 

Koma, in das er bei der 
Aufdeckung der Partei­

spendenaffäre gefallen war, 
ist er nicht mehr aufgewacht .""""----=::.....-;..___ ___ _ 

Der mündige Bürger (RIP*) 
(*requiestat in pecunia) 

ln seiner Jugend hatte der 'mündi­
ge Bürger' ganz gute Karten gehabt. 
Das -Bundesverfassungsgericht hatte 
ihm bescheinigt, daß der Staat, der 
von den Parteien nach dem Abzug 
der Aliierten besetzt worden war, 
der Legitimation durch das Volk 
bedürfe. Die Parteien waren vom 
Grundgesetz auf die Plätze verwie­
sen worden. Sie sollten bei der 
politischen Willensbildung nur mit­
wirken. 

Aber die Parteien waren dem Bür­
ger von Anfang an überlegen . Wie 
Heuschreckenschwärme breiteten 
sie sich über alle staatlichen Ein­
richtungen aus. Parlamente und Re­
gierungen, Gerichte und öffent-
1 ich er Dienst, Hochschulen , Rund­
fu nkans al en und se lbst kirchliche 
Einrichtungen fielen in ihre Hand. 

Nichts war or ihnen sicher. Mit 
Ausnahme on ein paar baufälligen 
Mietskasernen in erschiedenen 
Großstädten war für den mündigen 
Bürger kaum noch et ''as zu beset­
zen geblieben. So machte er sich 
auf den Weg durch die In st itutio­
nen. Wo er hinkam, st ieß er auf 
Ämterpatronage und Parteibuch­
wirtschaft, auf Raffgier und lnko m-

petenz. 
Die Reihe der Skandale und Affä­

ren war endlos. Er wurde krank da­
rüber. Bald waren die etablierten 
Parteien in ihrem Ansehen so tief 
gesunken, daß es an Nachwuchs­
leuten fehlte. Vor leeren Kassen 
sannen die Parteioberen auf Abhil­
fe. Schon lange zahlten die Partei­
mitglieder ihre Beiträge nicht mehr 
freiwillig. War es da nicht sinn­
voll, eine Direktfinanzierung der 
Parteien aus Haushaltsmitteln zu 
beschließen? Den Bundestag hatte 
man ja noch im Griff. 

Aber da machte das Bundesver­
fassungsgericht nicht mit. Diese At­
tacke auf die Verfassung war auch 
zu tölpelhaft geritten worden. Bei 
der mittelbaren Parteienfinanzie­
rung durch steuerliche Berücksich­
tigung von Beiträgen und Spenden 
war man lange nicht weitergekom­
men. Ob man hier nicht .. . ? 

Es fugte sich gut, daß im Dezem­
ber 1981 ein 'Amnestieentwurf' ei­

. niger namentl ich bekannter Mitglie­
der der etablierten Parteien im Bun­
destag, der die 'steuerliche Selbst­

. berichtigung' anstrebte und zu 
'Steuernachzahlungen' 

wollte, zur Unzeit bekannt und da­
mit gegenstandslos wurde. Der 
'vielschichtige Kreis der Personen', 
der im Entwurf des Gesetzes 'die 
einmalige und auf kurze Zeit be• 
grenzte Chance erhalten sollte, sich 
Straffreiheit zu verdienen ', konnte 
auf honorigere Weise als durch eine 
Amnestie gerettet werden. . 

Eine eigens vom Bundespräsiden­
ten eineberufene 'Sachverständigen­
Kommission' hat inzwischen einen 
'Bericht zur Neuordnung der Partei­
finanzierung' vorgelegt. Die darin 
vorgeschlagenen Maßnahmen dürf­
ten ausreichen, alle potentiellen 
Parteispendentäter vor dem gesetz­
lichen Richter zu bewahren. 

Damit wäre das Vertrauen zwi­
schen Bürger und Parteien, nach 
Meinung der Kommission 'eine un­
erläßliche Grundlage ftir eine parla­
mentarische Demokratie ' endgültig 
zerbrochen. Der Schaden, den das 
Amt des Bundespräsidenten und 
die Republik erleiden könnten 
spielt nun keine Rolle mehr. 

Den 'mündigen Bürger' trifft dies 
alles nämlich nicht mehr. Er ist am 
letzten Freitag anonym bestattet 
worden. 



Die Liberalen melden sich zurück 

Egmont R. Koch, Bremen 
Journalist 

-·~-= 

Wählerinitiative LD '83 

Es gibt wieder eine liberal-fort­
schrittliche Partei. Ende November 
1982 sind in Bochurn die Liberalen 
Demokraten gegründet worden -
eine Reaktion auf die Tatsache, 
daß die FDP sich zuvor als li-
berale Partei selbst aufgege-
ben hatte. Die Unter-

(..Seveso ist überall") zeichner des Aufrufs 
"Wählerinitiative LD '83" unterstützen 
die Wahlbeteiligung der Liberalen Demo­
kraten bei den Bürgerschaftswahlen in 
Bremen und den Landtagswahlen in Hessen 
arn 25. September dieses Jahres. Sie 
machen sich für den Versuch stark, 1 i- Christoph Strässer, Münster, Rechtsanwalt 
berale 1 fortsehr i t tliche und SOziale Erstunterzeichner .,Krefelder Appell" 

Politik wieder zu einem Faktor in allen Bereichen der Politik zu 

Heidrun Schmitt, 
I nnenarch itektin 

. machen. Die vergangenen Wahlen in Bund und Ländern 
haben gezeigt, daß SPD und Grüne es allein nicht 
schaffen werden. In Hessen haben SPD und Grüne ihre 
rechnerische Mehrheit im Landtag politisch nicht um­
setzen können, sie haben sich gegenseitig blockiert. 
Aber auch die Konservativen haben nach ihren vermeint­
lichen Wahlsieg vorn 6. März die Wahlen in Bremen und 
Hessen noch nicht gewonnen. Wer ihnen das Feld nicht 
überlassen will, muß jetzt aktiv werden. 
Die Unterzeichner unterstützen daher 
das Ziel der Liberalen Demokraten, über 
die Wahlen in Bremen und Hessen die 

Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß der Wähler auch 
bei der Bundestagswahl 1987 die Chance hat, einer 
glaubwürdigen liberalen Partei seine Stimme geben zu 
können. Das Programm der Liberalen Demokraten ist ge­
kennzeichnet durch das uneingeschränkte Eintreten für 
Frieden durch Abrüstung, für bürgerliche Freiheits- lngeSollwedel, 
rechte, vorsorgende Urnweltpolitik, soziale Sicherung Frankfurt/Main 

Landestrauen­auch in der Krise, Chancengleichheit in der Bildung, beauftragte 
Gleichberechtigung von Mann und Hessen 

Prof. Ulrich Klug, Köln 
. Justizsenator a.D. 

Frau und gegen die Diskriminierung von Minder­
heiten. Und ein Name wie Williarn Borrn als Ehren­
vorsitzenden der Liberalen Demokraten steht als 
Garant für die Glaubwürdigkeit des liberalen 
Neuanfangs. Wählen Sie arn 25. September die 
Liberalen Demokraten. 

Zurllcksenden an: 
Wlhlerinitiative LD "83" 
c/o Heldrun Schmitt 
Meckenheimer Allee 117 
53oo Bonn 1 Tel. o228/21o95o 

Sonderkonto 
"Wählerinitiative LD "83" 
Heldrun Schmitt 
Kt.Nr. J9.ooo.926 
Sparkasse Bonn 
BLZ 38o5oooo 
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